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Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat 

 
Wohnstrategie mit Massnahmen 

 

 
Der Gemeinderat hat die Wohnstrategie mit Massnahmen genehmigt und unterbreitet diese dem 

Stadtrat hiermit zur Kenntnis. 

 
 
Ausgangslage 

 
In den Legislaturrichtlinien 2017 – 2020 hat sich der Gemeinderat das Ziel gesetzt, vielfältiges 

Wohnen für alle zu ermöglichen und genügend Wohnraum für unterschiedliche Bedürfnisse zu 

schaffen. Ausserdem sollen der preisgünstige und hindernisfreie Wohnraum für unterschiedliche 
Wohnformen gefördert werden. Zur Umsetzung sei eine Wohn- und Arealstrategie für die ganze 

Stadt zu erarbeiten. Diese wird dem Stadtrat nun zur Kenntnis gebracht.  

 
Mit der vorliegenden Strategie wird zudem die Schwerpunktmassnahme «Erarbeitung einer Wohn- 

und Arealstrategie als Grundlage für die zukünftige Wohnstadtpolitik» des Stadtentwicklungskon-

zepts Bern (STEK 2016) umgesetzt. 
 

Der Projektname wurde von «Wohn- und Arealstrategie» zu «Wohnstrategie mit Massnahmen» 

geändert. Die Erarbeitung einer separaten Arealstrategie wäre zum jetzigen Zeitpunkt nicht zielfüh-
rend, weshalb darauf verzichtet wurde. Es ist kaum möglich, die über eine grosse Zeitspanne ab-

laufenden Arealentwicklungen mit zum Teil unbestimmtem Planungsstart bereits heute strategisch 

vorzubereiten und die Bevölkerung partizipieren zu lassen. Das Anliegen nach einer Koordination 
der Arealentwicklungen wird jedoch in Massnahme 1.1 der Wohnstrategie aufgenommen, mit der 

ein «Steuerungsinstrument Arealportfolio» geschaffen wird.  

 
 
Vorgehen 

 
Die Wohnstrategie mit Massnahmen basiert auf einem Grundlagenbericht, der mit Fakten zu Be-

völkerung, Wohnraum und Lebensqualität die aktuelle Ausgangslage der Wohnstadt Bern schildert. 

Er fasst die Anliegen der Politik sowie Trends und Prognosen zusammen. Weiter zeigt er auf, wie 
die Stadt Bern im Bereich Wohnen heute handelt – über den Fonds für Boden- und Wohnbaupoli-

tik, in der Raumplanung bzw. im Baurecht oder mit sozialpolitischen Tätigkeiten. 

 
Die Wohnstrategie wurde unter Federführung der Präsidialdirektion, in enger Zusammenarbeit mit 

der Direktion für Bildung, Soziales und Sport (BSS) sowie der Direktion für Finanzen, Personal und 

Informatik (FPI) und mit Einbezug der weiteren Direktionen erarbeitet. Sie wurde der Betriebskom-
mission des Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik sowie dem Rat für Seniorinnen und Senioren 

zur Kenntnis gebracht. Beide Gremien unterstützen die strategische Ausrichtung sowie die formu-

lierten Massnahmen.  
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Inhalte  

 
Die Wohnstrategie fokussiert auf die Zeit bis 2030. Sie beinhaltet die Vision einer Wohnstadt der 

Vielfalt, in der alle Menschen willkommen sind. Sie knüpft damit an das vierte Legislaturziel des 

Gemeinderats an. Auch die fünf wohnpolitischen Leitsätze orientieren sich am Begriff der Vielfalt: 
- Vielfalt ermöglicht Miteinander. Die Stadt Bern sorgt für vielfältigen Wohnraum für alle. 

- Vielfalt verbessert Lebenssituationen. Die Stadt Bern handelt sozial und gemeinwohlorientiert. 

- Vielfalt gestaltet Gesellschaft. Die Stadt Bern setzt auf engagierte, selbstverantwortliche Ein-
wohnerinnen und Einwohner, die mitbestimmen und Verantwortung mittragen. 

- Vielfalt verbindet Menschen. Die Stadt Bern bekennt sich zum Zusammenleben aller Men-

schen und zu starken Nachbarschaften. 
- Vielfalt schont Lebensgrundlagen. Die Stadt Bern handelt ressourcenschonend und zukunfts-

gerichtet. 

 
Die Massnahmen orientieren sich am Zeithorizont bis 2022. Sie fokussieren auf das Wohnen im 

engeren Sinn und zielen ab 

- auf Wohnraum und dazugehörigen Aussenraum, oder 
- auf Menschen, die darin leben, oder 

- auf Akteurinnen und Akteure, die Wohnraum erstellen oder dazu beitragen. 

 
Ausgewählt wurden Massnahmen mit strategischer Ausrichtung und Aussenwirkung. Auf Mass-

nahmen, die ausschliesslich verwaltungsinterne Prozesse betreffen (wie zum Beispiel die Erarbei-

tung von Richtlinien oder Merkblättern) wurde verzichtet. Massnahmen, die zwar der Wohnbevöl-
kerung dienen, aber durch andere Politik- und Fachbereiche abgedeckt werden (wie zum Beispiel 

soziale Infrastrukturen oder Verkehrsinfrastrukturen) sind ebenfalls nicht Teil der Wohnstrategie. 

Verzichtet wurde auch auf das Auflisten von Massnahmen, die bereits in anderen Konzepten ver-
bindlich verankert sind. So wird für Massnahmen zu ökologischen Standards von Wohnüberbau-

ungen auf den Richtplan Energie, die Energie- und Klimastrategie und das Biodiversitätskonzept 

verwiesen. Die raumplanerischen Massnahmen finden sich im Stadtentwicklungskonzept STEK 
2016. 

 

 
Umsetzung und finanzielle Folgen 

 

Die Präsidialdirektion koordiniert die Umsetzung der Wohnstrategie und Massnahmen und ist zu-
ständig für das Reporting zuhanden des Gemeinderats. Das Reporting wird zeitlich auf den Erar-

beitungsprozess der Legislaturrichtlinien abgestimmt; es erfolgt erstmals im Sommer 2020. 

 
Die Wohnstrategie wird von den städtischen Direktionen in ihrer täglichen Arbeit berücksichtigt. 

Den wohnpolitischen Zielen wird beispielsweise beim Abschluss von Baurechtsverträgen, bei der 

Überarbeitung der Bauordnung oder in Wettbewerbsverfahren für den Wohnungsbau Rechnung 
getragen. Die Ausarbeitung und Umsetzung der Massnahmen erfolgt innerhalb des Globalbudgets, 

zulasten der Rechnung des Fonds oder zulasten eines Investitionskredits. Die federführenden 

Amtsstellen sind bei den Massnahmen aufgeführt. 
 

Sollten aus Massnahmen zusätzliche Kosten resultieren, werden deren Höhe und Finanzierung 

zunächst mit konzeptionellen Arbeiten hinterlegt und den finanzkompetenten Organen später zum 
Beschluss vorgelegt.  
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Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Wohnstrategie mit Massnahmen zustimmend zur 

Kenntnis zu nehmen. 
 

 

Bern, 17. Oktober 2018 
 

 

Der Gemeinderat 
 

 

 
 

 
Beilagen: 

- Wohnstrategie mit Massnahmen, Oktober 2018 

- Grundlagenbericht zur Wohnstrategie, Oktober 2018 

 



 







Wohnen ist laut Weltgesundheitsorganisation «die Verbindung von Wohn­
unterkunft, Zuhause, unmittelbarem Wohnumfeld und Nachbarschaft». 
 Wohnen ist für die Lebensqualität jeder und jedes Einzelnen bedeutend 
und für den sozialen Zusammenhalt zentral. Wohnen ermöglicht das 
 Ausdrücken der eigenen Individualität, Wohnen bietet Rückzug und Privat­
heit, Wohnen schafft Nachbarschaften und Gemeinschaften. 

Wohnen hat auch eine sozialpolitische Dimension. Die Berner Kantons­
verfassung formuliert für den Kanton und die Gemeinden unter  
anderem das Sozialziel, «dass alle zu tragbaren Bedingungen wohnen 
können». Die städtische Gemeindeordnung enthält den Auftrag, 
 «Massnahmen zur Förderung des Baus und der Erhaltung preisgünstiger 
Wohnungen, zur Verbilligung von Wohnungsmieten und zur Förderung 
selbstgenutzten Wohneigentums» zu treffen. 

Seit Jahren ist der Wohnungsbau ein Schwerpunkt der Politik und der 
öffentlichen Diskussion in der Stadt Bern. Die Wohnpolitik hat für  
den Gemeinderat auch in Zukunft grosse Bedeutung. Er will gezielt handeln 
und die Menschen ins Zentrum seiner wohnpolitischen Arbeit stellen. 
Deshalb hat der Gemeinderat die vorliegende Wohnstrategie verabschiedet, 
in der er Schwerpunkte für seine zukünftigen Tätigkeiten setzt. 

Die Wohnungsversorgung der Stadtberner Bevölkerung wird heute vor 
allem durch private gewinnorientierte Akteurinnen und Akteure  sicher­ 
gestellt, die mehr als drei Viertel der Wohnungen besitzen. Ihnen kommt 
auch zukünftig eine zentrale Rolle zu. Ergänzend will der Gemeinderat  
jedoch insbesondere die gemeinnützigen Trägerschaften stärken. Sie stellen 
für die öffentliche Hand ideale Partnerinnen dar, weil sie wie die Stadt 
gemeinnützige und gemeinwohlorientierte Ziele verfolgen und durch ihren 
Gewinnverzicht Leistungen für kommende Generationen erbringen.  
Ebenfalls intensivieren wird die Stadt den eigenen Wohnungsbau. Die Stadt 
will ihren Handlungsspielraum dort ausschöpfen und wohnpolitisch  
gestalten, wo es möglich und inanzierbar ist. 

Die Stadt kann ihre wohnpolitischen Ziele nur gemeinsam mit vielen  
Akteurinnen und Akteuren erreichen. Der Gemeinderat dankt allen  
Beteiligten für die Unterstützung und die konstruktive partnerschaftliche 
Zusammenarbeit. 

Alec von Graffenried  
Stadtpräsident 

Vorwort
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Die vorliegende Wohnstrategie mit Massnahmen fasst  
die wohnpolitischen Handlungsschwerpunkte des 
Gemeinderats zusammen. Sie gibt der Stadtverwaltung 
die Leitlinien für ihr Handeln im Bereich Wohnen vor  
und soll externen Akteurinnen und Akteuren sowie 
interessierten Kreisen zur Information über die städtische 
Wohnpolitik dienen. Die Strategie orientiert sich am 
Zeithorizont 2030, die Massnahmen beziehen sich im 
Wesentlichen auf die kommenden vier Jahre bis  
Ende 2022.

Die Wohnstrategie befasst sich mit Wohnpolitik im 
engeren Sinn und fokussiert auf die Deckung des  
Wohnungsbedarfs der Bevölkerung. Selbstverständlich 
sind für die Wohnstadt Bern und das gute Leben  
in der Stadt nebst Wohnungen auch ein qualitätsvolles 
Wohnumfeld, eine intakte Umwelt, eine bedarfs ­ 
ge rechte soziale Infrastruktur, Verkehrsinfrastrukturen 
sowie viele weitere Anlagen und Angebote not­ 
wendig. Weil es sich bei der vorliegenden Strategie  
um eine sektorielle Betrachtung des Wohnens  
handelt, werden diese Bereiche weitgehend ausge­
klammert. Sie sind Teil der Konzepte anderer  
Politik­ und Fach bereiche. 

Laut dem Stadtentwicklungskonzept (STEK 2016) soll  
die Stadtberner Bevölkerung bis zum Jahr 2030 um  
rund 12 Prozent bzw. etwa 17 000 Personen anwachsen, 
was ungefähr 8500 zusätzliche Wohnungen erfordert.  
Das STEK 2016 zeigt auf, wo und mit welchen räumlichen 
Qualitäten die verstärkte Wohnbautätigkeit stattinden 
soll. Es gibt ebenfalls Auskunft darüber, wie die Bevölkerung 
bei den Entwicklungen einbezogen und die Nach ­ 
haltigkeit berücksichtigt wird. Diese Themen werden in der 
vorliegenden Wohnstrategie deshalb nur gestreift. 

Die vorliegende Wohnstrategie basiert auf einem  
separaten Grundlagenbericht.

Einleitung Verbindlichkeit

Die Ziele betreffen sowohl Tätigkeitsfelder, in denen die 
Stadt Bern direkt mit eigenen Grundstücken und  
Wohnungen agieren kann als auch solche, in denen die 
Stadt mit privaten Trägerschaften zusammenarbeitet  
oder sensibilisierend beziehungsweise beratend handelt. 
Dementsprechend sind die Ziele für die Stadtverwal­ 
tung und den Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik ver­ 
bindlich. Für private Bauherrschaften dienen diese  
als Leitfaden und Einladung, die städtischen Absichten  
zu unterstützen.
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Seit der Jahrtausendwende wächst die Wohnbevölkerung 
in der Stadt Bern an und umfasst heute über 142 000 
Menschen. Steigende Geburtenzahlen und die Zu­
wanderung von insbesondere jüngeren Menschen der 
Altersgruppe der 18­ bis 25­Jährigen führten dazu,  
dass das Durchschnittsalter in den letzten 20 Jahren um 
rund zwei Jahre auf knapp 41 Jahre gesunken ist.  
Die Privathaushalte in der Stadt Bern hatten im Jahr 2012 
im Mittel ein jährliches verfügbares Haushaltsein ­ 
kommen von rund 66 000 Franken und ein mittleres 
Reinvermögen von rund 53 000 Franken. Ein Viertel der 
Stadtberner Haushalte hatte pro Jahr weniger als  
42 201 Franken Einkommen zur Verfügung und besass 
praktisch kein Vermögen. Stark in der Stadt Bern  
vertreten sind Personen mit individualisierten Lebensstilen. 
Für diese Menschen spielt Wohnen gemäss Theorie 
generell eine weniger dominante Rolle als für Personen 
mit traditionellen Lebensstilen. Menschen mit indivi ­ 
du alisierten Lebensstilen suchen ein urbanes Wohnum­
feld, agieren auf dem Wohnungsmarkt eher preis­ 
sensitiv und präferieren häuig Mietwohnungen gegen­
über Wohneigentum.

Der Berner Wohnbevölkerung stehen knapp 77 000 
Wohnungen zur Verfügung. Nur rund ein Viertel  
der Wohnungen verfügt über vier oder mehr Zimmer.  
Die Wohnungen sind nicht optimal genutzt. Mehrere 
tausend Haushalte müssen sich mit engen Wohnverhält­
nissen (mehr Bewohnerinnen oder Bewohner als  
Zimmer) begnügen. Demgegenüber sind die Hälfte der 
Grosswohnungen mit vier und mehr Zimmern durch  
Ein­ und Zweipersonenhaushalte besetzt. 

Rund drei Viertel der Gebäude mit Wohneinheiten in der 
Stadt Bern gehören natürlichen Personen. Das restliche 
Viertel teilen sich Bau­ und Immobiliengenossenschaften, 
andere juristische Personen und die öffentliche Hand. 
Gemeinnützigen Trägerschaften gehören rund 7900 
Mietwohnungen. Rund 2000 Mietwohnungen beinden 
sich im Eigentum des Fonds für Boden­ und Wohnbau­
politik (Fonds) der Stadt Bern. Die Wohneigentumsquote 
in der Stadt Bern hat sich in den letzten Jahren erhöht 
und liegt aktuell bei rund 17 Prozent.

Die Leerwohnungsziffer in der Stadt Bern ist seit Jahren 
tief und die Mietzinsen steigen kontinuierlich an.  
Diese angespannte Wohnungsmarktsituation ist insbe­ 
sondere für die knapp 17 Prozent von Armut oder  
Armuts gefährdung betroffenen Haushalte eine Heraus­
forderung. Auch für den Mittelstand, insbesondere  
für Familien haushalte, ist zahlbarer und genügend grosser 
Wohnraum die Voraussetzung für ein Leben in der  
Stadt. Nach wie vor ziehen mehr Familien aus Bern weg 
als zu. 

Die Nachfrage nach Wohnraum in der Stadt Bern wird 
aufgrund des Reurbanisierungstrends voraussichtlich  
auch zukünftig gross bleiben. Das Stadtentwicklungs­
konzept STEK 2016 geht bis zum Jahr 2030 von einem 
Bevölkerungswachstum um rund 17 000 Einwohner­ 
innen und Einwohner aus. Die Lebensqualität in Stadt­
berner Quartieren soll weiter verbessert werden und zum 
Substanzerhalt sowie zur Verbesserung der Energiebilanz 
sind Gebäude sanierungen nötig. Es ist davon auszuge­
hen, dass dies zu weiter steigenden Wohnungspreisen 
führt. Bei einer überregionalen Betrachtung wäre dies 
weniger problematisch, da die Wohnungsmieten tendenzi­
ell mit zunehmender Entfernung vom Stadtzentrum 
abnehmen. Die Stadt Bern hat aber den Anspruch, eine 
Wohnstadt für Menschen aus allen Einkommensschichten 
zu bleiben und einer Verdrängung von Menschen mit 
kleinem Budget in die Region entgegenzuwirken. In der 
Stadt Bern gibt es Arbeitsplätze mit unterschiedlichen 
Salären. Es ist nicht erstrebenswert, dass Arbeitnehmen­
de mit kleinem Lohn in der Stadt keine bezahlbare 
Wohnung inden und gezwungen sind, von ausserhalb zur 
Arbeit zu pendeln. Daher braucht es beim Wohnungsan­
gebot einen guten Mix und es ist im Bereich des Wohn­
raums für tiefe und mittlere Einkommen gezielt zu 
handeln; angemessene Wohnungsangebote sind zu 
erhalten bzw. zu schaffen.

Das Wohnungsangebot bewegt die Berner Bevölkerung, 
wie die Bevölkerungsbefragung 2015 zeigte. Zu teure 
Wohnungen wurden als fünftgrösstes Problem der Stadt 
Bern genannt und die Befragten orteten in diesem 
Bereich den grössten Handlungsbedarf.

In der Stadt Bern wird bereits heute in verschiedenen 
Tätigkeitsfeldern wohnpolitisch gehandelt. Die Stadt selber 
agiert direkt über die städtischen Grundstücke und 
Wohnungen, die sich im Fonds beinden. Die rund 2000 
städtischen Wohnungen und die städtischen Grund­ 
stücke bieten jedoch nur einen begrenzten Spielraum bei 
der Bewältigung der Herausforderungen. Die wohn­
politische Einlussnahme auf private, gewinnorientierte 
Trägerschaften, die quantitativ den grössten Teil der 
Wohnraumversorgung abdecken, erfolgt in begrenztem 
Ausmass über raumplanerische Instrumente.

Weitere Informationen, Zahlen und Quellen zur wohn­
politischen Ausgangslage inden sich im Grundlagen­
bericht zur Wohnstrategie. 

Ausgangslage
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Vision 

Die Vision beschreibt die grundsätzliche Ausrichtung 
der Wohnstrategie. Sie gibt vor, an welchem Ideal­ 
bild sich die Leitsätze und wohnpolitischen Ziele der 
Stadt Bern ausrichten. 

Bern ist die Wohnstadt der Vielfalt,  
in der alle Menschen willkommen 
sind. 

Die Einwohnerinnen und Einwohner 
identifizieren sich mit der Stadt Bern 
und fühlen sich mit ihr verbunden. 

Die Wohnqualität der Menschen  
ist hoch. 
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Die folgenden Leitsätze zeigen, wie die Vision erreicht 
werden kann. Sie umfassen die Grundwerte der 
Wohnstrategie.

Vielfalt ermöglicht Miteinander

Die Stadt Bern sorgt für vielfältigen 
Wohnraum für alle. 

Ziel ist eine qualitativ gute Wohnversorgung für 
Bernerinnen und Berner – unabhängig von deren 
Einkommen, Alter, Herkunft, Religion, Geschlecht, 
Behinderung, Lebenslage oder Lebensstil. 

Vielfalt verbessert Lebenssituationen 

Die Stadt Bern handelt sozial  
und gemeinwohlorientiert. 

Ziel ist, dass auch Menschen, die auf dem Wohnungs­
markt benachteiligt sind, Zugang zu qualitativ gutem 
Wohnraum haben. 

Vielfalt gestaltet Gesellschaft

Die Stadt Bern setzt auf engagierte, 
selbstverantwortliche Einwohnerinnen 
und Einwohner, die mitbestimmen 
und Verantwortung mittragen. 

Ziel ist, dass Wohnformen mit Mitbestimmungs­
möglichkeiten sowie selbstverwaltete und ­bewohnte 
Wohnformen zunehmen. 

Vielfalt verbindet Menschen

Die Stadt Bern bekennt sich zum  
Zusammenleben aller Menschen  
und zu starken Nachbarschaften. 

Ziel ist, dass Kontakte zwischen unterschiedlichen 
Menschen sowie gute Nachbarschaften gefördert 
werden. 

Vielfalt schont Lebensgrundlagen

Die Stadt Bern handelt ressourcen-
schonend und zukunftsgerichtet. 

Ziel ist, dass durch soziale und bauliche Dichte sowie 
mit Wohnüberbauungen von hoher Qualität das 
urbane Leben gestärkt und die Nachhaltigkeit erhöht 
werden. 

Leitsätze
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Ziele 

Die wohnpolitischen Ziele und Massnahmen sind  
in fünf Kapitel gegliedert:

1. Entwicklung Wohnungs bestand

2. Wohnformen und Wohnungs vielfalt

3. Städtischer, preisgünstiger und 
gemeinnütziger Wohnungsbau

4. Nutzung, Vergabe und Belegung 
von Wohnraum

5. Beteiligung, Beratung und  
Zusammenarbeit

Die zu jedem Kapitel formulierten Ziele zeigen auf, 
welche Absichten der Gemeinderat und die  
Stadtverwaltung in den kommenden Jahren wohn­
politisch verfolgen. 

Es gilt, die Wohnungszahl in der Stadt Bern zu er ­ 
höhen. Darüber hinaus will die Stadt qualitativ  
und gezielt in Bereichen handeln, die vom gewinn­
orientierten Wohnungsmarkt ungenügend  
abgedeckt werden. Soll die Bewohnerschaft wie 
angestrebt vielfältig bleiben, ist aufgrund der  
zu erwartenden weiter steigenden Angebotsmieten 
schwerpunktmässig preisgünstiger Wohnraum  
für Menschen tiefer und mittlerer Einkommens­
klassen bereitzustellen. Zusätzlich braucht es sozial­
politische Massnahmen, welche den Zugang von 
Armutsbetroffenen zum Wohnungsmarkt und deren 
Wohnversorgung verbessern.
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Massnahmen

Die im Folgenden aufgeführten Mass nahmen 
orientieren sich grösstenteils am Zeithorizont 2022. 
Sie fokussieren auf das Wohnen im engeren Sinn  
und zielen ab 

– auf Wohnraum und dazugehörigen Aussenraum 
oder

– auf Menschen, die darin leben oder

– auf Akteurinnen und Akteure, die Wohnraum 
erstellen oder dazu beitragen.

Weggelassen sind Massnahmen, die interne Prozesse 
der Stadtverwaltung betreffen. Die Ziele der Wohn­
strategie werden sich dennoch in der täglichen Arbeit 
der Stadtverwaltung abbilden, zum Beispiel in 
Planungsverfahren, in Wettbewerbsverfahren oder in 
Baurechtsverträgen.

Alle Massnahmen sind Dienststellen zugewiesen, die 
für deren Umsetzung verantwortlich sind. Zudem sind 
die städtischen Stellen aufgeführt, die bei der 
Umsetzung einzubeziehen sind. Auf die Aufzählung 
externer Akteurinnen und Akteure wird aus Gründen 
der Übersichtlichkeit verzichtet; ihr Einbezug ist 
jedoch gewährleistet. Die Fachstelle Wohnbauförde­
rung des Stadtplanungsamts ist für Koordination und 
Reporting der Massnahmen zuständig.

Alle Massnahmen sind als verbindliche Aufträge  
des Gemeinderats auszuarbeiten und umzusetzen. 
Massnahmen, die zusätzliche inanzielle Mittel 
bedingen, sind zu konkretisieren und den inanz­
kompetenten Organen zum Beschluss vorzulegen.



12

1. Entwicklung 
Wohnungs-
bestand Die Stadt verfolgt bei der Entwicklung des  

Wohnungsbestands folgende Ziele:

1a) Die Stadt schafft die Grundlagen 
für den Bau zusätzlicher Wohnungen 
und vergrössert die Wohnungszahl.

1b) Die Stadt setzt sich bei der  
Sanierung oder beim Ersatz beste-
hender Wohnungen für Kosten-  
und Ressourcenbewusstsein ein. 

1c) Die Stadt setzt sich für eine  
hohe Qualität und vielfältige Nutz-
barkeit der Wohnungen sowie  
der privaten und halbprivaten Aussen-
räume ein.

1d) Die Stadt setzt sich für hohe 
ökologische Standards von Wohn-
überbauungen ein.
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Die Stadt setzt im Bereich der Entwicklung des  
Wohnungsbestands folgende Massnahmen um:

1.1) Steuerungsinstrument 
Arealportfolio

Erarbeiten und Bewirtschaften eines Instruments  
zur Steuerung und zum Monitoring der Areal ­ 
ent wicklungen gemäss den wohnpolitischen Zielen, 
zur gesamtstädtischen Interessensabwägung  
und Positionierung der Areale. Berücksichtigung der 
verschiedenen Eigentümerschaften. 

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget bzw. zulasten 
Investitionskredit (MIP-Anmeldung STEK 2016 
Folgearbeiten)

Beteiligte: SPA1, ISB 

Termin: Ab 2018

1.2) Strategien bestehende  
(Gross-)Siedlungen

Eruieren des Handlungsbedarfs und Erarbeiten von 
Strategien zum Umgang mit bestehenden (Gross­)
Siedlungen mit Sanierungsbedarf / zur integralen 
Quartierentwicklung (z.  B. betreffend Eigentums­ und 
Organisationsstrukturen, Nutzung und Gestaltung 
privater und halbprivater Aussenräume).

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget bzw. zulasten 
Investitionskredit (MIP-Anmeldung STEK 2016 
Folgearbeiten)

Beteiligte: SPA, Sozpl, ISB 

Termin: 2019–2020

1.3) Aneignungsmodell

Erarbeiten eines Modells zur Aneignung von privaten 
und halbprivaten Aussenräumen durch die Bewohner­
schaft, Umsetzungsplanung einer Testphase, Klären 
von baubewilligungsrelevanten Fragen, Prozessen 
und Zuständigkeiten.

Finanzierung Modellerarbeitung: Innerhalb Globalbud-
get 
Finanzierung Testprojekte: Im Rahmen der Projektie-
rungs- und Baukredite

Beteiligte: SGB, ISB, SPA, BI, TAB 

Termin: Ab 2019

1 Federführende Stelle ist hervorgehoben.

1.4) Aussenräume von 
Wohnüberbauungen

Erarbeiten eines Praxisblatts zur Nutzung und 
Gestaltung privater und halbprivater Aussenräume 
von Wohnüberbauungen (Umgang mit Spielplatz­ und 
Spiellächenbedarf, Biodiversität, Parkierung Velo und 
MIV etc.) 

Finanzierung: Investitionskredit aus Rahmenkredit 
Freiraumplanung

Beteiligte: SPA, SGB, VP

Termin: 2019

 Massnahmen aus STEK 2016

Das Stadtentwicklungskonzept STEK 2016 enthält die 
raumplanerischen Massnahmen zur Vergrösserung 
der Wohnungszahl. Auf eine Aufzählung der Massnah­
men im vorliegenden Dokument wird verzichtet.

 Massnahmen zu ökologischen 
Standards bei Wohnüberbauungen

In der Energie­ und Klimastrategie, im Richtplan 
Energie sowie im Biodiversitätskonzept sind die 
Massnahmen zu ökologischen Standards bei Wohn­
überbauungen formuliert. Auf eine Aufzählung der 
Massnahmen im vorliegenden Dokument wird 
verzichtet.
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Die Stadt verfolgt im Bereich der Wohnformen und 
Wohnungsvielfalt folgende Ziele:

2a) Die Stadt engagiert sich für  
einen breiten Wohnungsmix und 
grosse (Familien-)Wohnungen –  
auch bei privaten Wohnbauprojekten.  
Sie erhöht die Anzahl Wohnungen  
mit vier und mehr Zimmern in ihrem 
Portfolio bis 2030 auf mindestens 700.

2b) Die Stadt fördert gemeinwohl-
orientierte, gemeinschaftliche  
sowie selbstverwaltete Wohnformen 
und Trägerschaften.

2c) Die Stadt setzt sich dafür ein, 
dass hindernisfrei gebaut wird,  
insbesondere für ältere Menschen 
und Menschen mit Behinderung.  
Sie erhöht die Anzahl hindernisfreier 
Wohnungen in ihrem Portfolio bis 
2030 auf mindestens 500. 

2d) Die Stadt unterstützt Genera-
tionenwohnprojekte und  
nachbarschaftsfördernde Projekte.

2e) Die Stadt fördert kreative, neue 
Wohnformen und -ideen und  
berücksichtigt die gesellschaftlichen 
Veränderungen. 

2f) Die Stadt handelt im eigenen 
Wohnungsbau in der Regel  
marktergänzend und erstellt Wohn-
raum schwergewichtig in (Preis-)
Segmenten, die von gewinnorientier-
ten Trägerschaften wenig beachtet 
werden.

2g) Die Stadt sorgt dafür, dass das 
Angebot an Wohnformen für  
ältere Menschen mit Betreuungs-
bedarf erhöht wird.

2. Wohnformen 
und Wohnungs-
vielfalt
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Die Stadt setzt im Bereich Wohnformen und  
Wohnungsvielfalt folgende Massnahmen um:

2.1) Innovative und  
integrative Wohnformen 

Realisieren von Projekten mit visionären, innovativen, 
gemeinschaftlichen Wohn­ und Nachbarschafts­
modellen (z.  B. Generationenwohnen, Wohn­ und 
Plegemodell 2030 von Curaviva).

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb Global-
budget, evtl. Realisierung zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: SPA, ISB, AVA, Sozpl

Termin: Ab 2018

2.2) Zwischenwohnen

Erarbeiten eines Konzepts und Pilotprojekts zur 
temporären Nutzung von ungenutzten Wohnbau­ 
a realen durch verschiebbare Modulbauten /Wohn­ 
Container. Damit soll Wohnraum auf Zeit geschaffen 
und Entwicklungsarealen Identität verliehen werden. 

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb  
Globalbudget bzw. zulasten Investitionskredit 
(MIP-Anmeldung STEK 2016 Folgearbeiten)

Beteiligte: SPA (Konzept), ISB (Pilotprojekt)

Termin: Ab 2019

2.3) Nachbarschaftsprojekt 

Realisieren eines Projekts zur Förderung der Nach­
barschaftshilfe in der gesamten Stadt (Projekt socius).

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget 

Beteiligte: AVA

Termin: Läuft

2.4) Sprungbrett-Wohnungen

Evaluieren des Projekts Sprungbrett­Wohnung, 
evtl. Prüfen einer Erweiterung des Projekts auf 
geeignete Wohnungen des Fonds.

Finanzierung Evaluation: Innerhalb Globalbudget  
bzw. innerhalb Leistungsvertrag WOhnenbern 
Finanzierung Wohnraum: Zu prüfen in Überein-
stimmung mit Reglement über die Boden- und 
Wohnbaupolitik der Stadt Bern

Beteiligte: AVA, ISB

Termin: Ab 2021

2.5) Betreute Wohnformen  
für ältere Menschen

Prüfen einer inanziellen Unterstützung von betreuten 
Wohnformen und von Betreuungsdienstleistungen 
zuhause für ältere Menschen.

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget

Beteiligte: AVA

Termin: Läuft
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3. Städtischer, 
preisgünstiger 
und gemein-
nütziger  
Wohnungsbau 

Die Stadt legt einen Schwerpunkt auf städtischen, 
preisgünstigen und gemeinnützigen Wohnungsbau 
und verfolgt folgende Ziele:

3a) Die Stadt erhöht das Angebot  
an preisgünstigen Wohnungen.  
Die Hälfte der bis 2030 in der Stadt 
Bern neu gebauten Wohnungen  
entsteht im preisgünstigen/gemein-
nützigen Segment (Kostenmiete). 

3b) Die Stadt baut vermehrt selber 
und vergrössert ihr Wohnungs - 
port folio.

3c) Die Stadt erhöht die Anzahl  
Mietverträge im Segment günstiger 
Wohnungen mit Vermietungs- 
kriterien (GüWR-Wohnungen) bis 
zum Jahr 2025 auf 1000 Einheiten.

3d) Die Stadt arbeitet bevorzugt  
mit Partnerinnen und Partnern  
zusammen, die die wohnpolitischen 
Ziele der Stadt langfristig mittragen. 

3e) Die Stadt setzt sich dafür ein, 
dass sich auch gewinnorientierte 
Trägerschaften für preisgünstigen 
Wohnungsbau engagieren. 

3f) Die Stadt fördert gemeinnützige 
Trägerschaften und Wohnbauprojekte.



17

Die Stadt setzt im Bereich des städtischen, preis­
günstigen und gemeinnützigen Wohnungsbaus 
folgende Massnahmen um:

3.1) Rahmenkredit Kauf 
Wohnliegenschaften

Schaffen und Nutzen eines Rahmenkredits für den 
Kauf von Wohnliegenschaften (60 Mio. Franken, 
Umsetzung interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/
JA!, GFL/EVP: Wohnbaufonds muss handlungsfähig 
sein – Globalkredit für den Erwerb von Liegenschaften 
und Grundstücken). 

Finanzierung: 60 Mio. Franken, zulasten Rechnung 
Fonds

Beteiligte: ISB

Termin: 2018–2022

3.2) Umsetzungsstrategie  
GüWR-Wohnraum

Erarbeiten und Anwenden einer Umsetzungsstrategie/ 
­planung zur Erreichung des Ziels von 1000 GüWR­
Mietverträgen bis 2025.

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: ISB, Sozpl, SPA

Termin: Ab 2018

3.3) Preisgünstigkeitsverpflichtung  
in Wohnzonen

Umsetzen der Preisgünstigkeitsverplichtung der 
Initiative «Für bezahlbare Wohnungen» (Wohn­Initiati­
ve) bzw. Schaffen von Ersatz, falls diese nicht in Kraft 
treten kann. 

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget 

Beteiligte: SPA, BI, ISB

Termin: Läuft

3.4) Stärkung gemeinnütziger 
Trägerschaften

Unterstützen der Gründung neuer gemeinnütziger 
Trägerschaften mit Selbstverwaltung (v.a. Mieter­
genossenschaften). Klären von Lösungsmöglichkeiten 
zur Kapitalbeschaffung neu gegründeter Mietergenos­
senschaften. Analysieren der in Bern vertretenen 
Trägerschaften. 

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget sowie  
über Leistungsvertrag Wohnbaugenossen schaften 
Schweiz

Beteiligte: SPA, ISB

Termin: Ab 2018

3.5) Vergabe von Darlehen  
und Bürgschaften 

Vergeben von Darlehen und Bürgschaften für gemein­ 
nützige Projektentwicklungen und Bauvorhaben 
gemeinnütziger Trägerschaften.

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: ISB

Termin: Ab 2018
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4. Nutzung, 
Vergabe  
und Belegung 
von Wohnraum

Bei der Nutzung, Vergabe und Belegung von  
Wohnraum verfolgt die Stadt folgende Ziele:

4a) Die Stadt sorgt dafür, dass  
Wohnraum in der Stadt Bern grund-
sätzlich Menschen zur Verfügung 
steht, die hier ihren Lebensmittel-
punkt haben. 

4b) Die Stadt sorgt bei eigenen  
Wohnungen und Wohnraum  
auf städtischem Land für eine hohe 
Wohnungsbelegung und einen  
geringen Wohnflächenkonsum.  
Dafür engagiert sie sich auch bei  
privaten Wohnbauprojekten.

4c) Die Stadt sorgt bei eigenen  
Wohnungen und Wohnraum  
auf städtischem Land dafür, dass ein 
namhafter Teil der Wohnungen  
Menschen zur Verfügung gestellt 
wird, die auf dem freien Wohnungs-
markt kaum Zugang zu einer  
qualitativ guten Wohnung haben. 
Dafür engagiert sie sich auch  
bei privaten Wohnbauprojekten.

4d) Die Stadt vermietet ihren Wohn-
raum diskriminierungsfrei und  
bedürfnisorientiert. Beispielsweise 
werden Menschen mit Behinderung, 
ältere Menschen und (Eineltern-)
Familien bei der Vermietung  
geeigneter Wohnungen prioritär 
berücksichtigt. 
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Die Stadt setzt im Bereich der Nutzung, Vergabe und 
Belegung von Wohnraum folgende Massnahmen um:

4.1) Dauerhafte Nutzung  
des Wohnraums 

Schaffen der rechtlichen Grundlagen zum Steuern 
temporärer Wohnraumnutzungen (Revision der 
Bauordnung BO).

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget 

Beteiligte: SPA, BI

Termin: Läuft

4.2) Überprüfung GüWR-Kriterien 

Überprüfen der Vermietungskriterien und Mietzinsen 
des Segments günstiger Wohnraum mit  
Vermietungskriterien (GüWR) mit dem Ziel einer 
stärkeren Orientierung des Systems an der  
Bedürftigkeit der Menschen. 

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: ISB, Sozpl, SPA

Termin: Läuft

4.3) Wohnraum für  
armutsbetroffene Menschen

Prüfen von Möglichkeiten zum Bereitstellen und 
Sichern von qualitativ gutem Wohnraum für  
armutsbetroffene Menschen, Prüfen der Zusammen­
arbeit mit gemeinnützigen und weiteren Träger­
schaften, Klären von Finanzierungsmöglichkeiten. 
Prüfen von Familienmietzinsbeiträgen.

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb  
Globalbudget bzw. zulasten Investitionskredit 
(MIP-Anmeldung STEK 2016 Folgearbeiten)

Beteiligte: SPA, ISB, Sozpl, SoA

Termin: 2019

4.4) Wohnraum für AHV- und  
IV-Rentnerinnen und Rentner

In Arealstrategien für städtisches Land sind die Mög­ 
lichkeiten zur Realisierung und Vermietung hinder­ 
nisfreier Wohnungen an AHV­ und IV­Rentnerinnen 
und Rentner mit und ohne Ergänzungsleis tungen  
zu dokumentieren. Bei Wohnbauprojekten des Fonds  
ist die Realisierung und Vermietung eines Anteils 
hindernisfreier Wohnungen innerhalb der Mietzinslimi­
ten der Ergänzungsleistungen anzustreben.

Finanzierung Konzeptarbeit: Zulasten Rechnung Fonds 
Finanzierung Wohnraum: Zu prüfen in Übereinstim-
mung mit Reglement über die Boden- und Wohnbau-
politik der Stadt Bern

Beteiligte: ISB, SPA, Sozpl, AVA

Termin: Ab 2018

4.5) Flankierende Massnahmen 
gegen Verdrängung 

Erarbeiten von Strategien zum Umgang mit mögli­
chen Verdrängungs­ und Gentriizierungseffekten  
bei Sanierungen, Ersatzneubauten und Siedlungsent­
wicklungen, in Zusammenarbeit mit Dritten. 

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb Global-
budget bzw. zulasten Investitionskredit (MIP- 
Anmeldung STEK 2016 Folgearbeiten) und Leistungs-
vertrag Wohnbaugenossenschaften Schweiz

Beteiligte: SPA, Sozpl, SoA, ISB

Termin: Ab 2019
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5. Beteiligung, 
Beratung und 
Zusammen-
arbeit

Im Bereich der Beteiligung, Beratung und Zusammen­
arbeit verfolgt die Stadt folgende Ziele:

5a) Die Stadt beteiligt die Bevölkerung 
und die Betroffenen aktiv an der 
Entwicklung, Sanierung, Gestaltung 
und Belebung von Wohnüberbau-
ungen.

5b) Die Stadt tauscht sich regelmässig 
mit Akteurinnen und Akteuren  
des Wohnungsmarktes sowie mit 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
zu wohnpolitischen Themen aus.

5c) Die Stadt intensiviert die Zusam-
menarbeit und den Austausch  
mit gemeinnützigen und weiteren 
wichtigen Trägerschaften, die  
die wohnpolitischen Ziele der Stadt 
unterstützen.

5d) Die Stadt sorgt für Beratungs- 
und Begleitangebote für Menschen 
mit Unterstützungsbedarf,  
um deren Selbstständigkeit und 
Wohnungsversorgung zu sichern,  
zu verbessern sowie deren  
Wohnkompetenzen und Wohn-
sicherheit zu erhöhen.

5e) Die Stadt setzt sich für den  
Abbau von Diskriminierungen  
bestimmter Bevölkerungsgruppen 
(z.  B. Armutsbetroffener, Menschen  
mit Migrationshintergrund oder 
Behinderung, älterer Menschen) auf 
dem Wohnungsmarkt ein.
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Die Stadt setzt im Bereich der Beteiligung, Beratung 
und Zusammen arbeit folgende Massnahmen um:

5.1) Beteiligung der Mieterschaft 

Erarbeiten und Anwenden von Leitlinien/Modellen 
zum Einbezug der Mieterinnen und Mieter städtischer 
Wohnungen sowie von gemeinnützigen Wohnungen 
auf städtischem Land, Unterstützen des selbstverwal­
teten Wohnens, Fördern nachbarschaftlicher Projekte 
inklusive Finanzierung (z.  B. Mieterfranken).

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: ISB, SPA, Sozpl

Termin: Ab 2018

5.2) Sensibilisierungsprogramm 

Erarbeiten und Umsetzen eines Programms zur 
Sensibilisierung der Akteurinnen und Akteure  
für die wohnpolitischen Ziele der Stadt, Bekannt­
machen von guten Beispielen (z.  B. innovative 
Wohnbauträgerschaft, hindernisfreies Vorzeigeprojekt, 
vorbildliches Mobilitätsmanagement).

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb Global-
budget, Angebot voraussichtlich zulasten Investitions-
kredit (MIP-Anmeldung STEK 2016 Folgearbeiten)

Beteiligte: SPA, ISB, Sozpl, AVA, weitere je nach Thema

Termin: Ab 2019

5.3) Leistungsvertrag Wohnbau-
genossenschaften Schweiz

Weiterführen des Leistungsvertrags mit dem Regio­
nalverband Bern­Solothurn von Wohnbauge nossen­ 
schaften Schweiz um weitere drei Jahre mit Option 
auf Verlängerung.

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: SPA, ISB

Termin: Ab 2019

5.4) Zusammenarbeit 
Gemeinnütziger Wohnungsbau

Schaffen eines Gefässes für eine institutionalisierte 
Zusammenarbeit zwischen Stadt und Vertreterinnen 
und Vertretern des gemeinnützigen Wohnungsbaus.

Finanzierung: Innerhalb Globalbudget sowie  
Leistungsvertrag Wohnbaugenossenschaften Schweiz

Beteiligte: SPA, ISB

Termin: Ab 2018

5.5) Beteiligungen Fonds  
für Boden- und Wohnbaupolitik 

Überprüfen der Baugesellschaften/Genossenschaften 
mit städtischer Beteiligung bezüglich Überein­
stimmung mit wohnpolitischen Zielen, allenfalls 
Neuausrichtung der Beteiligungen.

Finanzierung: Zulasten Rechnung Fonds

Beteiligte: ISB, SPA

Termin: 2019

5.6) Beratungsangebot Wohnen

Aufbau eines Beratungs­ und Vermittlungsangebots 
für Menschen mit Unterstützungsbedarf auf  
dem Wohnungsmarkt sowie Bündelung bestehender 
Angebote. Ziel: Finden und Halten von Wohnungen 
sowie Prävention von Wohnungsverlust. 

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb  
Globalbudget

Beteiligte: SoA, SPA, ISB

Termin: Ab 2019

5.7) Sicherstellung Mietzins/
Mietzinsgarantien

Entwickeln und Verbreiten von Garantie­Instrumenten 
zur Senkung der inanziellen Zugangshürden zum 
Wohnungsmarkt für Armutsbetroffene und ­gefährde­
te (z.  B. Fonds für Mietzinsdepots; Mietzinsgarantien 
und Solidarhaftungsangebote für Vermietende).

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb  
Globalbudget

Beteiligte: SoA, SPA

Termin: Ab 2019

5.8) Beratungsangebot Aussen- 
räume von Wohnüberbauungen

Prüfen eines Beratungsangebots zur Nutzung, 
Gestaltung und Plege von privaten und halbprivaten 
Aussenräumen von Wohnüberbauungen.

Finanzierung: Konzepterarbeitung innerhalb Global-
budget

Beteiligte: SGB, SPA, ISB

Termin: 2019
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Rollen der Akteurinnen und Akteure

Um die Ziele der Wohnstrategie erreichen zu können, 
braucht es die Arbeit und Unterstützung aller Akteurinnen 
und Akteure des Wohnungsmarktes:

Private
Private Akteurinnen und Akteure agieren sowohl im Miet ­ 
wohnungssegment als auch im Segment des Wohn­
eigentums. Aufgrund ihrer Gewinnorientierung sind die 
Angebotsmieten und Verkaufspreise in der Regel abhän­
gig von der jeweiligen Situation des Wohnungsmarktes. Im 
Rahmen der Umsetzung der Wohn strategie sollen private 
Trägerschaften für die Ziele der Stadt Bern sensibilisiert 
und animiert werden, Beiträge zur Zielerreichung zu 
leisten. 

Öffentliche Hand/öffentlich-rechtliche Körperschaften
Bund, Kanton Bern und öffentlich­rechtliche Körperschaf­
ten (z.  B. Burgergemeinde, SBB) werden aufgefordert,  
die Zielsetzungen der Stadt mitzutragen und Beiträge zur 
Zielerreichung zu leisten. 

Gemeinnützige
Gemeinnützige Akteurinnen und Akteure sind nicht gewinn­ 
orientiert und vermieten ihre Wohnungen in Kosten­ 
miete. Sie sind wichtige Partner innen und Partner der Stadt 
bei der Erreichung der wohn politischen Ziele – insbe­
sondere bezüglich langfristig kostengünstiger Mietpreise. 
Wenn gemeinnützige Trägerschaften auf Land der Stadt 
bauen, sollen sie im Rahmen der Umsetzung der  
Wohnstrategie verplichtet werden, die Ziele der Stadt 
mitzutragen. 

Stadt und Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik 
Die Stadt und der Fonds agieren marktergänzend und 
schwerpunktmässig dort, wo private Akteurinnen  
und Akteure kaum handeln. Sie setzen die Ziele der 
Wohnstrategie auf städtischem Land um und verankern 
die Ziele soweit möglich in Überbauungsordnungen, 
Planungsvereinbarungen, Baurechtsverträgen, Wettbe­
werbsverfahren etc. Beim Bau eigener Wohnungen 
konzentriert sich der Fonds auf das Mietwohnungsseg­
ment.

Umgang mit Zielkonflikten

Die Wohnungspolitik ist einer von vielen Politikbereichen, 
weshalb Zielkonlikte bei der Umsetzung der wohn­
politischen Ziele entstehen können. Die Stadt geht wie 
folgt damit um: 

Finanz- versus Sozialpolitik
Solide Stadtinanzen und ein inanziell gesunder Fonds 
sind die Basis für eine sozial ausgerichtete Wohn­ 
politik. Bei der Formulierung und Umsetzung der Mass­ 
nahmen zur Wohnstrategie sind deren Kosten und 
sozialen Folgen stets zu berücksichtigen. 

Ökologie versus Erhalt von günstigem Wohnraum
Die ökologische Nachhaltigkeit ist eine Grundanforderung, 
die für alle Wohnbauvorhaben gilt. Grundsätzlich soll  
nicht auf Sanierungen verzichtet werden, um bestehenden 
günstigen Wohnraum zu erhalten. Jedoch ist es sinnvoll, 
bei Sanierungen auf die Kosten zu achten und immer auch 
einen Teil günstigen Wohnraum anzustreben. 

Attraktives Wohnumfeld versus Erhalt von  
günstigem Wohnraum
Die Attraktivität der Stadt soll weiter gesteigert werden. 
Gleichzeitig ist der Verdrängung der ansässigen  
Bevölkerung mit mietpreisstabilisierenden und weiteren 
lankierenden Massnahmen entgegenzuwirken.  
Eigentümerschaften, die ihre Wohnungen in Kostenmiete 
vermieten, verzichten bei Quartieraufwertungen  
auf Mietzinssteigerungen. Der Anteil von Wohnungen in 
Kostenmiete soll deshalb in der gesamten Stadt  
gesteigert werden. 

Monitoring

Die Stadt überprüft den Stand der Erreichung der wohn­
politischen Ziele regelmässig und legt periodisch einen 
Bericht zur Zielerreichung vor, abgestimmt auf den 
Prozess der Festlegung der Legislaturrichtlinien des 
Gemeinderates.

Umsetzung
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Begriffe aus dem Wohnungswesen werden von den 
Akteurinnen und Akteuren unterschiedlich verwendet.  
Im Folgenden ist festgehalten, was die Stadt Bern unter 
diesen Begriffen versteht.

Wohnraum gewinnorientierter Trägerschaften
Gewinnorientierte Trägerschaften stellen in der Stadt  
Bern die Grundversorgung mit Wohnraum sicher.  
Sie besitzen sowohl Wohneigentum als auch Mietwoh­
nungen, die in der Regel zu Marktmieten vermietet 
werden. Gewinnorientierte Trägerschaften erstellen meist 
Wohnungen im mittleren und gehobenen Preissegment. 

Wohnraum gewinnorientierter Trägerschaften steht in der 
Regel allen Menschen offen, die über entsprechende 
inanzielle Mittel verfügen.

Wohnraum gemeinnütziger Trägerschaften
Gemeinnützige Trägerschaften sind nicht gewinnorientiert 
und vermieten ihre Wohnungen in Kostenmiete.  
Sie besitzen in der Stadt Bern rund 7900 Wohnungen. 
Gemeinnützige Trägerschaften handeln normaler­ 
weise im Mietwohnungssegment und erstellen in der 
Regel Wohnungen im mittleren und unteren Preis­
segment. Dank Kostenmiete und langfristigem Verzicht 
auf Gewinnstreben leisten sie einen dauernden  
Beitrag zur Versorgung der Bevölkerung mit preisgünstigem 
Wohnraum. Gemeinnützige Trägerschaften können 
unterschiedlich organisiert sein, zum Beispiel als Genos­
senschaft, Aktiengesellschaft oder Stiftung, mit oder  
ohne Mitbestimmung und Kostenbeteiligung der Mieten­
den. Der gemeinnützige Wohnungsbau wird auch  
mit dem «dritten Weg im Wohnungsbau» umschrieben. 
Gemeint ist, dass es sich wegen der häuig angewen­
deten Mitbestimmung der Mietenden um ein Segment 
zwischen Miete und Eigentum handelt.2 Die meisten 
gemeinnützigen Trägerschaften kennen für die Vermietung 
ihrer Wohnungen Vergabekritieren und Vorgaben  
(z.  B. zur Belegung der Wohnungen oder zum Einbringen 
von Kapital).

Wohnraum gemeinnütziger Trägerschaften steht in der 
Regel allen Menschen offen, die die Vergabekriterien  
und Vorgaben der Trägerschaften erfüllen.

2 www.wohnbund.ch

Begriffsverständnis

Wohnraum der Stadt bzw. des Fonds für Boden-  
und Wohnbaupolitik der Stadt Bern 
Die städtischen Wohnungen sowie das städtische 
Bauland sind dem Fonds (Finanzvermögen der  
Stadt Bern, welches eine Rendite abwerfen muss) 
zugewiesen und werden durch Immobilien Stadt  
Bern bewirtschaftet. Die Grundstücke werden nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten und unter  
Berücksichtigung des Allgemeininteresses verwaltet.  
Der Fonds vermietet die meisten seiner rund  
2200 Wohnungen nach dem Berner Modell. Diese 
Wohnungen stehen grundsätzlich allen Menschen  
offen; die Vermietung erfolgt jedoch unter Berücksichtigung 
verschiedener Faktoren wie beispielsweise der  
Mieter innen­ und Mieterzusammensetzung im Haus,  
der Einkommenssituation und Wohnungsbelegung. 

Ausserdem vermietet der Fonds günstige Wohnungen  
mit Vermietungskriterien (GüWR­Wohnungen).  
Diese Wohnungen stehen einkommensschwachen 
Menschen zur Verfügung; die Mieterschaft muss  
strenge Vermietungskriterien erfüllen. 

Einige Wohnungen werden nach Marktmiete vermietet, 
sie stehen allen Menschen offen, die über entsprechende 
inanzielle Mittel verfügen. 

Marktmiete
Als Marktmiete wird der Mietzins einer Wohnung  
bezeichnet, der sich aus dem Zusammenspiel  
von Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt 
ergibt. 

Kostenmiete
Als Kostenmiete wird der Mietzins einer Wohnung 
bezeichnet, der sich nur nach den anfallenden  
Wohnungskosten richtet und die Wohnungsmarktsituation 
nicht berücksichtigt. Bei der Kalkulation von Kosten­ 
mieten dürfen nur die effektiven Kosten für Verzinsung 
von Kapital und Land bzw. Baurechtszins, Amortisationen/
Abschreibungen, Verwaltung und Instandhaltung der 
Wohnung einliessen. Veränderungen der Bodenpreise 
und Marktentwicklungen dürfen bei der Kostenmiete  
nicht berücksichtigt werden. Die Stadt Bern deiniert aktuell 
im Rahmen der Anwendung von Preisgünstigkeits­
verplichtungen im Sinne der Initiative «Für bezahlbare 
Wohnungen» (Wohn­Initiative), wie Kostenmieten  
zu berechnen sind.

Wohnungen in Kostenmiete sind selbsttragend und  
nicht subventioniert. Kostenmieten steigen bei  
grosser Nachfrage nach Wohnraum oder Attraktivierung 
von Wohnumgebungen nicht an. 
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Berner Modell
Mit Berner Modell wird das Modell der Stadt Bern zur 
Kalkulation der Mietzinsen städtischer Wohnungen 
bezeichnet. Mit Hilfe eines Rasters werden nach diesem 
Berechnungsmodell die Lagequalität sowie die Kom­
fortstufen von Wohnungen mit jeweils fünf Stufen bewertet. 
Daraus ergeben sich Mietzinsen pro m 2 / Jahr mit  
einer Spannweite von Fr. 107.– bis 280.–. Die nach Berner 
Modell berechneten Mietzinsen ent sprechen in der  
Höhe ungefähr der Kostenmiete. Das Berner Modell stellt 
jedoch keine eigentliche Kostenmietberechnung dar.

Lagequalität

A B C D E

Komfort/Standard schlecht einfach gut
sehr 
gut

Top­ 
lage

1 Ohne Komfort 107 120 134 147 160

2 Einfacher Komfort 134 147 160 174 187

3 Mittlerer Komfort 160 174 187 200 214

4 Neuzeitlicher Komfort 187 200 214 227 240

5 Hoher Standard 214 240 254 267 280

GüWR-fähig, nicht GüWR-fähig Mietzins m2 / Jahr

Günstige Wohnungen mit Vermietungskriterien 
(GüWR-Wohnungen)
Als GüWR­Wohnungen werden die von der Stadt Bern 
subventionierten Wohnungen bezeichnet. Sie stehen 
Menschen zur Verfügung, die strenge Kriterien,  
insbesondere Einkommens­ und Vermögenskriterien 
erfüllen. Die Mietzinsen von GüWR­Wohnungen  
werden mittels unterschiedlich hoher Rabatte auf ein  
fest deiniertes Niveau verringert. Der Mietzins  
einer 4­Zimmer­GüWR­Wohnung beträgt beispielsweise 
netto maximal Fr. 1100.–. 

Preisgünstiger Wohnraum
Welcher Mietzins einer Wohnung als «preisgünstig» gilt, 
ist nicht deiniert. Jeder Mensch hat seine eigenen 
Vorstellungen, wieviel eine preisgünstige Wohnung 
kosten darf. Die Stadt Bern versteht unter preisgünstigen 
Mieten im Neubaubereich Mietzinsen, die sich an der 
Kostenmiete orientieren.

Bezahlbarer Wohnraum
Was unter bezahlbarem Wohnraum zu verstehen ist,  
ist ebenfalls nicht deiniert, sondern relativ. Wieviel  
Mietzins bezahlbar ist, hängt von der Einkommens situa­
tion der einzelnen Menschen ab. So sind Neubauwohnun­
gen mit Kostenmiete beispielsweise für die mittelständi­
sche Bevölkerung bezahlbar, für armutsbetroffene 
Menschen jedoch nicht erschwinglich.

Subventionierter Wohnraum
Zu subventioniertem Wohnraum gehören Wohnungen,  
die gezielt für Menschen mit tiefen Einkommen  
verbilligt werden. Dazu zählen in der Stadt Bern nur  
die günstigen Wohnungen mit Vermietungskriterien 
(GüWR­Wohnungen) des Fonds.

Hindernisfreier Wohnraum
Als hindernisfrei gelten Wohnungen, die inklusive Haus­ 
und Wohnungszugang gemäss den kantonalen  
Bauvorschriften und der Norm SIA 500 «Hindernisfreie 
Bauten» gebaut sind. Das bedeutet beispielsweise,  
dass der Zugang und das Wohnungsinnere keine Stufen 
und Schwellen aufweisen dürfen und dass Türen,  
Badezimmer und Küchen die für Rollstuhlfahrende 
nötigen Mindestgrössen aufweisen müssen.

Gemeinwohlorientiert, gemeinschaftlich,  
selbstverwaltet
Gemeinwohlorientierte Trägerschaften stellen das  
Wohlergehen breiter Bevölkerungsschichten und der  
Gesellschaft ins Zentrum. Ihr Engagement geht  
über den eigentlichen Bau von Wohnungen hinaus und 
beinhaltet beispielsweise Wohnraum für benach­ 
teiligte Menschen oder die Quersubventionierung von 
Erdgeschossnutzungen, die für die Öffentlichkeit  
einen Mehrwert bringen.

Gemeinschaftliche Wohnformen sind bewusst auf soziale 
Netzwerke und Kontakte der Menschen ausgelegt. 
Begegnungen der Bewohnerschaft und der Quartierbe­
völkerung werden zum Beispiel durch Gemeinschafts­
räume oder Aussenräume begünstigt, die zum Aufenthalt 
einladen. 

Selbstverwaltet sind Wohnungen dann, wenn ihre 
Bewohnerinnen und Bewohner mitbestimmen und 
mitgestalten können, zum Beispiel in Genossenschaften 
oder in Stockwerkeigentumsgemeinschaften.
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Grundlagenbericht zur Wohnstrategie

Zusammenfassung
In den Legislaturzielen 2017–2020 hat sich der Gemeinderat der Stadt 
Bern das Ziel gesetzt, vielfältiges Wohnen für alle zu ermöglichen und 
genügend Wohnraum für unterschiedliche Bedürfnisse zu schaffen. Die 
Umsetzung dieses Ziels und die zukünftige Wohnpolitik der Stadt Bern 
orientieren sich an einer neuen städtischen Wohnstrategie. Diese Strate­
gie basiert auf dem vorliegenden Grundlagenbericht, welcher die aktuelle 
Wohnsituation in der Stadt Bern analysiert. Der Bericht umfasst Fakten 
zur Bevölkerungs­ und Wohnraumentwicklung und fasst die Anliegen der 
Politik sowie Trends und Prognosen zusammen. Weiter zeigt er auf, wie 
die Stadt Bern im Bereich Wohnen heute über den Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik, in der Raumplanung bzw. im Baurecht oder sozialpoli­
tisch handelt und wo zukünftig wohnpolitisch der grösste Handlungsbe­
darf besteht.

Seit der Jahrtausendwende wächst die Wohnbevölkerung in der Stadt 
Bern an und umfasst heute über 142 000 Menschen. Steigende Gebur­
tenzahlen und die Zuwanderung von insbesondere jüngeren Menschen 
der Altersgruppe der 18­ bis 25­Jährigen führten dazu, dass das Durch­
schnittsalter in den letzten 20 Jahren um rund zwei Jahre auf knapp 41 
Jahre gesunken ist. Die Privathaushalte in der Stadt Bern hatten im Jahr 
2012 im Mittel ein jährliches verfügbares Haushaltseinkommen von rund 
66 000 Franken und ein mittleres Reinvermögen von rund 53 000 Fran­
ken. Ein Viertel der Stadtberner Haushalte hatte pro Jahr weniger als 42 
201 Franken Einkommen zur Verfügung und besass praktisch kein Vermö­
gen. Stark in der Stadt Bern vertreten sind Personen mit individualisier­
ten Lebensstilen. Für diese Menschen spielt Wohnen gemäss Theorie 
generell eine weniger dominante Rolle als für traditionelle Lebensstile. 
Sie suchen ein urbanes Wohnumfeld, agieren auf dem Wohnungsmarkt 
eher sensitiv und präferieren häuig Mietwohnungen gegenüber Wohnei­
gentum.

Der Berner Wohnbevölkerung stehen rund 77 000 Wohnungen zur Ver­
fügung. Lediglich gut ein Viertel der Wohnungen verfügt über vier oder 
mehr Zimmer. Auswertungen zur Belegung zeigen, dass die Wohnungen 
in der Stadt Bern nicht optimal genutzt werden. Mehrere tausend Haus­
halte müssen sich mit engen Wohnverhältnissen (mehr BewohnerInnen 
als Zimmer pro Haushalt) begnügen. Demgegenüber sind über die Hälfte 
der ohnehin knapp vorhandenen Grosswohnungen mit 4 und mehr Zim­
mern durch Ein­ und Zweipersonenhaushalte besetzt.

Die Leerwohnungsziffer in der Stadt Bern ist seit Jahren tief und die 
Mietzinsen steigen kontinuierlich an. Diese angespannte Wohnungs­
marktsituation ist insbesondere für die knapp 17 Prozent von Armut oder 
Armutsgefährdung betroffenen Haushalte eine Herausforderung. Auch 
für den Mittelstand, insbesondere für Familienhaushalte, ist zahlbarer 
und genügend grosser Wohnraum die Voraussetzung für ein Leben in 
der Stadt. Nach wie vor ziehen Jahr für Jahr mehr Familien aus Bern 
weg als zu.
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Die Nachfrage nach Wohnraum wird aufgrund des Reurbanisierungs­
trends in der Stadt Bern voraussichtlich auch zukünftig gross bleiben. 
Das Stadtentwicklungskonzept STEK 2016 geht bis zum Jahr 2030 von 
einem Bevölkerungswachstum um rund 17 000 Einwohnerinnen und 
Einwohner aus. Zur Sicherung der Lebensqualität werden in Stadtberner 
Quartieren weiterhin Aufwertungsmassnahmen umgesetzt und zum 
Substanzerhalt und zur Verbesserung der Energiebilanz sind Gebäudes­
anierungen nötig. Es ist davon auszugehen, dass diese Tatsachen zu 
weiter steigenden Wohnungspreisen führen.

Das Wohnungsangebot bewegt die Berner Bevölkerung, wie die Bevöl­
kerungsbefragung 2015 zeigte. Zu teure Wohnungen wurden als fünft­
grösstes Problem der Stadt Bern genannt und die Befragten orteten in 
diesem Bereich den grössten Handlungsbedarf.

In der Stadt Bern wird bereits heute in verschiedenen Tätigkeitsfeldern 
wohnpolitisch gehandelt. Die Stadt selber agiert direkt über die städti­
schen Grundstücke und Wohnungen, die sich im Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik (Fonds) beinden. Die rund 2000 städtischen Wohnun­
gen und die städtischen Grundstücke bieten jedoch nur einen begrenz­
ten Spielraum bei der Bewältigung der Herausforderungen. Die wohn­
politische Einlussnahme auf private, gewinnorientierte Trägerschaften, 
welche quantitativ den grössten Teil der Wohnraumversorgung abde­
cken, erfolgt über raumplanerische Instrumente – ist jedoch nur begrenzt 
möglich.
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1. Einleitung
1.1. Auftrag

Der Gemeinderat der Stadt Bern hat sich in den Legislaturrichtlinien 
2017–2020 (Stadt Bern, 2017a) unter anderem das Ziel gesetzt, viel­
fältiges Wohnen für alle zu ermöglichen und genügend Wohnraum für 
unterschiedliche Bedürfnisse zu schaffen. Er setzt damit die im letzten 
Jahrzehnt begonnenen Arbeiten zur Wohnstadt­Entwicklung fort. In einer 
Wohnstrategie möchte der Gemeinderat die strategischen Leitlinien zur 
Zukunft der Wohnstadt Bern festlegen. Der vorliegende Grundlagen-

bericht ist Basis dieser Strategie.

Die Wohnstrategie fusst ausserdem auf dem neuen Stadtentwicklungs­
konzept STEK 2016 (Stadt Bern, 2017b). Darin setzt sich die Stadt Bern 
ein markantes Wachstum der Wohnbevölkerung zum Ziel. Bis zum Jahr 
2030 soll die Bevölkerung um rund 12 Prozent bzw. etwa 17 000 Perso­
nen anwachsen, was ungefähr 8500 zusätzliche Wohnungen erfordert. 
Das STEK 2016 zeigt auf, wo und mit welchen räumlichen Qualitäten die 
verstärkte Wohnbautätigkeit stattinden soll. Hingegen enthält das Kon­
zept nur grobe Aussagen zu wohnpolitischen Fragen im engeren Sinn. 
Mit der Schwerpunktmassnahme «Erarbeitung einer Wohn­ und Areal­
strategie als Grundlage für die zukünftige Wohnstadtpolitik» (Gesamtbe­
richt STEK 2016, S. 56) soll diese Lücke geschlossen werden.

Während der Erarbeitung der Strategie wurde entschieden, die areal­
speziischen Aussagen bei den Massnahmen zu berücksichtigen und auf 
eine separate Arealstrategie zu verzichten.

1.2. Zielsetzung
Die Wohnstrategie und der Grundlagenbericht sollen dem Gemeinderat 
als Grundlage dienen, um wohnpolitisch agieren und kommunizieren zu 
können. Die Strategie soll der Verwaltung inklusive der Betriebskommis­
sion des Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik weiter als Richtschnur zu 
Wohnbauthemen dienen und strategische Leitlinien für Arealentwicklun­
gen setzen. Sie soll aufzeigen, mit welchen Massnahmen die wohnpoliti­
schen Ziele erreicht werden können.

Die Strategie ist ausserdem konzeptionelle Grundlage zur Erreichung des 
in der Kantonsverfassung formulierten Zieles für Kanton und Gemein­
den, dass alle zu tragbaren Bedingungen wohnen können1.  Die Gemein­
deordnung der Stadt Bern verlangt, dass die Stadt «selbständig sowie 
in Verbindung mit Bund und Kanton Massnahmen zur Förderung des 
Baus und der Erhaltung preisgünstiger Wohnungen, zur Verbilligung von 
Wohnungsmieten und zur Förderung selbstgenutzten Wohneigentums» 
trifft;2  die Strategie zeigt auf, wie dieser gesetzliche Auftrag erfüllt wird.

1 Verfassung des Kantons Bern 
(BSG 101.1), Artikel 30. Zur 
Ergänzung Artikel 40: «Kanton und 
Gemeinden treffen Massnahmen 
für die Erhaltung preisgünstiger 
Wohnungen und für die Verbesse­
rung ungenügender Wohnverhält­
nisse. Sie fördern den preisgünsti­
gen Wohnungsbau.»

2 Gemeindeordnung der Stadt 
Bern (GO; SSSB 101.1), Artikel 13. 
Zur Ergänzung Artikel 12: «Sie trifft 
Massnahmen, um ein ausgewoge­
nes Verhältnis zwischen Arbeiten 
und Wohnen zu erzielen.»
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Bei der Wohnstrategie handelt es sich um eine behördenverbindliche 
Strategie, die vom Gemeinderat beschlossen wird. Sie orientiert sich am 
Zeithorizont bis zum Jahr 2030. 

1.3. Abgrenzung, Gliederung, Inhalt
Die Wohnstrategie bezieht sich auf qualitative Aussagen zur Positionie­
rung der Stadt Bern als Wohnstadt sowie auf wohnpolitische Schwer­
punkte und Handlungsmöglichkeiten im engeren Sinn. Selbstverständlich 
sind für die Wohnstadt Bern nebst Wohnungen auch ein qualitätsvolles 
Wohnumfeld, eine intakte Umwelt, eine bedarfsgerechte soziale Infra­
struktur, Verkehrsinfrastrukturen sowie viele weitere Anlagen und Ange­
bote notwendig. Weil es sich bei der Wohnstrategie um eine sektorielle 
Betrachtung des Wohnens handelt, werden diese Bereiche weitgehend 
ausgeklammert. Sie sind Teil anderer Konzepte wie zum Beispiel des 
STEK 2016 oder werden von Fachbereichen separat bearbeitet.

Der vorliegende Grundlagenbericht gibt schwerpunktmässig Antworten 
auf folgende Fragen:

• Welchen Wohnraum und welche Wohnbevölkerung gibt es in der 
Stadt Bern heute?

• Mit welchen Instrumenten und Tätigkeiten handelt die Stadt Bern 
heute in der Wohnpolitik?

• Welcher Handlungsbedarf für die Zukunft ist auszumachen?

Ausserdem werden im Anhang Begriffe geklärt und ihre Anwendung in 
der Stadt Bern deiniert.

Weil die wohnpolitischen Einluss­ und Handlungsmöglichkeiten der 
Stadt Bern auf regionaler, kantonaler oder nationaler Ebene beschränkt 
sind, werden diese Ebenen im Grundlagenbericht nur am Rande thema­
tisiert.
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2. Ausgangslage
Das vorliegende Kapitel 2 zeigt auf, wo die Wohnstadt Bern heute insge­
samt steht und welche Trends auf sie zukommen.

In Kapitel 2.1 inden sich Angaben zur Entwicklung und Zusammenset­
zung der Stadtberner Bevölkerung, zur Zusammensetzung der Haushalte 
und deren wirtschaftliche Situation. Die Bevölkerung wird ausserdem 
Nachfragersegmenten zugewiesen.

Kapitel 2.2 zeigt Zahlen und Fakten zum bestehenden Stadtberner 
Wohnraum auf. Nebst der Analyse von Entwicklung und Bestand wer­
den die Eigentümerstruktur, Preise und die Nutzung des Wohnraums 
thematisiert.

Kapitel 2.3 behandelt die Lebensqualität in der Stadt Bern und die von 
der Bevölkerung in der Bevölkerungsbefragung geäusserten Bedürfnis­
se.

Kapitel 2.4 fasst die in Politik und Öffentlichkeit vorhandenen wohnpoliti­
schen Anliegen zusammen.

In Kapitel 2.5 wird der Blick in die Zukunft gerichtet und aufgezeigt, wel­
che Themen die Wohnstadt Bern in Zukunft beschäftigen könnten.

2.1. Bevölkerung 

2.1.1. Entwicklung und Zusammensetzung
Wie Abbildung 1 zeigt, steigt die Berner Bevölkerungszahl seit dem Jahr 
2000 stetig an und lag Ende 2017 bei 142 479 Personen.
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Abbildung 1: Entwicklung Bevölkerungszahl, Wohnungszahl, 
Wohnungsbelegung 1940-2017 (Quelle: Statistik Stadt Bern, 2018a)
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Das Bevölkerungswachstum beruht sowohl auf Geburtenüberschüssen 
als auch auf positiven Wanderungssaldi. Letztere sind jungen Menschen 
der Altersgruppe der 18­ bis 25­jährigen geschuldet, die vermutlich zu 
Ausbildungs­ oder Arbeitszwecken nach Bern kommen. Beide Faktoren 
führten dazu, dass die Berner Bevölkerung jünger wurde und das Durch­
schnittsalter in den letzten 20 Jahren um gegen zwei Jahre auf knapp 41 
Jahre gesunken ist (Statistik Stadt Bern, 2018a).

Die Altersstruktur der Stadt Bern weist sowohl bei den Schweizerinnen 
und Schweizern als auch bei den ausländischen Staatsangehörigen eine 
Tannenform auf (Abbildung 2). Dies ist charakteristisch für Schweizer 
Städte mit einem hohen Anteil an Erwerbstätigen und Personen in 
Ausbildung. Der Anteil an Personen im Arbeitsalter zwischen 20 und 64 
Jahren macht bei den Ausländerinnen und Ausländern gut drei Viertel 
aus, während er bei den Schweizer Staatsangehörigen rund zwei Drittel 
beträgt (Statistik Stadt Bern, 2017c).

In der Stadt Bern leben wieder mehr Kleinkinder und die Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler steigt stark an, obwohl die seit 1955 stattin­
dende Abwanderung von Familien anhält. Die aufgrund höherer Gebur­
tenzahlen und der Neugründungen von Familien steigenden Kinderzah­
len überwiegen jedoch die Abwanderung. Die Folge ist ein namhafter 
Infrastrukturbedarf, vor allem im Schulbereich.

Aktuell ziehen pro Jahr zwischen 200 und 300 Familien mehr aus Bern 
weg als zu. Die Vermutung liegt nahe, dass ein Teil der in Bern gegründe­
ten Familien nicht zuletzt wegen fehlendem Wohnraum in die Nachbar­
gemeinden zieht. Von den grössten Wanderungsverlusten der Stadt Bern 
proitieren Köniz, Ostermundigen und Muri (Statistik Stadt Bern, 2015).
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Abbildung 2: Altersstruktur der Wohnbevölkerung nach Heimat und Geschlecht 2016
(Quelle: Statistik Stadt Bern, 2017c)
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Der Anteil der ausländischen Bevölkerung steigt seit Jahren an und lag 
Ende 2017 bei 24,5 Prozent. Aktuell leben in Bern Menschen aus mehr 
als 160 unterschiedlichen Nationen. Fast drei Viertel aller Personen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit stammen aus einem europäischen 
Land. Die grösste Gruppe machen die Personen mit deutscher Staats­
angehörigkeit aus, gefolgt von den Personen aus Italien, Spanien und 
Portugal (Statistik Stadt Bern, 2018a).

Die genaue Anzahl von Menschen mit Behinderungen, die in der Stadt 
Bern leben, ist nicht bekannt. Gemäss aktuellen Schätzungen des Bun­
desamts für Statistik leben rund 21 Prozent der Schweizer Wohnbevölke­
rung mit einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung 
(inkl. altersbedingte Beeinträchtigungen). Knapp 6 Prozent der Bevöl­
kerung ist von einer schweren Beeinträchtigung betroffen. In der Stadt 
Bern sind dies umgerechnet rund 30 000 respektive 8500 Personen.3 Vor 
allem Menschen mit Mobilitätsbehinderung benötigen eine weitgehend 
hindernisfreie respektive rollstuhlgängige Wohnung. Dies sind in der 
Stadt Bern schätzungsweise 7500 Personen, davon knapp 700 Rollstuhl­
fahrerinnen und Rollstuhlfahrer.4

Für Menschen mit anderen Beeinträchtigungen reichen oft kleinere An­
passungen (z.B. taktile Beschriftungen und Bedienungselemente, akus­
tische Signalanlagen), damit eine Wohnung benutzbar ist. Für Menschen 
mit kognitiven oder psychischen Beeinträchtigungen ist vor allem ein 
gutes Wohnumfeld zentral.

3 https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/
home/statistiken/wirtschaftliche­so­
ziale­situation­bevoelkerung/gleich­
stellung­menschen­behinderungen/
behinderungen.html 

4 Hochrechnungen des Alters­ und 
Versicherungsamts (AVA) für 2015 
auf Basis der ständigen Berner 
Wohnbevölkerung, Zahlenquellen: 
Pro Audito Schweiz, Schweiz. Ge­
hörlosenbund, Schweiz. Fachstelle 
für hindernisfreies Bauen
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2.1.2. Haushalte
Die Berner Bevölkerung rückt näher zusammen. Seit 2005 steigt die Woh­
nungsbelegung nach jahrzehntelanger Abnahme wieder an und beträgt 
aktuell rund 1,85 Personen pro Wohnung (siehe Abbildung 1). Das Zusam­
menrücken zeigt sich auch bei den Haushaltsformen. Der Anteil Einperso­
nenhaushalte hat gegenüber dem Jahr 2000 abgenommen und sank von 
52 Prozent zur Jahrtausendwende auf aktuell 44 Prozent. Einpersonen­
haushalte sind jedoch in der Stadt Bern noch immer der klar dominierende 
Haushaltstyp (siehe Abbildung 3) – dies im Gegensatz zu den umliegen­
den Gemeinden des Agglomerationshauptkerns5, in denen sich 1­ und 
2­Personen­Haushalte mit einem Anteil von je etwa 35 Prozent die Waage 
halten. In rund 21 Prozent der knapp 65 000 Stadtberner Haushalte leben 
Kinder (Statistik Stadt Bern 2017c).

2.1.3. Wirtschaftliche Situation
Die Privathaushalte in der Stadt Bern hatten im Jahr 20126 im Mittel ein 
jährliches verfügbares Haushaltseinkommen7 von rund 66 000 Franken 
und ein mittleres Reinvermögen8 von rund 53 000 Franken (Statistik 
Stadt Bern, 2014a)9. Teilt man die verfügbaren Einkommen in Viertel ein, 
so zeigt sich gemäss Tabelle 1, dass 25 Prozent der Stadtberner Haushal­
te pro Jahr weniger als 42 201 Franken Einkommen zur Verfügung hatten 
und praktisch kein Vermögen besassen. Auf der anderen Seite verfügte 
ein Viertel der Haushalte über ein Haushaltseinkommen von über 103 
000 Franken.

Anzahl 
Haushalte

Verfügbares Haushaltseinkommen 
in Franken

Reinvermögen der 
Haushalte in Franken

total 55 055

1. Viertel unter 42 201 unter 4 578

2. Viertel 42 201 bis 66 453 4 578 bis 53 482

3. Viertel 66 453 bis 103 365 53 482 bis 224 714

4. Viertel über 103 365 über 224 714

5 Zum Agglomerationshauptkern 
gehören Bäriswil, Bolligen, Brem­
garten, Ittigen, Kehrsatz, Köniz, 
Moosseedorf, Muri, Ostermundi­
gen, Stettlen, Urtenen­Schönbühl, 
Vechigen und Zollikofen.

6 Neuere Zahlen sind nicht vorhan­
den. Quelle sämtlicher Angaben in 
diesem Abschnitt: Bericht Statistik 
Stadt Bern, Zur inanziellen Lage 
der Haushalte in der Stadt Bern 
2012.

7 Verfügbares Haushalteinkom­
men: Im gesamten Abschnitt wird 
das «verfügbare Haushalteinkom­
men» verwendet. Dieses setzt 
sich folgendermassen zusammen: 
Brutto­Haushaltseinkommen minus 
Kantons­ und Gemeindesteuern, 
Sozialversicherungsbeiträge AHV/
IV/EO, bezahlte Alimente, die 
Hälfte der Berufskosten. Das 
verfügbare Haushaltseinkommen 
muss neben den Wohn­ und 
Lebenskosten also auch für die 
Gesundheitskosten inklusive Kran­
kenkassenprämien reichen.

8 Reinvermögen: Im gesamten 
Abschnitt wird das «Reinvermö­
gen» verwendet, das sich aus dem 
Vermögenstotal minus Schulden 
zusammensetzt.

9 Berücksichtigt werden nur 
Haushalte aus dem Einwohnerre­
gister, die sich mit Steuerregister 
verknüpfen lassen. Zudem blieben 
aus methodischen Gründen wei­
tere Haushalte unberücksichtigt 
(z.B. Kollektivhaushalte; Haushalte, 
deren älteste Person unter 26 
Jahre alt ist).

Tabelle 1: Einkommens- und Vermögensverteilung 2012, Stadt Bern
(Quelle: Statistik Stadt Bern, bearbeitet)
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Abbildung 3: Haushalte nach Anzahl Personen, Stadt Bern, 2017
(Quelle: Statistik Stadt Bern)
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Tabelle 2 zeigt die 2012 verfügbaren Haushaltseinkommen und Reinver­
mögen der verschiedenen Haushaltstypen. Grundsätzlich nicht erstaun­
lich ist, dass Haushalte mit nur einer erwerbstätigen Person (Einper­
sonenhaushalte und Mütter oder Väter mit Kind/ern) tiefere verfügbare 
Einkommen aufwiesen als solche mit mehreren erwerbstätigen Per­
sonen. Bemerkenswert ist jedoch die hohe Zahl von rund 6100 Einper­
sonenhaushalten, die mit weniger als rund 2600 Franken verfügbarem 
Einkommen pro Monat (30 908 Franken pro Jahr) auskommen mussten. 
Beachtenswert sind auch Einelternfamilien mit Kind/ern, insbesondere 
Mütter mit Kind/ern, deren verfügbares Haushaltseinkommen im unte­
ren Viertel unter monatlich 3700 Franken 
(43 883 Franken pro Jahr) lag.
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Privathaushalttyp Anzahl
 Haushalte

Verfügbares Haushalts- 
einkommen in Franken

Reinvermögen der  
Haushalte in Franken

Einpersonen­
haushalte

total 24 341

1. Viertel unter 30 908 unter 4023

2. Viertel 30 908 bis 47 607 4023 bis 39 181

3. Viertel 47 607 bis 65 444 39 181 bis 174 452

4. Viertel über 65 444 über 174 452

Eltern mit Kind/ern total 7582

1. Viertel unter 76 908 0

2. Viertel 76 908 bis 107 743 unter 40 634

3. Viertel 107 743 bis 146 365 40 634 bis 194 055

4. Viertel über 146 365 über 194 055

Mütter mit Kind/ern total 2901

1. Viertel unter 43 883 0

2. Viertel 43 833 bis 67 994 unter 13 181

3. Viertel 67 994 bis 102 286 13 181 bis 94 547

4. Viertel über 102 286 über 94 547

Väter mit Kind/ern total 394

1. Viertel unter 62 614 0

2. Viertel 62 614 bis 92 158 unte 16 381

3. Viertel 92 158 bis 127 636 16 381 bis 125 883

4. Viertel über 127 636 über 125 883

Mehrfamilien­ 
haushalte

total 218

1. Viertel unter 85 772 0

2. Viertel 85 772 bis 129 209 unter 30 543

3. Viertel 129 209 bis 192 682 30 543 bis 227 200

4. Viertel über 192 682 über 227 200

Ehepaar ohne Kind total 9520

1. Viertel unter 62 644 unter 24 672

2. Viertel 62 644 bis 86 324 24 672 bis 149 033

3. Viertel 86 324 bis 124 110 149 033 bis 484 408

4. Viertel über 124 110 über 484 408

Eingetragene 
Partnerschaften

total 113

1. Viertel unter 80 260 unter 24 672

2. Viertel 80 260 bis 118 602 24 672 bis 78 516

3. Viertel 118 602 bis 149 521 78 516 bis 246 751

4. Viertel über 149 521 über 246 751

Übrige 
Mehrpersonenhaus­

halte

total 9986

1. Viertel unter 55 673 unter 11 820

2. Viertel 55 673 bis 87 160 11 820 bis 65 861

3. Viertel 87 160 bis 122 693 65 861 bis 215 983

4. Viertel über 122 693 über 215 983

Tabelle 2: Einkommens- und Vermögensverteilung 2012, Stadt Bern, nach Haushaltstyp 
(Quelle: Statistik Stadt Bern, bearbeitet)
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Zusätzlich waren im Jahr 2012 knapp fünf Prozent der Haushalte armuts­
gefährdet.11 Diese Haushalte gelten zwar noch nicht als arm, könnten 
aber schon bei kleinen Einkommenseinbussen unter die Armutsgrenze 
rutschen. Von Armut oder Armutsgefährdung waren total knapp 17 Pro­
zent der Stadtberner Haushalte betroffen.

Von der Sozialhilfe unterstützt wurden im Jahr 2016 6778 Personen, 
was einer Sozialhilfequote von 4,78 Prozent entspricht.12 Unterstützung 
mit Ergänzungsleistungen (EL) erhielten 7201 Personen, was einer 
Quote von 5 Prozent der Bevölkerung entspricht.13 Zusammengezählt 
liegt die Unterstützungsquote bei knapp 10 Prozent und ist damit etwas 
tiefer als die Armutsquote. Dies hat einerseits statistisch methodische 
und andererseits menschliche Gründe, denn nicht alle Personen, die An­
spruch auf Sozialhilfe oder EL hätten, beziehen diese Leistungen auch. 
Insgesamt kann aber festgehalten werden, dass die Existenzsicherung 
der Armutsbetroffenen dank der Transferleistungen des Sozialsystems 
gewährleistet ist.

In der Stadt Bern leben gemäss Schätzungen der Direktion BSS rund 
300 bis 400 Menschen sogenannt randständig und sind auf Wohnhilfe 
angewiesen. Zusätzlich gibt es rund 25 bis 35 Menschen ohne festen 
Wohnsitz. Diese obdachlosen Personen wollen bestehende Unterstüt­
zungsangebote aus persönlichen Gründen nicht nutzen. Grundsätzlich ist 
aber dank der bereits bestehenden Massnahmen sichergestellt, dass es 
in Bern keine ungewollte Obdachlosigkeit gibt.

11 Amutsgefährdungsquote: 
Berechnung siehe obenstehende 
Armutsquote. Zusätzlich wird 
der Bereich zwischen 50 und 60 
Prozent des Medians des verfüg­
baren Äquivalenzeinkommens 
mitgerechnet.

12 Quelle: Auskunft Sozialamt 
Stadt Bern, 15.8.2017. Die Sozi­
alhilfe unterstützt in erster Linie 
Kinder, Jugendliche und Personen 
im Erwerbsalter, während die EL 
zum grössten Teil an Personen im 
Rentenalter ausgerichtet werden 
(ausgenommen EL zur Invaliden­
versicherung).

13 Quelle: Auskunft AVA, 22.8.2017. 
EL mit IV: 2505 Personen, EL mit 
AHV: 4472 Personen, EL mit Hin­
terlassenenrente: 224 Personen. 
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In Tabelle 3 sind die drei in der Stadt Bern am stärksten vertretenen 
Nachfragersegmente charakterisiert.

Tabelle 3: Charakteristika der in der Stadt Bern am stärksten vertretenen Nachfragersegmente 
(Quelle: Fahrländer, 2017)

Urbane Avantgarde
(Anteil: 39,2 Prozent)

Improvisierte Alternative
(Anteil: 19,2 Prozent)

Bildungsorientierte 
Oberschicht

(Anteil: 10,1 Prozent)

Bildungsniveau Hoch Mittel Hoch

Berufe Kreative und kulturelle 
Dienstleistung

Alle Branchen Akademische Berufe und Kader

Berufliche Stellung Selbstständig Angestellte, häuig Teilzeit Mittleres bis oberes Kader

Einkommen Hoch Gering bis mittel Hoch

Eigentumswohnquote Tief Tief Mittel bis hoch

Altersstruktur Jung Jung Mittel

Lebensphase Singles Singles, Familien, 
Wohngemeinschaften

Familien, ältere Singles  und 
Paare

Präferenz Wohnumfeld Urban, belebt, trendy Urban Suburban, zentral, ruhig

Umzugsneigung Hoch Hoch Mittel
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2.2. Wohnraum

2.2.1. Entwicklung und Bestand
Der Wohnungsbestand stieg in den letzten Jahren leicht an und umfass­
te Ende 2016 76 319 Wohnungen (siehe Abbildung 1).

Wie Abbildung 6 zeigt, liegt der Schwerpunkt im Wohnungsbestand der 
Stadt Bern bei 3­ bzw. 3½­Zimmer­Wohnungen. Wohnungen mit vier und 
mehr Zimmern machen weniger als ein Drittel des Wohnungsbestandes 
aus. In den umliegenden Gemeinden verfügt mehr als die Hälfte der 
Wohnungen über vier und mehr Zimmer.

Abbildung 7 zeigt auf, wie die Wohnungen in der Stadt Bern belegt sind. 
Kleinwohnungen mit ein bis drei Zimmern sind zu über 80 Prozent mit 
Ein­ und Zweipersonenhaushalten belegt und werden somit nachhaltig 
genutzt. Beachtenswert ist jedoch, dass rund 3500 Haushalte mit 4 und 
mehr Personen in 1­ bis 3­Zimmerwohnungen in engen Wohnverhält­
nissen leben. Bei den ohnehin knapp vorhandenen grossen Wohnungen 
in der Stadt Bern kann nicht von einer nachhaltigen Wohnraumnutzung 
gesprochen werden. Über 50 Prozent der Wohnungen mit vier und mehr 
Zimmern sind von Ein­ und Zweipersonenhaushalten genutzt.
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Abbildung 6: Wohnungsbestand nach Zimmerzahl Stadt Bern, 2017 
(Quelle: Statistik Stadt Bern, 2018c)

Abbildung 7: Haushaltsstruktur nach Wohnungsgrössentyp14, Stadt Bern, 2016 
(Eigene Auswertung, Quelle: Statistik Bern)

14 Anzahl Zimmer: Halbe Zimmer 
werden abgerundet.
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2.2.2. Eigentümerstruktur
Wie Abbildung 9 zeigt, gehörten im Jahr 2000 circa drei Viertel der Ge­
bäude mit Wohneinheiten in der Stadt Bern natürlichen Personen.15 Das 
restliche Viertel teilten sich Bau­ und Immobiliengenossenschaften, ande­
re juristische Personen wie Vereine, Stiftungen oder Pensionskassen und 
die öffentliche Hand.

In jüngerer Zeit sind jedoch andere juristische Personen und Baugenos­
senschaften als Bauherrschaften deutlich aktiver als natürliche Personen 
(vgl. Abbildung 10). Von den zwischen 2004 und 2015 neu erstellten 
Gebäuden mit Wohneinheiten wurden mehr als dreiviertel von diesen 
Eigentümerkategorien erstellt. Natürliche Personen schufen in dieser 
Bauperiode nur rund 15 Prozent der Gebäude mit Wohneinheiten.

Zu beachten ist, dass die Kategorie der Bau­ und Immobiliengenossen­
schaften nicht mit gemeinnützigen Genossenschaften gleichzusetzen ist. 
Diese Kategorie umfasst sowohl gemeinnützige als auch nicht gemein­
nützige Genossenschaften.

Gemeinnützigen Trägerschaften gehören in der Stadt Bern rund 7 900 
Mietwohnungen16. Rund 2 000 Mietwohnungen beinden sich im Ei­
gentum des Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik der Stadt Bern.17 
Detaillierte Informationen zu den Wohnungen des Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik inden sich im Kapitel 3.1.

Gemeinde, Kanton und Bund

Andere juristische Personen

Bau- und Immobiliengenossenschaften

Natürliche Personen

2%
15%

25%

58%

Abbildung 10: Eigentümerstruktur Neubauten mit Wohnungen, Stadt Bern, 2004-2015 
(Quelle: Statistik Stadt Bern, 2016a)

15 Quelle: Volkszählung 2000; Neu­
ere Zahlen zur Eigentümerstruktur 
des Gesamtwohnungsbestands 
sind nicht verfügbar.

16 Quelle: Erhebungen und 
Schätzungen der Stadtverwal­
tung. Es darf davon ausgegangen 
werden, dass der grösste Teil der 
gemeinnützigen Trägerschaften 
erfasst wurde, ein Anspruch auf 
Vollständigkeit besteht aber nicht.

17 Auskunft über die Lage der 
Wohnungen gemeinnütziger Träger­
schaften sowie der Stadt gibt der 
im Mai 2012 publizierte Stadtplan 
«Gemeinnützige und städtische 
Wohnungen in der Stadt Bern»; 
Herausgegeben vom Schweizeri­
schen Verband für Wohnungswe­
sen SVW Bern­Solothurn, heute 
genannt WBG Schweiz, Regional­
verband Bern­Solothurn mit der 
Stadt Bern, siehe http://www.bern.
ch/themen/wohnen/publikationen/
wohnbaupolitische­grundlagen

Gemeinde, Kanton und Bund

Andere juristische Personen

Bau- und Immobiliengenossenschaften

Natürliche Personen

7%

14%

74%

5%

Abbildung 9: Eigentümerstruktur Gebäude mit Wohneinheiten, Stadt Bern, 2000 
(Quelle: Statistik Stadt Bern, 2016a)
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Die Wohneigentumsquote in der Stadt Bern hat sich in den letzten 
Jahren erhöht und liegt aktuell bei rund 17 Prozent (BFS, 2017). Aufgrund 
des Marktumfelds war es besonders lukrativ, Mehrfamilienhäuser mit 
Mietwohnungen in Stockwerkeigentum umzuwandeln. Dies führte bei 
Altbauten mutmasslich zu einem Verlust an preisgünstigen Mietwohnun­
gen (BWO, 2012).

2.2.3. Gemeinnützige Wohnbauträgerschaften
Gemeinnützige Wohnbauträgerschaften können als juristische Personen 
unterschiedlich organisiert sein. Häuigste Form sind die Genossenschaf­
ten, bei denen es sich wiederum um Mitgliedergenossenschaften oder 
Unternehmergenossenschaften handeln kann. Bei ersteren sind die 
Mietenden stimmberechtigte Mitglieder der Genossenschaft und als sol­
che mit Anteilscheinkapital beteiligt. Bei Unternehmergenossenschaften 
setzen sich die Mitglieder aus Unternehmen und allenfalls der öffentli­
chen Hand zusammen, nicht aber aus Bewohnerinnen und Bewohnern. 
Ausserdem können gemeinnützige Wohnbauträgerschaften als Aktien­
gesellschaften, Stiftungen oder Vereine organisiert sein – mit oder ohne 
Kapitalbeteiligung, mit oder ohne Mitbestimmung der Mietenden.

Dank Kostenmiete und langfristigem Verzicht auf Gewinnstreben leisten 
gemeinnützige Trägerschaften einen dauerhaften und langfristigen Bei­
trag zur Versorgung der Bevölkerung mit preisgünstigem Wohnraum.

Eine Organisation des Wohnungsbaus gilt als gemeinnützig, wenn sie 
nach ihren Statuten18: 

a. Den Zweck verfolgt, dauerhaft den Bedarf an Wohnraum zu trag­
baren inanziellen Bedingungen zu decken;

b. Die Dividende gemäss Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a des Bun­
desgesetzes vom 27. Juni 1973 über die Stempelabgaben be­
schränkt;

c. Die Ausrichtung von Tantiemen verbietet;

d. Bei der Aulösung der Gesellschaft, Genossenschaft oder Stiftung 
den nach Rückzahlung des einbezahlten Gesellschafts­, Genossen­
schafts­ oder Stiftungskapitals verbleibenden Teil des Vermögens 
dem in Buchstabe a) erwähnten Zweck zuwendet; 

e. Das Gesellschafts­, Genossenschafts­ oder Stiftungskapital höchs­
tens zum Nennwert zurückbezahlt.

Die Datenlage zu gemeinnützigen Wohnbauträgerschaften und ihren 
Wohnungen in der Stadt Bern ist verbesserungswürdig19. Vollständige 
und systematisch erhobene Zahlen fehlen, weil diese Eigentümerschaf­
ten bisher nicht als eigene statistische Bauherrenkategorie ausgewiesen 
und ihre Wohnungen deshalb nicht separat erhoben werden.

18 Quelle: Artikel 37 der Verord­
nung über die Forderung von 
preisgünstigem Wohnraum (WFV; 
SR 842.1)

19 Der Bedarf nach aktuellem 
Zahlenmaterial ist erkannt und die 
Stadt prüft, wie die Bautätigkeit 
gemeinnütziger Wohnbauträger 
zukünftig erfasst werden kann.
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Die gemeinnützigen Trägerschaften in der Stadt Bern reichen von kleinen 
Trägerschaften mit wenigen Wohnungen (z.B. Wohnbaugenossenschaf­
ten Steckweg oder Via Felsenau) über mittelgrosse Trägerschaften mit 
hundert bis mehreren hundert Wohnungen (z.B. Genossenschaft WO­
GENO, Stadtwohnung Bern AG, Siedlungsgenossenschaft Wylergut) bis 
hin zu grossen Trägerschaften mit über tausend Wohnungen (FAMBAU 
Genossenschaft, Baugenossenschaft Brünnen­Eichholz).

Wie Abbildung 11 und Abbildung 12 zeigen, sind die meisten gemeinnüt­
zigen Trägerschaften in der Stadt Bern als Mitgliedergenossenschaften 
organisiert. Sie stellen jedoch nur knapp einen Drittel der Wohnungen 
bereit. Gut zwei Drittel der gemeinnützigen Wohnungen sind wenigen 
grossen Unternehmergenossenschaften zu verdanken. Gemeinnützige 
Aktiengesellschaften, Stiftungen und Vereine sind im gemeinnützigen 
Wohnungsbau der Stadt Bern zahlenmässig noch wenig vertreten. 

Ein grosser Teil der gemeinnützigen Wohnbauträgerschaften wendet bei 
der Vergabe von Wohnungen in der Stadt Bern Vermietungskriterien an. 
In einer Erhebung aus dem Jahr 201220 gaben rund zwei Drittel der be­
fragten gemeinnützigen Bauträger an, ihre Wohnungen mit Belegungs­
vorgaben zu vermieten. Dies bedeutet in der Regel, dass die vermietete 
Wohnung maximal ein Zimmer mehr als dauerhaft im Haushalt lebende 
Personen zählen darf. Eine Wohnung mit vier Zimmern muss somit min­
destens von drei Personen bewohnt werden. Die Belegungsvorschriften 
gelten überwiegend bei Mietbeginn und werden derzeit während der 
Mietdauer meistens nicht mehr überprüft. Rund die Hälfte der befragten 
gemeinnützigen Trägerschaften gab an, ihre günstigen Wohnungen in der 
Stadt Bern vor allem an Haushalte mit tiefen Einkommen abzugeben.
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Abbildung 11: Gemeinnützige Wohnbauträgerschaften nach 
Organisationsform, Stadt Bern 2018
(Quelle: Auskunft Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Regio-
nalverband Bern-Solothurn, Februar 2018)

Abbildung 12: Wohnungen nach Organisationsform der ge-
meinnützigen Wohnbauträgerschaften, Stadt Bern 2018
(Quelle: Auskunft Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Regio-
nalverband Bern-Solothurn, Februar 2018)

20 Quelle: Bundesamt für Woh­
nungswesen (BWO), 2012
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2.2.4. Bauperioden und Sanierungsbedarf
Rund 80 Prozent des Stadtberner Wohnungsbestandes wurde in den 
Jahren vor 1970 erbaut (siehe Abbildung 13).

Zum Zustand der Gebäude sowie zum Sanierungsstand und ­bedarf lie­
gen keine Zahlen vor. Es darf aber angenommen werden, dass weiterhin 
namhafter Sanierungsbedarf des Wohnungsbestandes besteht. Ge­
samtsanierungen des Bestandes sind wichtig, um die Wohnstadt Bern 
attraktiv zu halten und alleine schon aus energetischer Sicht notwendig. 
Sie werden durch verschiedene Programme staatlich gefördert.

Jedoch führen Gesamtsanierungen aufgrund der Überwälzung wertver­
mehrender Investitionen auf die Mietzinsen in der Regel zu markanten 
Mietzinsaufschlägen, die auch bei gemeinnützigen Investoren bei rund 
50 Prozent liegen können. Günstiger Wohnraum geht so unwiederbring­
lich verloren.

Meistens führen Gesamtsanierungen von Liegenschaften zu Verände­
rungen bei der Bewohnerschaft. Oft werden Gesamtsanierungen im 
unbewohnten Zustand durchgeführt und es darf angenommen werden, 
dass nur wenige frühere Bewohnende nach Gesamtsanierungen in ihre 
Wohnungen zurückkehren. Ausgenommen, die Eigentümerschaft küm­
mert sich aktiv um die Bewohnerschaft, indem sie ihren Mieterinnen und 
Mietern während der Sanierung soweit möglich Ersatzwohnungen und 
eine Rückkehr in ihre Wohnungen anbietet.
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Abbildung 13: Wohnungsbestand nach Bauperiode, Stadt Bern 
(Quelle: Statistik Stadt Bern, 2018c)
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2.2.7. Alternative Wohnformen
In Bern bestehen nebst dem klassischen Wohnangebot in Häusern auch 
alternative Wohnformen, zum Beispiel in Hütten, Bauwagen etc. Der 
Wunsch nach alternativen Wohnformen in der Stadt Bern geht bis in 
die Achtzigerjahre zurück.21 1985 entstand auf dem Gaswerkareal das 
bekannteste alternative Wohnprojekt, das «Freie Land Zaffaraya». Nach 
verschiedenen Zwischenlösungen wurde der Gemeinschaft Zaffaraya 
1989 ein Terrain beim Autobahnanschluss Neufeld zur Verfügung gestellt, 
das seither bewohnt wird. In den letzten Jahren haben sich weitere 
Vereinigungen gebildet (z.B. Stadtnomaden und Stadttauben), die ihren 
Standort heute alle sechs Monate wechseln müssen – einerseits man­
gels geeignetem Land zum langfristigen gemeinsamen Wohnen und 
Zusammenleben, andererseits wegen der gewollten «Nicht­Sesshaftig­
keit».

Eine speziische Wohnform weisen auch Jenische, Sinti und Roma auf. 
Im Winter leben sie auf einem Standplatz und von Frühjahr bis Herbst 
sind sie mit ihren Wohnwagen auf der Reise, machen auf Durchgangs­
plätzen halt und besuchen ihre Kundschaft. In der Stadt Bern gibt es für 
diese Wohnform im Buech einen Standplatz sowie in den letzten Jahren 
während der Sommermonate 20 provisorische Durchgangsplätze im 
Hinteren Schermen.

2.3. Lebensqualität 

2.3.1. Bevölkerungsbefragung
Die Bernerinnen und Berner leben gerne in der Stadt Bern. Das zeigen 
die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung, die letztmals 2015 durchge­
führt wurde (Statistik Stadt Bern, 2016b). Gemäss Abbildung 17 gaben 
72 Prozent der Befragten an, sehr gerne in Bern zu leben. 25 Prozent 
leben eher gern in der Stadt Bern.

Das Wohnungsangebot bewegt die Berner Bevölkerung, wie Abbildung 
18 zeigt. Die im Jahr 2015 befragten Personen bezeichnen zu teure 
Wohnungen mit 13 Prozent der Nennungen als das fünftgrösste Problem 
der Stadt Bern. Gegenüber früheren Bevölkerungsbefragungen hat sich 
das Problem zu teurer Wohnungen akzentuiert. Im Jahr 2011 lagen Woh­
nungsprobleme und Mietpreise mit knapp acht Prozent der Nennungen 
noch auf dem 7. Rang, im Jahr 2007 mit nur drei Prozent der Nennungen 
auf Rang 16 der Problemliste.

21 Quelle: Abstimmungsbotschaft 
Stadt Bern vom 22. September 
2013
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2.4. Politik 

2.4.1. Stadtrat
Im Stadtrat ist Wohnungspolitik ein häuiges Thema. Die Mehrheit 
des Stadtrats fordert seit Jahren eine Stärkung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus und Pioniergeist23 sowie eine aktive Wohnbau­ und 
Bodenpolitik. Seit der deutlichen Annahme der Wohn­Initiative durch die 
Stimmbevölkerung im Mai 2014 ist insbesondere der preisgünstige und 
gemeinnützige Wohnungsbau in den Mittelpunkt des wohnpolitischen 
Interesses gerückt. Zusätzlichen Schub erhielt der gemeinnützige Woh­
nungsbau durch die Diskussionen und politischen Auseinandersetzungen 
des Stadtrats und der Betriebskommission des Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik bei der strategischen Ausrichtung verschiedenster 
Wohnbauareale (z.B. KVA Warmbächliweg, Viererfeld/Mittelfeld, Gaswer­
kareal).

In der Mitwirkung zum STEK 201624 haben sich ebenfalls zahlreiche Par­
teien, (Quartier­) Organisationen und Verbände zur Wohnbaupolitik geäus­
sert und gefordert, das preisgünstige Wohnen sei verstärkt zu fördern, 
um damit auch Gentriizierung in der Stadt Bern zu verhindern.

Zu beachten ist, dass der Begriff «preisgünstig» nicht klar deiniert ist. 
Jede und jeder hat seine eigenen Vorstellungen, wieviel eine preisgüns­
tige Wohnung kosten darf. Der gemeinnützige oder preisgünstige Wohn­
raum, der im Rahmen der Wohn­Initiative entstehen wird, richtet sich an 
die mittelständische Bevölkerung25. Für armutsbetroffene Menschen sind 
diese Wohnungen nicht erschwinglich; sie sind auf tiefe Mietzinsen im 
Bereich des günstigen Wohnraums mit Vermietungskriterien (GüWR) der 
Stadt angewiesen (siehe Kapitel 3.1.2). Der Stadtrat fordert eine Erhö­
hung der Anzahl GüWR­Wohnungen.

Ein aktuelles Thema ist ausserdem die Nutzung des bestehenden 
Wohnraums. Der Vorstoss zur Zweckentfremdung von Wohnraum in der 
Altstadt26 wurde mit grossem Mehr erheblich erklärt. Weitere Vorstös­
se zum Themenbereich Zweitwohnungen wurden eingereicht, aber im 
Stadtrat noch nicht behandelt.27

2.4.2. Öffentlichkeit
Auch in der Öffentlichkeit und den Medien stehen wohnpolitische 
Themen häuig im Fokus, beispielsweise im Zusammenhang mit den 
Turbulenzen rund um die Räumung des besetzten Hauses an der Efin­
gerstrasse im Februar 2017 oder beim Verkauf der ehemaligen Alkohol­
verwaltung in der Länggasse an den Meistbietenden durch den Bund im 
August 2017. Wohnungsnot, Wohnungspreise, Zweckentfremdung, Airb­
nb etc. bewegen auch Vertreterinnen und Vertreter aus den Quartieren.

23 Zum Beispiel in der Debatte zur 
dringlichen interfraktionellen Moti­
on SP, GB/JA!, GLP, GFL/EVP: Bera­
tungs­ und Unterstützungsangebot 
für gemeinnützige Wohnbauträger 
in der Stadt Bern sicherstellen, SR 
vom 16.10.2014

24 STEK 2016 – Bericht zur öffent­
lichen Mitwirkung vom 25.08. bis 
27.10.2016, Seite 10

25 Die Stadt Bern versteht unter 
preisgünstigen Mieten im Neubau­
bereich Mietzinsen, die sich an der 
Kostenmiete orientieren.

26 Motion AL/GPB­DA/PdA+: 
Gegen Zweckentfremdung von 
Wohnraum in der Altstadt 

27 U.a. Postulat Fraktion SP/JUSO 
(Michael Sutter, SP): Einführung 
einer Zweitwohnungssteuer und 
Motion Fraktion AL/GPB­DA/PdA 
(Luzius Theiler GPB­DA): Alkoholi 
zum Wohnen – Business­Wohnun­
gen nur in Gewerbezonen!
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Die Gesellschaft wird sich weiter verändern und die Vielfalt der Lebens­
formen und Lebensstile der Bernerinnen und Berner wird zunehmen. 
Vielfältige Wohnungstypen sind gefragt. So haben Einelternfamilien oder 
Patchworkfamilien beispielsweise andere Wohnbedürfnisse als Zweiel­
ternfamilien. Mehrgenerationenwohnformen sind im Trend, genügend 
Wohnungen für Studierende sind in der Bildungsstadt Bern nötig und ge­
meinschaftliches Wohnen erlebt eine Renaissance. Neue Arbeitsmodelle 
wirken sich auf das Wohnen aus. Es braucht deshalb auch lexibel nutz­ 
und umnutzbare Wohnungen und mehr gemeinsam nutzbare Infrastruk­
turen in Siedlungen, welche das Teilen fördern und gemeinschaftliches 
Wohnen durch Reduktion der Individuallächen möglich machen.

2.5.3. Preisentwicklung und ihre Folgen
Die Entwicklung der Wohnungspreise ist im Wesentlichen abhängig von 
der Nachfrage nach Wohnraum im Verhältnis zur Menge des angebo­
tenen Wohnraums. Aufgrund des zu erwartenden Bevölkerungswachs­
tums besteht langfristig insbesondere in Zentren und Agglomerationen 
ein Zusatzbedarf an Mietwohnungen (Fahrländer Partner AG 2016). Es 
darf angenommen werden, dass die Nachfrage nach Wohnraum in der 
Stadt Bern gross bleiben wird – ausgelöst durch die Attraktivität der 
Stadt Bern sowie die landesweite Absicht, die Zersiedelung zu stoppen 
und die Bevölkerungszahl in den Städten zu erhöhen. Ausserdem wird 
die Wohnqualität in der Stadt Bern dank Aufwertungsmassnahmen wei­
ter erhöht. Steigende Mietzinsen dürften die Folge sein, die sich insbe­
sondere in höheren Angebotsmieten28 niederschlagen.

Hohe Angebotsmieten betreffen insbesondere Mieterinnen und Mieter, 
die neu in die Stadt Bern ziehen, einen neuen Haushalt gründen oder 
einen Wohnungswechsel vornehmen wollen oder müssen.

Demgegenüber sind die Bestandesmieten29 in der Stadt Bern aktuell 
noch immer moderat, was eine Folge des Mietrechts sein dürfte, das Be­
wohnerinnen und Bewohner vor starken Mietzinssteigerungen schützt. 
Aufgrund des grossen Altwohnungsbestandes werden in den kommen­
den Jahren zahlreiche Wohnungssanierungen nötig sein, was mutmass­
lich auch zu ansteigenden Bestandesmietzinsen für Mieterschaften ohne 
Wohnungswechsel führen dürfte.

Werden die Wohnungspreise vollständig der Marktentwicklung überlas­
sen, sind gemäss hier vertretener Auffassung folgende Auswirkungen 
steigender Angebotsmieten zu erwarten (in Anlehnung an Bundesamt 
für Wohnungswesen et al., 2012):

• Menschen mit tiefen Einkommen können sich in der Stadt Bern 
kaum mehr Wohnungen leisten, weil die Mietzinsen der auf dem 
Markt verfügbaren Wohnungen nicht tragbar für sie sind.

• Die höhere Mietzinsbelastung betrifft auch die mittelständische 
Bevölkerung.30 Für Menschen aus dem unteren Bereich des Mittel­
stands dürften die Angebotsmieten zukünftig ebenfalls kaum mehr 
tragbar sein oder zu Wohlstandsverlust führen. Weitere Teile der 
mittelständischen Bevölkerung dürften aufgrund anderer Budgetprä­

28 Angebotsmieten: Unter Ange­
botsmieten werden die Mietzinsen 
der Wohnungen verstanden, die 
auf dem Wohnungsmarkt zur 
Vermietung ausgeschrieben sind, 
siehe auch Kapitel 2.2.5.

29 Bestandesmieten: Unter 
Bestandesmieten werden die 
Mietzinsen der vermieteten 
Wohnungen verstanden. Bestan­
desmieten betreffen teilweise 
jahrelange Mietverhältnisse. Siehe 
auch Kapitel 2.2.5.

30 Der Mittelstand ist nicht klar 
deiniert. Gemäss Schweizeri­
sche Eidgenossenschaft, 2015: 
Hintergrundstudie zum Bericht in 
Erfüllung des Postulats 10.4023 
von Susanne Leutenegger Oberhol­
zer «Erodiert die Mittelschicht», 
sind unter mittleren Einkommens­
gruppen folgende monatliche 
Bruttoeinkommen zu verstehen: 
Alleinlebende: Fr. 3868.­ bis 8289.­; 
Paare mit zwei Kindern: Haus­
haltseinkommen brutto  
Fr. 8123.­ bis 17 406.­. 
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ferenzen nicht bereit sein, einen grösseren Teil ihres Einkommens 
in aus ihrer Sicht teure Mietwohnungen zu investieren, selbst wenn 
diese theoretisch tragbar wären. Sie dürften sich mangels verfüg­
barer angemessener Wohnungen gezwungen fühlen, auf Wohnun­
gen ausserhalb der Stadt auszuweichen. Dies dürfte insbesondere 
Familien betreffen, die aufgrund grösserer Haushaltsgrössen auf 
Wohnungen mit vier oder mehr Zimmern angewiesen sind, die 
entsprechend der Wohnungsgrösse teurer sind.

• Aufgrund der grossen Differenz zwischen Bestandes­ und Ange­
botsmieten ist anzunehmen, dass viele Mieterinnen und Mieter 
mit langen Mietverhältnissen in ihren (zu) grossen Wohnungen ver­
bleiben – auch wenn sich ihre Haushaltszusammensetzung oder 
Lebenslage verändert. Die Folge sind fehlende Wohnungswechsel 
und ein anhaltend hoher Wohnlächenverbrauch sowie eine zusätz­
liche Verknappung von (grösserem) Wohnraum.

Im Bereich des Wohneigentums ist aufgrund des knappen Angebots bzw. 
der grossen Nachfrage in der Stadt Bern nicht mit einem Preisrückgang 
zu rechnen. Für Menschen aus mittleren Einkommensschichten dürfte es 
auch in Zukunft schwierig sein, in der Stadt Bern Wohneigentum erwer­
ben zu können. Sie müssen auf andere Gemeinden ausweichen.

Will die Stadt Bern also weiterhin eine Wohnstadt für Menschen aus 
allen Einkommensschichten bleiben, ist im Bereich des Wohnraums für 
tiefe und mittlere Einkommen gezielt zu handeln und es sind angemes­
sene Wohnungsangebote zu erhalten bzw. zu schaffen.

2.5.4. Aufwertung und Verdrängung
Die Verbesserung der Lebensqualität durch Aufwertungen, das heisst 
durch Verkehrsberuhigungen, Sanierungen oder durch den Ausbau von 
Infrastrukturen und Dienstleistungen stärkt seit Jahren die Attraktivität 
der Stadt Bern und hat mit der anhaltenden Zunahme der Stadtbevölke­
rung zu steigenden Wohnungsmieten geführt. Der Wohnungsmarkt ist in 
Bern von einer kleinteiligen Grundeigentümerstruktur geprägt und proi­
torientierte Immobilienbesitzer setzen bei den aktuellen Marktbedingun­
gen insbesondere bei Sanierungen hohe Mietzinssteigerungen durch. 

Besonders in zentrumsnahmen Quartieren sind aufgrund von Wohnungs­ 
und Quartieraufwertungen Verdrängungsprozesse feststellbar, d.h. es 
indet ein Umstrukturierungsprozess statt, bei dem einkommensstarke 
Bevölkerungsgruppen die ansässige einkommensschwächere Bevölke­
rung verdrängen, oder die höhere inanzielle Belastung führt direkt zu 
Wohlstandsverlust bei den betroffenen Haushalten. Wahlmöglichkeiten 
auf dem städtischen Wohnungsmarkt sowie Teilhabe am städtischen 
Leben hangen damit vermehrt vom sozioökonomischen Status, d.h. von 
der Zahlungsfähigkeit, Kaufkraft oder dem Bildungsstand der Bevölkerung 
ab. Parallel führt dies zu soziokulturellen Umwertungen, neuen Nachbar­
schaften, sich verändernden sozialen Netzwerken und damit zu neuen 
sozialräumlichen Identitäten von Quartieren. Das Attraktivieren und die 
Belebung der Quartiere wird von der Stadt und der Bevölkerung durchaus 
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gewünscht. Die sozialen Folgen für jene, die sich durch die Veränderun­
gen in der Nachbarschaft nicht mehr zuhause fühlen oder aufgrund der 
steigenden Mietpreise (unfreiwillig) wegziehen, sind von der Stadt und 
in Kooperation mit gemeinnützigen und privaten Wohnbauträgern durch 
eine sozialverträgliche, nachhaltige Wohnpolitik anzugehen. Es braucht 
eine integrierte Stadtpolitik, welche aus gesamtstädtischer Perspektive 
eine Wohnstrategie gegen Ausgrenzung und Benachteiligung insbeson­
dere der einkommensschwächeren Bevölkerungsgruppen wahrnimmt.

Die Berner Bevölkerung ist auf der Ebene der Gesamtstadt heute sozial 
vielfältig und gut gemischt. Soziale Durchmischung ist jedoch eine Frage 
des Perimeters (wird ein einzelnes Wohngebäude betrachtet oder ein 
ganzer Stadtteil?) und der Deinition (welche Kriterien werden betrach­
tet? Alter, Herkunft, ökonomischer Status etc.?). Kleinteilige Segregation 
indet statt und ist von den Stadtbewohnerinnen und ­bewohnern in 
der Regel auch gewünscht. Die Menschen suchen ihresgleichen in ihrer 
unmittelbaren Umgebung, höhere Statusgruppen wohnen vornehmlich 
gewünscht segregiert, tiefere Statusgruppen oft aufgrund des Vorhan­
denseins günstiger Wohnungen in weniger attraktiven Quartieren. Im 
grösseren Massstab strebt die Stadt zur Stärkung der sozialpolitischen 
Stabilität weiterhin Quartiere an, in denen Menschen verschiedenen Al­
ters und Herkunft, mit unterschiedlichen Einkommen und Lebensformen 
zusammenleben. Im Bereich Wohnen kann soziale Vielfalt beispielsweise 
über unterschiedliche Wohnungstypen und ­grössen, Differenzierung 
der Eigentumsverhältnisse, Berücksichtigung von sozial ausgleichenden 
Investoren­ und Mietmodellen oder über sozial verantwortliche Wohn­
raum­ und Quartierversorgung erreicht werden.

2.5.5. Ökologische Nachhaltigkeit
Die natürlichen Ressourcen sind begrenzt, der Klimawandel schreitet 
fort. Erforderlich sind energetische Sanierungen des Wohnungsbestands 
und Neubauten, die hohen ökologischen Nachhaltigkeitskriterien genü­
gen. Diese ökologischen Massnahmen sind gleichwertig einzustufen 
wie das sozialpolitisch begründete Ziel zum Erhalt und zur Schaffung von 
kostengünstigen Wohnungen. Es ist in jedem Fall darauf zu achten, dass 
die beiden Ansprüche an zukünftige Bautätigkeiten nicht gegeneinander 
ausgespielt werden, sondern gleichberechtigt behandelt werden.

Der verfügbare Boden ist auch in Zukunft knapp und es ist schonend 
damit umzugehen. Verdichtung ist in der Stadt Bern ein zentrales The­
ma und soll mit Hilfe der Massnahmen des STEK 2016 erreicht werden. 
Verdichtung ist aber nicht nur aus baulicher Sicht zu betrachten. Sie soll 
einhergehen mit einer Erhöhung der Nutzderdichte. Deshalb sind Sufi­
zienz, Flächenkonsum, Wohnungsbelegung und die Nutzungsarten des 
Wohnraums zu thematisieren.
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3. Bestehende wohnpolitische Tätigkeitsfelder
In Kapitel 3 werden die heutigen wohnpolitischen Tätigkeitsfelder der 
Stadt Bern, bestehende Instrumente sowie damit verknüpfte Herausfor­
derungen für die Zukunft aufgezeigt.

Die Stadt handelt aktuell wohnpolitisch im engeren Sinn über die städti­
schen Grundstücke und Wohnungen, die sich im Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik beinden. Im weiteren Sinn wohnpolitisch handelt sie 
über die Raumplanung, indem sie mittels Planungsmassnahmen die 
Voraussetzungen schafft, dass Wohnraum erstellt werden kann und in 
der Bauordnung Massnahmen zum Schutz von bestehendem Wohnraum 
und zur Schaffung von gemeinnützigen und preisgünstigen Wohnungen 
ergreift. Drittens handelt sie ergänzend sozialpolitisch dort, wo Wohn­
raum für speziische Zielgruppen benötigt wird. Ausserdem unterstützt 
die Stadt Bern Dritte bei ihrem Handeln, zum Beispiel die gemeinnüt­
zigen Wohnbauträger durch Finanzierung von Beratungsleistungen im 
Rahmen eines Leistungsvertrags.

Selbstverständlich handeln auch Privatpersonen oder Institutionen wie 
etwa die Burgergemeinde im Sinne der städtischen Wohnbaupolitik. Sie 
stellen beispielsweise günstigen Wohnraum zur Verfügung oder betrei­
ben Wohnheime für Studierende. Weil diese Tätigkeiten und Angebote 
ohne Einluss und Zutun der Stadt erfolgen, sind sie im vorliegenden 
Kapitel nicht aufgeführt.

3.1. Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik
Die Grundstücke und Liegenschaften im Eigentum der Stadt Bern sind 
entweder dem Finanz­ oder dem Verwaltungsvermögen der Stadt zuge­
ordnet. Das Finanzvermögen umfasst Grundstücke und Liegenschaften, 
die nicht für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden, wie 
beispielsweise Wohngebäude, Landwirtschaftsland oder Dienstleistungs­ 
und Gewerbelächen. 1985 wurde der Fonds für Boden­ und Wohn­
baupolitik, eine gemeindeeigene Unternehmung mit Sonderrechnung, 
gegründet. Dem Fonds wurden dabei die Grundstücke und Liegenschaf­
ten des Finanzvermögens übertragen. 

Das Verwaltungsvermögen hingegen umfasst sämtliche öffentlich ge­
nutzten Gebäude und Infrastrukturen, wie beispielsweise Schulhäuser, 
Verwaltungsgebäude, Werkhöfe, Sport­ und Freizeitanlagen oder Zivil­
schutzanlagen.

Im Folgenden wird der Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik mit seinen 
Aufgaben und Instrumenten insgesamt thematisiert. Anschliessend 
sind die wohnpolitisch relevanten Instrumente des Fonds im Einzelnen 
aufgeführt und am Schluss werden die zukünftigen Herausforderungen 
zusammengefasst.



35

Grundlagenbericht zur Wohnstrategie

3.1.1. Der Fonds im Allgemeinen

Rechtsgrundlagen / Grundlagen / Verankerung

«Die Gemeinde schafft durch eine aktive Boden­ und Wohnbaupolitik 
die Voraussetzungen für eine zeitgemässe, soziale, wirtschaftliche und 
bauliche Entwicklung», umschreibt das 1984 in einer Volksabstimmung 
genehmigte Reglement über die Boden­ und Wohnbaupolitik (Fonds­
reglement; FRBW) die Zielsetzung städtischer Wohnbaupolitik. Diese 
Politik umzusetzen, ist die Aufgabe des 1985 geschaffenen Fonds, einer 
gemeindeeigenen Unternehmung mit Sonderrechnung, dem die Grund­
stücke und Liegenschaften des Finanzvermögens übertragen wurden.

Nebst dem Fondsreglement stellt die vom Gemeinderat verabschiedete 
Organisationsverordnung zum Reglement über die Wohnbaupolitik der 
Stadt Bern (Fondsorganisationsverordnung; FBWO) eine weitere Rechts­
grundlage dar.

Darüber hinaus wurden von der Betriebskommission des Fonds für Bo­
den­ und Wohnbaupolitik die Gesamtstrategie und sieben Teilstrategien 
erarbeitet und verabschiedet: 

• Teilstrategie Wohnen

• Teilstrategie Nachhaltige Entwicklung im Immobilienmanagement 

• Teilstrategie Gemeinnütziger Wohnungsbau

• Teilstrategie Geschäftsliegenschaften

• Teilstrategie Baurechte

• Teilstrategie Landwirtschaft

• Teilstrategie Beteiligungen

Rund 2000 Wohnungen, 420 Geschäftsmietverträge, über 400 Bau­
rechtsverträge, diverse Pachtverträge, 17 Beteiligungen an Wohnbauge­
sellschaften und ­genossenschaften, eine Vielzahl von zu entwickelnden 
Arealen – so präsentiert sich das Portfolio des Fonds im Wesentlichen. 
Dazu kommen noch rund 500 Wohnungen von Wohnbaugenossenschaf­
ten, an denen der Fonds beteiligt ist und die durch einen Generalmiet­
vertrag an den Fonds gebunden sind.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des Fonds sind im Fonds­
reglement (Artikel 3 Absatz 3) deiniert. Demnach sind die Grundstücke 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten und unter Berücksichtigung des 
Allgemeininteresses zu verwalten. Gemäss Artikel 9 des Fondsregle­
ments teilt die Gemeinde dem Fonds als Dotationskapital Grundstücke 
des Finanzvermögens zu. Für diese Grundstücke ist der Gemeinde eine 
angemessene jährliche Entschädigung auszurichten, welche vom Ge­
meinderat festgelegt wird. Im Jahr 2016 betrug die Fondskapitalverzins­
ung rund 27,6 Mio. Franken.
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Federführung / Beteiligte

Die Geschäfte des Fonds werden von einer Betriebskommission be­
aufsichtigt, der gemäss Reglement drei Mitglieder des Gemeinderats, 
sieben Mitglieder des Stadtrats, gewählte Vertreterinnen und Vertreter 
politischer Parteien, der/die Leiter/in von Immobilien Stadt Bern, der/die 
Stadtplaner/in und der/die Stadtbaumeister/in angehören. Präsidiert wird 
die Kommission vom Direktor für Finanzen, Personal und Informatik der 
Stadt Bern. Die Führung des Fonds obliegt Immobilien Stadt Bern.

Die Betriebskommission verfügt gemäss Artikel 6 des Fondsreglements 
über Finanzkompetenzen bis zu 2 Mio. Franken. Der Gemeinderat kann 
über inanzielle Verplichtungen bis 5 Mio. Franken entscheiden, der Stadt­
rat bis maximal 10 Mio. Franken. Darüber ist ein Volksbeschluss nötig.

Instrumente des Handelns

In der folgenden Abbildung sowie den anschliessenden Kapiteln werden 
die bestehenden Instrumente des Fonds vorgestellt. Aufgeführt sind nur 
Bereiche, die das Wohnen betreffen. Auf Gewerbe­ / Dienstleistungs­
lächen und ­räume wird aufgrund des vorliegenden wohnpolitischen 
Kontextes nicht weiter eingegangen.

Die Instrumente des Fonds in der Übersicht:

Bestandesliegenschaften

Liegenschaftskäufe

Unbebaute
Grundstücke

Gemeinnützige 
Trägerschaft

Gewinnorientierte
Trägerschaft

Zwischennutzung

Günstiger Wohnraum mit 
Vermietungskriterien 

GüWR

WEG Verträge
Wohnungen
• Bestand
• Neubauprojekte

Vermietung nach 
Berner Modell

Vermietung nach 
Marktpreisen

Gemeinnützige
Trägerschaft

Gewinnorientierte 
Trägerschaft

Bauland/Baurechtvergabe

Diverse Förderinstrumente
Fonds für Boden- und

Wohnbaupolitik

Beteiligungen an Wohnbauträgern
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3.1.2. Wohnungen
Der Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik besitzt rund 2000 Wohneinhei­
ten im Eigentum.31 Das entspricht einem Anteil von knapp drei Prozent 
des gesamten Wohnungsbestands der Stadt Bern. Rund 30 Prozent der 
Wohnungen des Fonds liegen im Stadtteil 6, Bümpliz­Oberbottigen und 
26 Prozent im Stadtteil 3, Mattenhof­Weissenbühl. Rund 18 Prozent be­
inden sich im Stadtteil 4, Kirchenfeld­Schosshalde und rund 15 Prozent 
im Stadtteil 5, Lorraine­Breitenrain. Im Stadtteil 2, Länggasse­Felsenau 
inden sich rund 6 Prozent der städtischen Wohnungen, in der Altstadt 
rund 5 Prozent.

Mehr als die Hälfte der Gebäude des Fonds sind denkmalplegerisch 
inventarisiert. Dies widerspiegelt sich auch im Alter der Gebäude, denn 
zahlreiche Liegenschaften wurden vor 1950 gebaut. In den letzten zehn 
Jahren wurden bei rund 125 Gebäuden (ca. ein Drittel des Gebäudebe­
stands) grössere Instandsetzungen durchgeführt; ein ähnliches Volumen 
ist in den kommenden zehn Jahren geplant. Der seit Jahrzehnten einzige 
grössere Neubau des Fonds ist die Siedlung Stöckacker Süd mit 146 
Wohneinheiten (Bauphase 2013 bis 2017).

Weitere eigene Neubauten wie die Zwyssigstrasse 14 mit sechs 
Wohneinheiten oder die Morgenstrasse 15 mit 10 Wohneinheiten be­
inden sich im Bau. Grössere Objekte in Planung betreffen das Areal an 
der Reichenbachstrasse 118, auf welchem rund 100 Wohneinheiten in 
Kostenmiete inkl. 20 Wohnungen im GüWR­Segment realisiert werden 
sollen, sowie das Areal an der Freiburgstrasse 121 mit ca. 12 neuen 
Wohneinheiten.

Wohnungsvermietung

Das Wohnungsportfolio des Fonds kann in fünf Segmente aufgeteilt 
werden (siehe Abbildung 21):

• 25% der Wohnungen sind im Segment «Berner Modell» vermie­
tet. 

• 29% der Wohnungen gehören zum Segment «Berner Modell» mit 
zusätzlicher Eignung als günstiger Wohnraum mit Vermietungskri­
tierien (GüWR­fähige Wohnungen), aktuell jedoch nicht mit Kriteri­
en vermietet. 

• 22% der Wohnungen sind im Segment Günstiger Wohnraum mit 
Vermietungskriterien (GüWR­Verträge) vermietet.

• Für 18% der Wohnungen bestehen Verträge gemäss dem eidge­
nössischen Wohnbau­ und Eigentumsförderungsgesetz (WEG­Ver­
träge).

• 6% der Wohnungen sind mit Marktmieten vermietet.

31 Ohne einzelne Mansarden/Zim­
mereinheiten
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Die Mietzinskalkulation im Portfolio des Fonds basiert seit Oktober 2015 
grundsätzlich auf dem «Berner Modell». Mit Hilfe eines Rasters werden 
nach diesem Berechnungsmodell die Lagequalität sowie die Komfort­
stufen von Wohnungen mit jeweils fünf Bewertungsstufen bewertet. 
Daraus ergeben sich Mietzinsen pro m2/Jahr mit einer Spannweite von 
Fr. 107.­ bis 280.­. Die nach dem Berner Modell berechneten Mietzinsen 
entsprechen ungefähr der Kostenmiete.

Diejenigen Wohnungen des Segments «Berner Modell», deren Mietzin­
sen maximal Fr. 200.­ pro m2 und Jahr betragen, gelten als GüWR­fähig. 
Aktuell könnten rund 640 Wohnungen bzw. 29 Prozent der Wohnungen 
des Fonds mit GüWR­Verträgen vermietet werden, ihre derzeitigen Be­
wohnerinnen und Bewohner erfüllen jedoch die strengen Vermietungs­
richtlinien des GüWR nicht und erhalten deshalb keinen Rabatt. Weitere 
25 Prozent der Wohneinheiten sind gemäss «Berner Modell» vermietet, 
können jedoch aufgrund ihrer sehr guten Lage­ und Objektqualitäten 
nicht als GüWR­fähig eingestuft werden. Sie weisen einen Mietzins von 
über Fr. 200.­ pro m2 und Jahr auf.

Im Segment «Günstiger Wohnraum mit Vermietungskriterien» (GüWR) 
sind die Wohnungen einkommens­ und vermögensschwachen Personen 
vorbehalten. Für die Wohnungen gelten klar deinierte Vermietungskrite­
rien wie Wohnungsbelegung, Einkommens­ und Vermögenslimiten und 
Wohnsitzplicht der Mieterschaft. Die Mietzinsen von GüWR­Wohnun­
gen werden mittels unterschiedlich hoher Rabatte auf das untenstehen­
de Mietzinsniveau verringert. Die GüWR­Rabatte orientieren sich an der 
Mietzinshöhe und nicht an der Finanzkraft der Mieterschaft. 

Als günstiger Wohnraum mit Vermietungskriterien gelten städtische Woh­
nungen, deren Mietzinsen netto maximal folgende Höhen aufweisen:

• 1­Zimmer­Wohnungen Fr. 500.­

• 2­Zimmer­Wohnungen Fr. 700.­

• 3­Zimmer­Wohnungen Fr. 900.­

• 4­Zimmer­Wohnungen Fr. 1100.­

Berner Modell

Markt

Berner Modell GüWR-fähig

WEG-Verträge

GüWR-Verträge

6%

22%

18%

29%

25%

Abbildung 21: Art der Mietverträge bei städtischen Liegenschaften, 2017
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• 5­Zimmer­Wohnungen Fr. 1300.­

• 6 und mehr Zimmer­Wohnungen Fr. 1500.­

• je «halbes» Zimmer werden Fr. 100.­ zu den Mietzinslimiten dazu­
gerechnet.

Per Ende 2017 wurden 22 Prozent der Wohnungen des Fonds bzw. 489 
Einheiten im Segment GüWR vermietet. Die Einhaltung der Vermie­
tungskriterien wird jährlich kontrolliert. Erfüllt die Mieterschaft die Krite­
rien nicht mehr, kann sie entweder einen höheren Mietzins ohne Rabatt 
bezahlen oder ausziehen. Fällt der Rabatt dahin, reduziert sich die Anzahl 
der Verträge mit Vermietungskriterien bis zum Auszug der jeweiligen 
Mieterschaft. Die Zahl der Verträge des Segments «Günstiger Wohn­
raum mit Vermietungskriterien» ist deshalb volatil.

Im Portfolio des Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik beinden sich zu­
dem knapp 400 Wohnungen, die nach dem eidgenössischen Wohnbau­ 
und Eigentumsförderungsgesetz (WEG) mit Bundeshilfen an einkom­
mensschwache Personen vermietet werden. Diese WEG­Wohnungen 
machen 18 Prozent der Fonds­Wohnungen aus. Die Bundeshilfen enden 
schrittweise bis im Jahr 2027. Die betroffenen Wohnungen werden bei 
Ablauf der Bundeshilfen ins Segment GüWR überführt.

Zirka sechs Prozent der Wohnungen des Fonds bzw. rund 120 Wohnein­
heiten werden zu Marktpreisen vermietet.

3.1.3. Bauland / Baurechtsvergabe
Der Fonds besitzt rund 350 Baurechtsverträge, bei welchen eine Wohn­
nutzung im Vordergrund steht. Während sich die Anzahl Baurechtsverträ­
ge in den Stadtteilen 1 bis 5 zwischen 39 und 57 bewegt, beinden sich 
über 110 Verträge im Stadtteil 6, Bümpliz­Oberbottigen. Zahlreiche Verträ­
ge, insbesondere mit gemeinnützigen Baurechtsnehmenden, bestehen 
seit Jahrzehnten. Im Vordergrund stehen Organisationen mit städtischer 
Beteiligung wie zum Beispiel die BIWO AG, die Baugenossenschaft 
Brünnen­Eichholz oder die Baugenossenschaft Aare Bern.

Die bestehenden Baurechtsverträge sind unterschiedlich ausgestaltet, 
jedoch wurden einige davon in den letzten Jahren infolge einer Verlänge­
rung und / oder aufgrund anderer Veränderungen an die heutigen Verhält­
nisse, inklusive Erhöhung der Baurechtszinsen, angepasst. Aulagen und 
Bedingungen sind bei den älteren Baurechtsverträgen unterschiedlich 
ausgestaltet. Zum Teil läuft die gesamte Vermietung mittels General­
mietvertrag über Immobilien Stadt Bern (ISB), wodurch die Einhaltung 
von möglichst kostengünstigen Mietzinsen gewährleistet bleibt (zum 
Beispiel BIWO AG). Andere Baurechtsverträge umfassen Klauseln für ein 
Spekulationsverbot oder Bestimmungen darüber, dass die Wohnungen 
der Stadt zur Unterbringung von Familien mit Kindern zur Verfügung zu 
stellen sind.

Ein sogenannter «Musterbaurechtsvertrag», welcher inskünftig bei 
der Abgabe von Grundstücken im Baurecht an gemeinnützige Wohn­
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bauträger zur Anwendung kommt, wurde unter Einbezug des Vereins 
Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Regionalverband Bern­Solothurn, 
erarbeitet und vom Gemeinderat im November 2017 verabschiedet. Zum 
einen wurden dabei Grundlagen für die Berechnung und Anpassung von 
Baurechtszinsen und zum andern allgemeine Grundsätze mit Bestim­
mungen zur Vermietung und Belegung, welche von den gemeinnützigen 
Wohnbauträgern einzuhalten sind, deiniert. Der Musterbaurechtsvertrag 
wird für künftige Abgaben im Baurecht wie zum Beispiel bei der Areal­
entwicklung «Mutachstrasse» oder für weitere Areale wie Viererfeld / 
Mittelfeld und Gaswerkareal angewendet.

3.1.4. Liegenschaftskäufe
In den letzten Jahren hat der Fonds diverse Liegenschaftskäufe betref­
fend seiner Baurechte getätigt, mehrheitlich in Zusammenhang mit der 
Ausübung von Vorkaufsrechten oder bei vorzeitigen Heimfällen. Des Wei­
teren gab es diverse Grundstücksarrondierungen, um Arealentwicklun­
gen zu ermöglichen (z.B. KVA Warmbächli). Dass der Fonds inzwischen 
auch wieder aktiver Liegenschaften sucht und entsprechende Käufe 
tätigt, ist unter anderem auf entsprechende politische Vorstösse zurück­
zuführen.32 Die entsprechenden Aktivitäten und Bemühungen wurden 
vor rund zwei Jahren intensiviert, wodurch in den Jahren 2016 und 2017 
trotz angespannter Marktsituation diverse Liegenschaftskäufe durch den 
Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik realisiert werden konnten (Efin­
gerstrasse 43, Brünnenstrasse 50, Werkgasse 10 und 12).

Darüber hinaus werden laufend mögliche Kaufobjekte geprüft, die jedoch 
aus diversen Gründen nicht zu einem Abschluss führen. Die Verkäufer­
schaft führt in der Regel mehrstuige Bieterverfahren durch, bei welchen 
der Fonds nicht konkurrenzfähig ist, denn aus wirtschaftlicher Sicht ist 
es nicht sinnvoll, teure Liegenschaften zu kaufen, wenn damit möglichst 
preisgünstiger Wohnraum erhalten oder geschaffen werden soll. Solche 
Verfahren werden meist auch von öffentlichen Körperschaften wie dem 
Kanton Bern oder dem Bund durchgeführt. Ein generelles Vorkaufsrecht 
zu Gunsten der Stadt Bern wurde bei einer Anfrage im Jahr 2016 so­
wohl vom Kanton Bern als auch vom Bund abgelehnt; jedoch besteht 
beim Bund gemäss der Verordnung über das Immobilienmanagement 
die Regelung, dass die Standortgemeinde nachrangig zum Eigenbedarf 
des Bundes und des Standortkantons bei einem Verkauf angefragt wird, 
wobei der Verkauf wieder grundsätzlich zu Marktpreisen erfolgt.

32 z.B. Postulat Fraktion SP (Rithy 
Chheng/Yasemin Cevik): Aktive 
Informationspolitik der Stadt Bern 
für mehr bezahlbare Wohnungen; 
vom 27. März 2014
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3.1.5. Beteiligungen an Wohnbauträgern
Der Fonds verfügt über diverse Beteiligungen an Wohnbaugenossen­
schaften und Aktiengesellschaften, wie Tabelle 4 aufzeigt.

Organisationen Eigentums- 
anteil Fonds

Stadt in Verwaltungs-
rat / Vorstand vertreten

Baugenossenschaft Aare Bern 24,1% Ja

Baugenossenschaft Bethlehem 50,0% Ja

Baugenossenschaft Brünnen­Eichholz 22,0% Ja

Baugenossenschaft Karl­Staufferstrasse 76,9% Ja

Baugenossenschaft TerraBern 58,7% Ja

Baugesellschaft Nydegg AG 50,0% Ja

Biwo AG 40,0% Ja

Egelmoos AG 53,8% Ja

FAMBAU Genossenschaft 1,5% Nein

Gäbelbach Immobilien AG 6,1% Ja

Gemeinnützige Baugenossenschaft Bern 17,6% Ja

Logis Suisse AG 0,3% Nein

Regio Wohnbau AG 3,4% Nein

Siedlungsgenossenschaft Bethlehemacker 8,1% Nein

Stadtwohnung Bern AG 8,9% Ja

Tscharnergut Immobilien AG 16,3% Ja

Wyler­Baugesellschaft Bern AG 25,0% Ja

Die Liste zeigt, dass in den meisten Organisationen der Fonds bzw. 
Immobilien Stadt Bern in den Entscheidungsgremien vertreten ist. Eine 
Überprüfung der Statuten der Gesellschaften über die Erfüllung der 
Anforderungen an gemeinnützige Organisationen gemäss Artikel 37 
Absatz 1 der Verordnung über die Förderung von preisgünstigem Wohn­
raum (Wohnraumförderungsverordnung, WFV) des Bundes zeigte, dass 
nur einzelne Gesellschaften die Anforderungen uneingeschränkt erfüllen. 
Einige Gesellschaften erfüllen die Bestimmungen nur teilweise oder sind 
nicht gemeinnützig.

Tabelle 4: Wohnbaugenossenschaften und Aktiengesellschaften mit Beteiligung der Stadt Bern
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3.1.6. Diverse Förderinstrumente
Rechtliche Grundlage für diverse Förderinstrumente bilden Artikel 18 
sowie Artikel 20 des Fondsreglements. Artikel 18 sieht die Gewährung 
von Darlehen und das Eingehen von Bürgschaften im Nachgang zu 
einer normalen banküblichen Finanzierung bis maximal 95 Prozent der 
Anlagekosten vor. Zusätzlich können Pfandsicherheiten für die Kapitalbe­
schaffung gemeinnütziger Bauträger bis zu 95 Prozent der Anlagekosten 
gestellt werden.

In Artikel 20 sind Verbilligungen geregelt, wonach der Fonds für eine 
Dauer von 10 Jahren Grundrenten und Darlehenszinse bis zu einem Drit­
tel unter den jeweiligen Marktbedingungen gewähren kann, wenn sich 
der Begünstigte verplichtet, Bedingungen und Aulagen über dauernde 
Zweckerhaltung, Mietzinsgestaltung, Einhaltung bestimmter Kosten­
grenzen und Bereitstellung von Wohnungen für Familien mit Kindern 
während 30 Jahren einzuhalten. In besonderen Fällen dürfen Grundren­
ten und Darlehenszinse bis höchstens fünf Jahre erlassen werden.

An Begünstigte, welche die erwähnten Förderungsmassnahmen der 
Gemeinde zwar nicht beanspruchen, jedoch bereit sind, die entsprechen­
den Bedingungen und Aulagen einzuhalten, können direkte Zuschüsse 
ausgerichtet werden.

In der letzten Zeit hat der Fonds unter diesen Rechtstiteln zum Beispiel 
der Wohnbaugenossenschaft Warmbächli ein Darlehen und eine Bürg­
schaft gewährt. Ebenfalls wurde dem Schweizerischen Gemeinnützigen 
Frauenverein ein Darlehen für die Sanierung, Erneuerung und Weiterent­
wicklung der Alterssiedlung Zähringer eingeräumt.

3.1.7. Herausforderungen für den Fonds
Die Betriebskommission hat im Jahr 2017 die aktuellen Herausforderun­
gen für den Fonds diskutiert und dabei die folgenden drei Hauptschwer­
punkte in den Fokus genommen:

• Günstiger Wohnraum mit Vermietungskriterien: weiteres Vorgehen 

• Der Fonds baut selber 

• Abgabe von Bauland an Genossenschaften.

Günstiger Wohnraum mit Vermietungskriterien

Der Stadtrat hat mit Wirkung ab 2014 die folgende Steuerungsvorgabe 
für den Fonds erlassen: «Zunahme der Anzahl Mietverträge mit Ver­
mietungskriterien im günstigen Wohnraum mit dem Ziel, den Anteil auf 
1000 Verträge zu steigern». Die Steuerungsvorgabe sieht eine jährliche 
Zunahme um 50 Verträge vor. Wie unter Kapitel 3.1.2 ersichtlich ist, sind 
zurzeit weniger als 500 Einheiten in diesem Segment vermietet. Zudem 
lag die jährliche (Netto­)Zunahme in den letzten Jahren jeweils unter 50 
Verträgen, da jährlich 20 bis 30 Mieterinnen und Mieter aus dem Seg­
ment fallen, weil sie die deinierten Kriterien nicht mehr erfüllen. Das 
System sieht vor, dass Mietende, die aus dem Segment fallen, weiter­
hin zum Mietzins gemäss «Berner­Modell» in den Wohnungen bleiben 



43

Grundlagenbericht zur Wohnstrategie

dürfen, weshalb zurzeit ca. 640 GüWR­fähige Wohnungen blockiert und 
erst nach einem Mieterwechsel – oder wenn die aktuelle Mieterschaft 
die Kriterien wiederum erfüllt – diesem Segment zugeschlagen werden 
können.

Auch wenn die langfristige Strategie des Gemeinderats vorsieht, dass 
die aktuellen WEG­Wohnungen von rund 400 Einheiten bei Ablauf ins 
Segment GüWR überführt werden sollen, ist die Steuerungsvorgabe mit 
den aktuellen Vorgaben schwierig zu erreichen.

Ein Problem stellen vor allem die starren Vermietungskriterien dar, wel­
che beispielsweise dazu führen, dass minimale Lohnerhöhungen bereits 
ausreichen, damit eine Mieterschaft auf dem Segment fällt.

Herausforderungen bestehen des Weiteren bei geplanten grosszykli­
schen Instandsetzungen mit Entmietung, wodurch bestehende Miete­
rinnen und Mieter teilweise nicht mehr zurückkehren können, wenn die 
Wohnungen dem Segment «GüWR» zugeteilt werden sollen. Bei der 
Überführung ganzer Liegenschaften in dieses Segment ist die soziale 
Durchmischung der Liegenschaften und Quartiere zu thematisieren. 
Schliesslich ist die Schaffung von GüWR­fähigen und somit relativ günsti­
gem Wohnraum bei Neubauten praktisch nicht möglich bzw. würde sehr 
hohe Rabatte bedingen, was die Wirtschaftlichkeit eines Neubauprojekts 
in Frage stellen kann.

Fonds baut selber

Seit seiner Gründung hat der Fonds nur wenige Wohnliegenschaften 
selber neu gebaut. Ausnahme ist die Siedlung Stöckacker Süd mit 146 
Wohnungen. Zukünftig besteht die Absicht, unter anderem auf den gros­
sen Entwicklungsarealen Mittelfeld / Viererfeld, Gaswerkareal, Reichen­
bachstrasse oder bei der Mädergutstrasse grössere Neubauvorhaben zu 
realisieren. Herausfordernd ist dabei vor allem, die richtige Balance zu 
inden zwischen einem möglichst nachhaltigen und somit teureren Baus­
tandard und der Erfüllung der Forderung nach Schaffung von günstigem 
Wohnraum. Ausserdem ist der gesamte Prozess von der Bedürfnisfor­
mulierung über die Planung bis hin zur Realisierung im vorgegebenen po­
litischen Umfeld sehr zeit­ und ressourcenintensiv, was sich zum einen 
negativ auf die Baukosten und zum anderen auf die Dauer der Baupro­
jekte auswirken kann.

Abgabe von Bauland an Genossenschaften

Wie im Kapitel 3.1.3 ausgeführt, kommt zukünftig ein sogenannter 
Musterbaurechtsvertrag für gemeinnützige Wohnbauträger zur Anwen­
dung, der unter anderem auch diverse Grundsätze deiniert, die bei einer 
Abgabe im Baurecht an gemeinnützige Wohnbauträger gelten. Damit soll 
eine möglichst faire und transparente Handhabung bei der Abgabe von 
Bauland an gemeinnützige Wohnbauträger erreicht werden.

Die geplanten Grundsätze beinhalten auch die Möglichkeit, dass Auf­
lagen hinsichtlich der Vermietung von Wohnungen gemäss dem städ­
tischen GüWR­Modell beschlossen werden können. Wie der Fonds 
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stehen auch die gemeinnützigen Wohnbauträger vor dem selben Zielkon­
likt, im Rahmen von Neubauten möglichst preisgünstigen Wohnraum 
bereitzustellen, weshalb die Umsetzung eine wirtschaftliche Herausfor­
derung darstellt.

Die künftige Umsetzung, Durchsetzung sowie Kontrolle insbesondere 
auch der übrigen Vermietungs­ und Belegungskriterien ist noch nicht 
abschliessend geklärt.

Schliesslich gelten diverse gemeinnützige Wohnbauträger zurzeit nicht 
als «gemeinnützig» im Sinne der Wohnraumförderungsverordnung des 
Bundes. Damit diese Gesellschaften für die Übernahme von Grund­
stücken im Baurecht vom Fonds im Zusammenhang mit den aktuellen 
Arealentwicklungen wie Viererfeld/Mittelfeld oder Gaswerkareal in Frage 
kommen, müssen sie ihre Statuten gemäss den gesetzlichen Anforde­
rungen anpassen.

3.2. Raumplanung, Baurecht

3.2.1. Raumplanerische / baurechtliche Möglichkeiten allgemein
In raumplanerischen und baurechtlichen Instrumenten können wohnpo­
litische Zielsetzungen frühzeitig und verbindlich verankert werden. Mit 
Planungsverfahren zu konkreten Arealen werden einerseits die grund­
sätzlichen Voraussetzungen für Wohnungsbau geschaffen. Andererseits 
bieten sie die Möglichkeit, wohnpolitische Anliegen direkt in Wohnbau­
projekte einliessen zu lassen.

Rechtsgrundlagen / Grundlagen / Verankerung

Die baurechtliche Grundordnung regelt, wie und wo in der Stadt Bern 
gebaut werden darf. Sie ist für alle Grundeigentümerinnen und Grundei­
gentümer verbindlich. 

Die baurechtliche Grundordnung besteht aus einem Baureglement (Bau­
ordnung) und einem Rahmennutzungsplan (Zonenplan). Die Stadt Bern 
regelt den Rahmennutzungsplan in drei Plänen: Nutzungszonenplan, 
Bauklassenplan und Lärmempindlichkeitsstufenplan. Die Bauordnung 
der Stadt Bern enthält die Vorschriften, die beim Bauen zu beachten sind 
und gilt ergänzend zum übergeordneten Recht (z.B. Raumplanungsge­
setz).

Die in der Grundordnung festgehaltenen Vorschriften haben einen sta­
bilen und langfristig orientierten Charakter. Änderungen können nur in 
Betracht gezogen werden, wenn sich die Verhältnisse erheblich geändert 
haben (Grundsatz der Planbeständigkeit) und erfordern in der Regel 
aufwändige mehrjährige Verfahren. Deshalb eignet sich die baurechtli­
che Grundordnung primär für übergeordnete, längerfristig ausgerichtete 
wohnpolitische Ziele.
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Federführung / Beteiligte

Über Änderungen der baurechtlichen Grundordnung beinden die Stimm­
berechtigten der Stadt Bern in einer Volksabstimmung. Die Erarbeitung 
dieser Vorlagen erfolgt federführend durch die Präsidialdirektion der Stadt 
Bern. Die Beteiligung weiterer Direktionsstellen und Dritter ist abhängig 
von der Art des Planungsgeschäfts. Insbesondere bei Planungsvorlagen 
zu Projekten in den Quartieren wird eine starke Partizipation durch die 
Öffentlichkeit angestrebt.

Instrumente des Handelns

3.2.2. Planungsverfahren, qualitätssichernde Verfahren

Ausgangslage

Um die quantitativen Zielsetzungen aus dem STEK 2016 zu erreichen, 
ist eine erhöhte Wohnbautätigkeit unabdingbar. Dies bedingt das Schaf­
fen der planungs­ und baurechtlichen Voraussetzungen für zusätzlichen 
Wohnraum. Im STEK 2016 sind die entsprechenden Potenzialgebiete 
für eine Siedlungsentwicklung nach innen und für mögliche Stadter­
weiterungen aufgezeigt. Für diese Areale sind in den nächsten Jahren 
Planungsverfahren durchzuführen. Ergänzt werden diese durch qualitäts­
sichernde Verfahren, die vor oder nach den ordentlichen Planungsverfah­
ren zur Anwendung gelangen.

Herausforderungen

Planungsverfahren bieten neben der klassischen Zuweisung von Area­
len zu wohnbaurelevanten Bauzonen die Möglichkeit, zu einem frühen 
Zeitpunkt wohnpolitische Vorgaben rechtlich zu verankern. So wurden 
beispielsweise im Zonenplan Viererfeld der Anteil an gemeinnützigem 
Wohnungsbau und Vorgaben zum autofreien Wohnen festgeschrieben.

Der Handlungsspielraum für die Festsetzung von weitergehenden 
qualitativen Aspekten (z.B. Wohnungsmix, Belegungsvorgaben) in Pla­
nungsverfahren ist zu prüfen. Allenfalls lassen sich diese zielführender in 
nachgelagerten Wettbewerbsverfahren einbringen.

Zu deinieren ist, welchen wohnpolitischen Beitrag die jeweiligen zu 
planenden Areale leisten können und für welche Zielgruppen neuer 

Planungsverfahren für 
Wohnbauareale

Schutz von bestehendem Wohn­
raum (Artikel 16a Bauordnung)

Raumplanung,
baurechtliche Grundordnung

Zone für alternative
Wohnformen

Wohn­Initiative
(Artikel 16b Bauordnung)
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Wohnraum entstehen soll. Dies ist Aufgabe der vor dem eigentlichen 
Planungsverfahren zu erarbeitenden Entwicklungsstrategien für die ein­
zelnen Areale. In Zukunft sollen sich diese Strategien an der städtischen 
Wohnstrategie orientieren. Sie sind in partizipativen Prozessen breit 
abzustützen.

3.2.3. Zone für alternative Wohnformen

Ausgangslage

Die Stadt Bern will in Riedbach eine Zone für alternative Wohnformen 
und damit eine gesetzeskonforme Grundlage für Wohnexperimente wie 
die Wagensiedlung des Vereins Alternative (Stadtnomaden)33 schaffen. 
Dazu sollte mit Volksabstimmung vom 22. September 2013 ein Areal 
an der Mannenriedstrasse von der Landwirtschaftszone in eine Zone 
für Wohnexperimente eingezont werden. In der Zone für Wohnexperi­
mente sollen leicht entfernbare und nicht unterkellerte Hüttenbauten 
sowie Wohn­ und Bauwagen und ähnliche Unterkünfte zulässig sein. Die 
Vorlage wurde in der Volksabstimmung mit knapp 55 Prozent Ja­Stim­
men angenommen. Die Zone für alternative Wohnformen konnte jedoch 
noch nicht in Kraft gesetzt werden, weil aufgrund von Beschwerden noch 
keine rechtskräftige Genehmigung durch das Amt für Gemeinden und 
Raumordnung vorliegt.

Herausforderungen

Kann die Zone für alternative Wohnformen nicht in Kraft treten, ist der 
Wunsch nach Land für alternative Wohnformen erneut zu prüfen und 
gegebenenfalls andere Lösungen zu erarbeiten.

3.2.4. Wohn-Initiative

Ausgangslage

Die Stimmberechtigten der Stadt Bern haben am 18. Mai 2014 mit gros­
sem Mehr die Initiative «Für bezahlbare Wohnungen» (Wohn­ 
Initiative) angenommen. Die Initiative umfasst eine Ergänzung der 
Bauordnung der Stadt Bern mit einem neuen Artikel zu preisgünstigem 
Wohnungsbau und gemeinnützigen Wohnbauträgern. Sie verfolgt im 
Wesentlichen zwei Anliegen:

• Preisgünstigkeitsverplichtung: Bei Um­ und Neueinzonungen von 
Wohnzonen soll sichergestellt werden, dass mindestens ein Drittel 
der Wohnnutzung mit preisgünstigen Wohnungen bebaut oder an 
gemeinnützige Wohnbauträger abgegeben wird. Die Wohnungen 
sind in Kostenmiete zu vermieten.

• Ausnützungsbonus: Für Neu­ und Umbauten von Gebäuden soll 
das Nutzungsmass um 20 Prozent erhöht werden, wenn dies 
städtebaulich verträglich ist und alle Wohnungen im Gebäude 
preisgünstig oder durch eine gemeinnützige Trägerschaft erstellt 
werden. Die Wohnungen sind in Kostenmiete zu vermieten.

Weil gegen die Initiative ein Beschwerdeverfahren läuft, konnte sie 
jedoch noch nicht in Kraft treten. Um dem Willen der Stimmbevölkerung 33 Quelle: Abstimmungsbotschaft 

Stadt Bern vom 22. September 
2013
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nachzukommen, wird die Preisgünstigkeitsverplichtung in Planungsver­
fahren trotzdem bereits heute angewendet.

Herausforderungen

Der Initiativtext beinhaltet Interpretationsspielraum und enthält begriff­
lichen Klärungsbedarf. Um eine gleichmässige Anwendungspraxis zu 
gewährleisten, sollen die wichtigsten Begriffe und Inhalte zur Preisgüns­
tigkeitsverplichtung in Richtlinien des Gemeinderats geregelt werden.

Momentan ist nicht abschätzbar, ob die gegen die Wohn­Initiative lau­
fende Beschwerde des Hauseigentümerverbands und von privaten 
Eigentümerschaften vom Bundesgericht (teilweise) gutgeheissen wird. 
Sollte dies der Fall sein, ist zu klären, wie und wo das wichtige politische 
Anliegen zur Stärkung des gemeinnützigen und preisgünstigen Woh­
nungsbaus stattdessen umgesetzt werden kann.

Die Anwendbarkeit des Ausnützungsbonus ist fraglich, weil Erhöhungen 
der Ausnützung von Parzellen im bereits bebauten Gebiet kaum ortsbild­
verträglich möglich sein dürften. Im Rahmen der materiellen Revision der 
Bauordnung ist eine alternative Lösung für dieses Anliegen zu erarbeiten.

3.2.5. Schutz von bestehendem Wohnraum

Ausgangslage

Seit Juni 2015 ist in der städtischen Bauordnung Artikel 16a zum 
Wohnraumschutz in Kraft. Diese Bestimmung überlagert die anderen 
Bauvorschriften und verunmöglicht die Umnutzung oder den ersatzlo­
sen Abbruch von Wohnungen in der Stadt Bern – unabhängig von den 
Wohnanteilsvorschriften der Bauordnung. Der Wohnraumschutz war 
früher im kantonalen Gesetz über die Erhaltung von Wohnraum (WERG) 
geregelt, das per Ende 2011 aufgehoben wurde.

Die Vorschrift gilt in allen Wohnzonen der Stadt sowie in der Dienst­
leistungszone, den Schutzzonen und in der Altstadt. Ausnahmsweise 
muss der Wohnraum aber nicht erhalten werden, wenn der Abbruch von 
Wohnraum zum Beispiel für öffentliche Bauten und Anlagen erforderlich 
ist oder wenn eine Grundeigentümerin oder ein Grundeigentümer sein 
eigenes Unternehmen ausdehnen möchte. Artikel 16a kommt dann zur 
Anwendung, wenn in der Stadt Bern Wohnungsknappheit herrscht. Die 
Wohnungsknappheit wird über die Leerwohnungsziffer deiniert. Um­
nutzungen von Wohnungen sind nur dann nicht gestattet, wenn der über 
drei Jahre gemittelte Leerwohnungsbestand unter einem Prozent liegt.

Herausforderungen

Seit der Erarbeitung der Vorlage zum Schutz von Wohnraum hat sich die 
Immobiliensituation verändert. Die Flächen leerstehender Arbeitsräume 
haben in den letzten Jahren stark zugenommen (Statistik Stadt Bern, 
2017e). Umnutzungen von Wohnraum in Büro­ und Gewerbelächen sind 
damit vermutlich unattraktiver geworden. Der Schutz von Wohnraum ist 
trotzdem noch aktuell, jedoch eher unter dem Blickwinkel der temporä­
ren Nutzung von Wohnungen als boardinghouses oder Vermietungen 
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über Sharing­Plattformen wie Airbnb. Eine Reihe von aktuellen politi­
schen Vorstössen fordert denn auch einen stärkeren Schutz und Regulie­
rungen zugunsten des bestehenden Wohnraums. Soll das Ziel weiterhin 
sein, den knappen Wohnraum in der Stadt Bern primär Menschen zur 
Verfügung zu stellen, die hier ihren Lebensmittelpunkt haben, Steuern 
zahlen und sich am städtischen Leben beteiligen, sind Ergänzungen von 
Artikel 16a prüfenswert.

3.3. Sozialpolitische Tätigkeitsfelder
Ein Teil der Stadtberner Bevölkerung ist auf dem Wohnungsmarkt aus 
verschiedenen Gründen benachteiligt und bedarf besonders günstiger 
bzw. spezieller Wohnangebote oder benötigt bei der Wohnungssuche 
und Wohnungssicherung Unterstützung. Das vorliegende Kapitel 3.3 
zeigt auf, wie die Stadt Bern in diesem Bereich heute handelt und wel­
che Herausforderungen anzugehen sind.

3.3.1. Sozialpolitische Tätigkeitsfelder für Menschen mit spezifischen 
Wohnbedürfnissen 

Rechtsgrundlagen / Grundlagen / Verankerung

Der Auftrag der Stadt, im Bereich Wohnen sozialpolitisch zu handeln, ist 
insbesondere in der Kantonsverfassung sowie in der Gemeindeordnung 
verankert.
Die Kantonsverfassung hält in den Artikeln 29, 30 und 38 fest:

• «Jede Person hat bei Notlagen Anspruch auf ein Obdach, auf die 
für ein menschenwürdiges Leben notwendigen Mittel und auf 
grundlegende medizinische Versorgung.»

• «Kanton und Gemeinden setzen sich zum Ziel, dass alle zu tragba­
ren Bedingungen wohnen können.»

• «Kanton und Gemeinden sorgen zusammen mit öffentlichen und 
privaten Organisationen für hilfsbedürftige Menschen. Sie fördern 
die Vorsorge und Selbsthilfe, bekämpfen die Ursachen der Armut 
und beugen sozialen Notlagen vor.»

Gemäss Artikel 11 der Gemeindeordnung sorgt die Stadt «zusammen 
mit öffentlichen und privaten Organisationen für hilfsbedürftige Men­
schen, schützt sie und fördert ihre soziale Integration. Sie schafft Rah­
menbedingungen, die allen Menschen in der Stadt ein menschenwürdi­
ges Leben ermöglichen.»

Federführung / Beteiligte

Für die Erfüllung des sozialpolitischen Auftrags ist auf Ebene der Stadt 
primär die Direktion für Bildung Soziales und Sport (BSS) zuständig. Sie 
wird dabei von Dritten unterstützt, deren Leistungen zum Teil von der 
Stadt inanziell über Leistungsverträge abgegolten werden.
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Instrumente des Handelns

 
3.3.2. Angemessene Wohnraumversorgung

Ausgangslage

Ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen sind stärker als 
andere Bevölkerungsgruppen auf gut erschlossenen, hindernisfreien 
Wohnraum angewiesen. Einem Teil von ihnen steht nur ein beschränk­
tes Budget für die Miete zur Verfügung (z.B. im Rahmen der Limiten der 
Ergänzungsleistungen).

Sowohl Menschen mit Behinderungen als auch Seniorinnen und Seni­
oren sind als potenzielle Mieterinnen und Mieter oft benachteiligt. Als 
Gründe werden Vorurteile oder Ängste auf der Vermieterseite genannt 
(z.B. bezüglich Zahlungsfähigkeit oder Umtrieben für die Liegenschafts­
besitzerin bei einer wachsenden Fragilität im Alter).

Folgende Wohnformen stehen grundsätzlich zur Verfügung (Curaviva, 
2014):

• Individuelle Wohnformen: Wohnen zu Hause (gegebenenfalls unter 
Beizug von externen Dienstleistungen oder Assistenz), Alterswoh­
nungen / Alterssiedlungen, Wohnen mit Dienstleistungen

• Private gemeinschaftliche Wohnformen: Wohngemeinschaften, 
Hausgemeinschaften und Mehrgenerationenhäuser (gegebenen­
falls unter Beizug von externen Dienstleistungen oder Assistenz)

• Institutionelle Wohnformen wie Altersresidenzen, Alters­ und Ple­
geheime oder Institutionen für Menschen mit Behinderungen

Um individuell zu Hause wohnen zu können, sind ältere Menschen und 
Menschen mit (körperlichen) Behinderungen auf hindernisfreien Wohn­
raum angewiesen, der auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt zu be­
schaffen ist. Die Erfahrungen des Alters­ und Versicherungsamts zeigen, 
dass ältere Menschen möglichst lange in ihrer Wohnung bleiben wollen. 
Das Nachbarschaftsprojekt Socius34 hilft ihnen dabei.
Gemäss Artikel 22 des Baugesetzes (BauG; BSG 721.0) gilt: «Öffentlich 

Angemessene Wohnraum­
versorgung

Stärkung persönlicher
Ressourcen/Beratung

Menschen mit spezifischen
Wohnbedürfnissen und/oder

erschwertem Zugang zu 
Wohnraum

Finanzielle Unterstützung

34 Informationen zum Projekt 
Socius: www.bern.ch/themen/
gesundheit­alter­und­soziales/
alter­und­pensionierung/nachbar­
schaftshilfe
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zugängliche Bauten und Anlagen […] und Gebäude mit mehr als vier 
Wohnungen müssen für Menschen mit Behinderung zugänglich und be­
nutzbar sein. Das Innere von Gebäuden mit mehr als vier Wohnungen ist 
so zu gestalten, dass es mit geringem baulichen Aufwand an die Bedürf­
nisse von Menschen mit Behinderung angepasst werden kann.» Dies 
gilt, «soweit keine überwiegenden Interessen, insbesondere solche des 
Ortsbild­ und des Denkmalschutzes, entgegenstehen und bei Erneuerun­
gen zudem keine unverhältnismässigen Kosten entstehen.»

In der Stadt Bern fehlt es insbesondere an bezahlbarem hindernisfreiem 
Wohnraum. Viele hindernisfreie Wohnungen beinden sich in Neubauten, 
die tendenziell eher zu den oberen Preissegmenten gehören. Während 
sich besser situierte Personen die notwendigen ambulanten Dienstleis­
tungen einkaufen und/ oder in eine hindernisfreie Wohnung umziehen 
können, ist dies bei Personen mit Ergänzungsleistungen oder bescheide­
nen inanziellen Mitteln oft nicht möglich.

Angebote zum Wohnen mit Dienstleistungen, die älteren oder behin­
derten Menschen vorbehalten sind, haben in der Stadt Bern in den letz­
ten Jahren zugenommen. Heute bestehen in der Stadt Bern rund 1100 
Wohnungen35 mit ixen bzw. variablen Dienstleistungen wie 24­Stun­
den­Notrufsystem, Mahlzeit, Reinigung, Nutzung gemeinschaftlicher 
Infrastrukturen oder Teilnahme an Aktivitäten. Diese stehen Menschen 
mit beschränkten inanziellen Mitteln jedoch nicht zur Verfügung, da die­
se Dienstleistungen nicht durch die Ergänzungsleistungen übernommen 
werden. Auch für Menschen mit Ergänzungsleistungen muss Wohnen 
mit Dienstleistungen erschwinglich sein, da diese Angebote auch ein 
Beitrag gegen die Isolation sein können. Für viele Menschen wären 
Angebote im Bereich des Wohnens mit Dienstleistungen die bessere 
Möglichkeit, als in ihrer Wohnung zu bleiben, da sie trotz Spitex­Einsatz 
oft sehr einsam bleiben.36

Private gemeinschaftliche Wohnformen sind in der Stadt Bern seit 
Jahren ein Thema, ihre Realisierung ist jedoch aus immobilienmarktspe­
ziischen und zwischenmenschlichen Gründen anspruchsvoll. Deshalb 
ist gemeinschaftliches Wohnen wie zum Beispiel im Stürlerhaus oder in 
der Hausgemeinschaft an der Brunngasse heute noch ein Nischenan­
gebot. Ausserdem bedingt die Realisierung dieser Wohnformen ausrei­
chend inanzielle Mittel der Bewohnerschaft. Mit dem neu gegründeten 
Verein Generationenwohnen und dem Aufschwung des gemeinnützi­
gen Wohnungsbaus darf in Zukunft eine Stärkung dieser Wohnformen 
erwartet werden.

Eine Stärkung der Nachfrage nach neuen Wohnformen für Menschen mit 
Behinderungen ist auch aufgrund einer Änderung bei der Finanzierung im 
Behindertenbereich zu erwarten. Nach geplanter Einführung des «Berner 
Modells» in der kantonalen Behindertenhilfe (Subjektinanzierung) im Ja­
nuar 2020 werden die betroffenen Menschen über ein Assistenzbudget 
verfügen, das den behinderungsbedingten Betreuungs­ und Unterstüt­
zungsbedarf abdeckt. Dies ermöglicht voraussichtlich mehr Menschen 
mit Behinderungen ein selbständiges Wohnen.

35 Quelle: Umfrage des AVA bei 
Anbietern, 2017

36 Das Gesundheitsinspektorat ist 
regelmässig mit diesem Problem 
konfrontiert.
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Im Bereich der institutionellen Wohnformen weist die Stadt Bern ein 
ausreichendes bzw. im Vergleich zu anderen Regionen überdurchschnittli­
ches Angebot auf, weshalb in diesem Bereich im Rahmen der vorliegen­
den Strategie kein Handlungsbedarf geortet wird.

Familien mit Kindern sind auf bezahlbare Wohnungen und gute Wohn­
versorgung angewiesen. Insbesondere grosse Familien und solche mit 
tieferem Einkommen verfügen oft über zu wenig Wohnläche bzw. An­
zahl Zimmer, mangelnde Wohnungsausstattung, ungenügende Wohnla­
ge und in der Regel über eine hohe Wohnkostenbelastung. Für Familien 
ist ein kinder­ und jugendgerechtes Wohnumfeld wichtig, damit sich Kin­
der und Jugendliche selbständig bewegen, spielen, lernen, sich entfalten 
und erholen und in welchem sie Beziehungen plegen können.

Für Familien bestehen in der Stadt Bern heute keine speziischen Wohn­
angebote, sie müssen ihre Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt 
beschaffen und stehen in Konkurrenz zu kinderlosen Mieterschaften, die 
bei Vermieterinnen und Vermietern oftmals bevorzugt werden.

Armutsbetroffene und armutsgefährdete Menschen müssen im 
Vergleich zu anderen Gruppen einen höheren Anteil des verfügbaren 
Einkommens für das Wohnen ausgeben. Eine Studie des Bundesamts 
für Sozialversicherungen (BSV)37 kommt zum Schluss, dass «82 Prozent 
der Haushalte armutsbetroffener Menschen und 48,9 Prozent der Haus­
halte armutsgefährdeter Menschen […] in einer für ihr Einkommen zu 
teuren Wohnung» wohnen. Der Anteil der Wohnkosten am verfügbaren 
Einkommen beträgt bei den Betroffenen deutlich mehr als die in Fach­
kreisen empfohlenen 30 Prozent. In der Folge müssen diese Auslagen 
in anderen Lebensbereichen kompensiert werden, so beispielsweise bei 
der Ernährung oder bei der gesellschaftlichen Teilhabe.

Zudem leben Armutsbetroffene häuiger in engen Wohnverhältnissen, 
was wiederum gesundheitliche Belastungen nach sich ziehen kann. Der 
zu enge Wohnraum kann insbesondere in Familien zu Spannungen füh­
ren, Kindern fehlt der Platz für die Erledigung von Hausaufgaben. Eine zu 
hohe Luftfeuchtigkeit führt zur Ausbreitung von Schimmelpilz mit Auswir­
kungen auf die Atemwege.

Speziische Wohnangebote für armutsgefährdete oder armutsbetrof­
fene Menschen gibt es heute in der Stadt Bern einzig in Form der 
GüWR­Wohnungen.

Zum Themenkomplex der Wohnraumversorgung Armutsbetroffener hat 
die Direktion für Bildung, Soziales und Sport der Stadt Bern im Dezember 
2017 den Bericht «Bezahlbarer Wohnraum für Armutsbetroffene – Proble­
manalyse und Lösungsansätze für die Stadt Bern» erstellt. 

37 Die SKOS und die Fachhoch­
schule Nordwestschweiz (FHNW) 
haben im Auftrag des Bundesamts 
für Sozialversicherungen (BSV) die 
Wohnversorgung von Armutsbe­
troffenen und Armutsgefährdeten 
untersucht. Die Studie weist dabei 
darauf hin, dass «ungenügende 
Wohnversorgung tendenziell ein 
urbanes Phänomen» sei. In grös­
seren städtischen Gebieten sind 
bei einer Betrachtung sämtlicher 
Haushalte knapp 30 Prozent aller 
Haushalte ungenügend wohnver­
sorgt.
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Mieterinnen und Mieter mit Migrationshintergrund, People of color 
und Menschen mit einem unsicheren Aufenthaltsstatus werden auf 
dem Wohnungsmarkt diskriminiert.38 Oft handelt es sich dabei um rassis­
tische Diskriminierung. Aus Fachsicht kann auf dem Wohnungsmarkt von 
einer ethnisch­kulturellen Benachteiligung gesprochen werden. Zudem 
haben Ausländerinnen und Ausländer statistisch gesehen oft tiefere Ein­
kommen und grössere Familien. Eine besondere Herausforderung stellt 
die Wohnungssuche für Personen aus dem Asylbereich und Sans­Papiers 
dar. Anspruchsberechtigte Asylsuchende haben nach dem Aufenthalt in 
Durchgangszentren Anrecht auf Wohnraum in der sogenannten zweiten 
Phase. Dabei sind sie auf langfristigen und günstigen Wohnraum ange­
wiesen. Aufgrund des nicht gesicherten Aufenthaltsstatus, der geringen 
inanziellen Mittel, fehlender Kontakte oder mangelhafter Kenntnis über 
wirkungsvolle Vorgehensweisen gestaltet sich diese Suche auf dem 
freien Wohnungsmarkt sehr schwierig. Das Kompetenzzentrum Integra­
tion (KI) hat Zugang zu Wohnungen, die es Asylsuchenden zuteilen kann. 
Weiter unterstützen die Caritas sowie oft Freiwillige die Flüchtlinge bei 
der Wohnungssuche.

Von Obdachlosigkeit bedrohte Personen fallen oft durch ein auffäl­
liges Erscheinungsbild auf und haben faktisch keine Chance, auf dem 
freien Wohnungsmarkt eine Wohnung zu inden. Ein Teil von ihnen 
lebt in unstabilen Verhältnissen bei Kolleginnen und Kollegen, bei Be­
kannten, Verwandten oder sie sind obdachlos. Diese Menschen sind 
auf Wohnangebote der Wohn­ und Obdachlosenhilfe angewiesen. Vier 
Institutionen des Obdachlosenbereichs, mit denen die Stadt einen Leis­
tungsvertrag abgeschlossen hat, bieten aktuell folgende Plätze an:

• 50 Plätze in niederschwelligen Angeboten (Heilsarmee Passanten­
heim): Bereitstellen von einfacher, zweckmässiger Unterkunft mit 
Frühstück. Eine einfache Grundbetreuung wird gewährleistet und 
es wird die persönliche Situation abgeklärt. Personen, die länger 
oder dauernd auf Wohnhilfe angewiesen sind, namentlich bei 
Umständen wie Verwahrlosung, psychischen, gesundheitlichen und 
sozialen Einschränkungen erhalten einen Schlafplatz.

• 83 Plätze begleitetes Wohnen (WOhnenbern und Heilsarmee): 
Menschen mit sozialrechtlichem Wohnsitz in der Stadt Bern wird 
kurz­ oder längerfristig Unterkunft mit ambulanter Wohnbegleitung 
angeboten. In der Regel stehen die Bewohnerinnen und Bewohner 
unter der Zuständigkeit einer fallführenden Institution.

• 71 Plätze betreutes Wohnen (WOhnenbern, Frauenwohngemein­
schaft, Schwandengut, WG­Albatros) Personen mit sozialrechtli­
chem Wohnsitz in der Stadt Bern können in einem geschützten 
Wohnbereich mit geregelter Tagesstruktur und einer medizinischen 
Grundversorgung ihre Wohnfähigkeit und Sozialkompetenz stabili­
sieren und damit ihre Integrationschancen verbessern.

Im Jahr 2016 wurden in diesen Institutionen zusammen 72 293 Über­
nachtungen gezählt, davon 17 561 im niederschwelligen Angebot, 
25 362 im betreuten Wohnen und 29 371 im begleiteten Wohnen.38 Siehe hierzu Bericht der Fach­

stelle für Rassismusbekämpfung 
mit Verweisen auf mehrere Studien 
(http://bit.ly/2j8wAAc)  
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Zu den Angeboten mit Leistungsvertrag kommt eine kleine Zahl privater 
Angebote ohne Leistungsvertrag wie beispielsweise der «Sleeper» mit 
20 Plätzen. Wohnbegleitungen werden zunehmend von Dienstleistern 
aus dem Spitexbereich angeboten. Diese basieren auf einer ärztlichen 
Verordnung.

Finden Menschen mit geringen Wohnkompetenzen und Obdachlose 
trotz allen Schwierigkeiten Zugang zu einer Wohnung, können Folgepro­
bleme auftreten (z.B. wegen Verwahrlosungstendenzen, Schwierigkeiten 
beim Einhalten der Hausordnung), was zu Konlikten mit der Nachbar­
schaft und der Verwaltung führen kann.

Ebenfalls auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen sind Menschen in 
Ausbildung. Als Bildungskapitale muss die Stadt Bern auch für diese 
meist jüngeren Menschen über adäquaten Wohnraum verfügen. Auszu­
bildende leben häuig in inanziell bescheidenen Verhältnissen, die jedoch 
meistens an den Lebensabschnitt gebunden und zeitlich begrenzt sind. 
Zudem tragen Auzubildende üblicherweise noch keine Familienverant­
wortung und sind offen für einfache oder gemeinschaftliche Wohnfor­
men.

Eine Umfrage39 der StudentInnenschaft der Universität Bern (SUB) hat 
gezeigt, dass die Studierenden der Universität Bern im Grossen und 
Ganzen mit ihrer Wohnsituation zufrieden sind. Die grosse Ausnahme 
bilden Personen, die in Studierendenwohnheimen leben. Die Wohnhei­
me erfüllen die Bedürfnisse der darin Wohnenden in der derzeitigen 
Form nur ungenügend. Die meisten der Befragten würden lieber in einer 
anderen Wohnform leben und empinden die Miete40 als zu hoch. Die 
SUB ortet einen grundsätzlichen Bedarf nach billigerem Wohnraum, der 
nicht als klassisches Studierendenwohnheim gestaltet ist. Wohngemein­
schaften sind sehr populär. 

Herausforderungen

Menschen mit speziischen Wohnbedürfnissen oder erschwertem 
Zugang zu Wohnraum sind untereinander häuig Konkurrentinnen und 
Konkurrenten auf dem Wohnungsmarkt. Sie sind in erster Linie auf güns­
tigen, teilweise auch hindernisfreien Wohnraum unterschiedlicher Grös­
sen und Ausstattungen angewiesen. Herausforderung ist, genügend 
adäquaten und für diese Bevölkerungsgruppen bezahlbaren Wohnraum 
bereitzustellen, allenfalls bei der Wohnungsvermittlung zu unterstützen 
und wenn nötig ihre Wohnkompetenz zu stärken.

Auch die städtischen Abteilungen, die für ihre Klientinnen und Klienten 
Wohnungen suchen, stehen in Konkurrenz um das knappe Angebot. Die 
Wohnungssuche verursacht zu grossen Aufwand, weil das Angebot für 
die Klientinnen und Klienten zu klein ist.

Heute stehen für Personen mit Ergänzungsleistungen kaum betreute 
Wohnformen zur Verfügung und es ist unbestritten, dass zwischen dem 
selbständigen Wohnen zuhause und dem Eintritt in eine Plegeinstitution 
eine Versorgungslücke besteht.

39 Quelle: Noch unveröffentlichte 
Zusammenfassung der Ergebnisse 
der SUB­Umfrage 2017 vom 1. 
März 2018

40 Die vom Verein Berner Studen­
tenlogierhaus (VBSL) vermieteten 
möblierten Zimmer/Studios kosten 
inkl. Nebenkosten und Bettwäsche 
zwischen Fr. 560.­ und 890.­, siehe 
www.vbsl.ch. 
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Der Wohnungsbedarf im Bereich Asyl ist sehr volatil und von der Stadt 
kaum beeinlussbar, weil er von den in den in Schweiz gestellten Asylge­
suchen abhängig ist.

3.3.3. Finanzielle Unterstützung 

Ausgangslage

Menschen, welche die inanziellen Mittel für das Bezahlen einer Woh­
nung nicht aus eigener Kraft aufbringen können, erhalten im Rahmen von 
Sozialhilfe oder Ergänzungsleistungen zur AHV oder IV Unterstützung. 
Eine inanzielle Unterstützung, die ausschliesslich der Deckung der Wohn­
kosten dient und unabhängig von Sozialhilfe oder Ergänzungsleistungen 
gewährt wird, besteht in der Stadt nicht.

Im Jahr 2016 erhielten in der Stadt Bern 6778 Personen Sozialhilfe und 
7201 Personen Ergänzungsleistungen. Die Wohnkosten sind oft ein 
wesentlicher Grund für Armut, weil die Wohnkostenbelastung in vielen 
Haushalten hoch ist (über 30 Prozent des Einkommens) und Mietzinser­
höhungen zum Verlust der Wohnung führen können.

Bei der Sozialhilfe werden gemäss Richtlinien der Schweizerischen Kon­
ferenz für Sozialhilfe (SKOS) die effektiven Mietzinsen der Wohnungen 
übernommen, soweit sie angemessen sind. Gerechnet wird mit einem 
Zimmer pro Person. Als angemessen gelten in der Stadt Bern Mietzin­
sen, die pro Monat netto innerhalb folgender Grenzen liegen41:

• 1 Person bis max. Fr. 900.­

• 2 Personen bis max. Fr. 1200.­

• 3 Personen bis max. Fr. 1400.­

• 4 Personen bis max. Fr. 1600.­

• 5 Personen bis max. Fr. 1800.­

• je weitere Person zusätzlich Fr. 50.­

Zusätzlich werden die anfallenden Nebenkosten übernommen.

Im Rahmen der Ergänzungsleistungen können folgende Wohnkosten 
angerechnet werden42: 

• Für alleinstehende Menschen maximal Fr. 13 200.­ pro Jahr inklusi­
ve Nebenkosten, was monatlich brutto Fr. 1100.­ entspricht

• Für verheiratete Menschen oder Alleinstehende mit Kindern höchs­
tens Fr. 15 000.­ pro Jahr inklusive Nebenkosten, d.h. monatlich 
brutto Fr. 1250.­

• Falls eine rollstuhlgängige Wohnung notwendig ist, steigt der 
Höchstbetrag für die Mietzinsausgaben um 3600 Franken, d.h. 
monatlich Fr. 300.­

Der Kanton inanziert den Wohnraum für sozialhilfeunterstützte Asylsu­
chende mittels Pauschalen; das KI schliesst damit eigene Verträge ab 
(bzw. der Vertragsabschluss erfolgt durch ISB im Auftrag des KI) und teilt 

41 Quelle: Direktion BSS, Merkblatt 
zum Mietzins, Version vom 1. 
August 2015 

42 Ausgleichskasse des Kantons 
Bern, Stand August 2017. Es ist 
darauf hinzuweisen, dass derzeit 
auf Bundesebene eine Revisi­
on des Bundesgesetzes über 
Ergänzungsleistungen zur Alters­, 
Hinterlassenen und Invalidenver­
sicherung läuft. Dabei steht eine 
Anhebung der Mietzinsmaxima zur 
Diskussion, um namentlich den in 
den urbanen Zentren angestie­
genen Mietpreisen besser zu 
entsprechen.
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den Wohnraum zu. Es handelt sich um reguläre Wohnungen, teilwei­
se aber auch um Zwischennutzungen (städtische wie private). Zudem 
bewilligt das KI den Asylsuchenden den Abschluss eigener Verträge mit 
folgenden Mietzinslimiten:

• 1 Person Fr. 450.­ inkl. Nebenkosten akonto

• 2 Personen Fr. 800.­ inkl. Nebenkosten akonto

• 3 Personen Fr. 1100.­ inkl. Nebenkosten akonto

• 4 Personen Fr. 1350.­ inkl. Nebenkosten akonto

• 5 Personen Fr. 1600.­ inkl. Nebenkosten akonto

• 6 Personen Fr. 1800.­ inkl. Nebenkosten akonto

• Jede weitere Person plus Fr. 200.­

Herausforderungen

In der Stadt Bern erhalten armutsbetroffene Personen im Rahmen der 
Sozialhilfe, der Ergänzungsleistungen zur AHV/IV oder der Asylsozialhilfe 
monetäre Unterstützung. Armutsgefährdete Personen oder jene, die 
ihren Anspruch auf Sozialhilfe nicht geltend machen, werden inanziell 
nicht unterstützt. Gerade für sie sind Vermittlungs­ Unterstützungs­ und 
Beratungsangebote wichtig, welche helfen, dass die Wohnversorgung 
(längerfristig) sichergestellt werden kann.

Die Mietzinslimiten sind tief und es ist schwierig, eine angemessene 
Wohnung innerhalb der Limiten zu inden. Es ist von zentraler Bedeutung, 
dass die verfügbaren GüWR­Wohnungen jenen Zielgruppen zur Verfügung 
stehen, die dringend auf günstigen Wohnraum angewiesen sind.

3.3.4. Stärkung persönlicher Ressourcen / Beratung

Ausgangslage

Die Wohnungssuche ist auf einem ausgetrockneten Wohnungsmarkt 
insbesondere für sozioökonomisch benachteiligte Personen schwie­
rig. Kommen Faktoren wie Schulden oder Krankheit hinzu, werden die 
Hürden bei der Wohnungssuche noch verschärft. Ältere Menschen und 
Menschen mit einer Behinderung können je nach Behinderung oder 
Krankheit mit der Wahl der richtigen Wohnform teilweise stark gefordert 
sein und kennen die Möglichkeiten für Wohnungsanpassungen zu wenig. 
Für Menschen in der Sozialhilfe ist es besonders schwierig, eine Woh­
nung zu inden, die den Mietzinsrichtlinien des Sozialdienstes der Stadt 
Bern entspricht.

Die fallführenden Sozialarbeitenden des Sozialdienstes, des Amts für 
Erwachsenen­ und Kindesschutz (EKS) und des Jugendamtes sollten ihre 
Klientinnen und Klienten grundsätzlich auch bei der Wohnungssuche be­
gleiten. Weil ihre Ressourcen stark begrenzt sind, fehlt in der Regel dafür 
die Zeit und Unterstützung bei der Wohnungssuche kann nur in Notsitua­
tionen geleistet werden. Betroffene müssen bei Bedarf an Angebote von 
privaten Drittorganisationen weiterverwiesen werden.
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Private Organisationen sowie die Stadt bieten für Erwerbslose, Ar­
mutsbetroffene und Flüchtlinge niederschwellige Begleitangebote im 
Wohnbereich an, zum Beispiel Kirchen / Verein «KABBA» / «Pinto» / 
«WOhnenbern».43 Die Fachstelle Wohnen von Caritas Bern vermittelt 
im Auftrag des Kantons Bern Wohnungen an anerkannte Flüchtlinge. Zu 
diesem Zweck arbeitet sie eng mit professionellen und privaten Vermie­
tern von Wohnungen zusammen.44 Weiter engagieren sich insbesondere 
im Bereich Asyl / Flüchtlinge viele kleine Beratungsstellen, die Kirchen 
und Freiwillige. Pro Senectute unterstützt Seniorinnen und Senioren bei 
Fragen zur Wohnsituation.

Die bestehenden Angebote reichen jedoch nicht aus. Die Erfahrungen 
des Gesundheitsinspektorats der Stadt Bern zeigen, dass in der Stadt 
Bern eine Stelle fehlt, die sozial schwächere Menschen bei der Woh­
nungssuche eng unterstützt und begleitet. Viele Umtriebe könnten 
vermieden werden, wenn diese Menschen auch bei der Wohnungs­
übernahme und ­abgabe, bei der Erstellung von Übergabeprotokollen 
und Mängellisten begleitet würden. Eine rechtzeitige Unterstützung 
bei drohendem Wohnungsverlust könnte im Idealfall auch Kündigungen 
verhindern.

Herausforderungen

Auch mit professioneller Unterstützung der Menschen mit speziischen 
Wohnbedürfnissen gestaltet sich deren Wohnungssuche oft schwierig, 
weil sie erstens grundsätzlichen Benachteiligungen auf dem Wohnungs­
markt ausgesetzt sind und zweitens der in Frage kommende, verfügbare 
Wohnraum in der Stadt Bern knapp ist und von vielen Bevölkerungsgrup­
pen nachgefragt wird.

3.4. Weitere Handlungsfelder

3.4.1. Leistungsvertrag Wohnbaugenossenschaften Schweiz

Ausgangslage

Die Stadt Bern hat mit dem Verein Wohnbaugenossenschaften Schweiz, 
Regionalverband Bern­Solothurn einen Leistungsvertrag für die Jahre 2016 
bis 2018 abgeschlossen. Die Stadt inanziert damit bis zum jährlichen Kos­
tendach von Fr. 20 000.­ Beratungs­ und Unterstützungsleistungen des vom 
Verein getragenen Kompetenzzentrums gemeinnütziger Wohnungsbau. 
Das Beratungsangebot steht auch Nichtmitgliedern des Vereins, gewinnori­
entierten Trägerschaften oder städtischen Amtsstellen zur Verfügung.

Ziel des Leistungsvertrags ist es, den gemeinnützigen und preisgünstigen 
Wohnungsbau in der Stadt Bern zu stärken. Es werden nur Aktivitäten 
(mit­)inanziert, die Projekte und Vorhaben auf dem Gebiet der Stadt Bern 
betreffen. Die Beratungen sollen sowohl der Schaffung von mehr gemein­
nützigem und preisgünstigem Wohnraum dienen, als auch auf die Ziele 
der Nachhaltigkeit, die städtebauliche Qualität von Überbauungen und die 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts in den Quartieren fokussieren.

43 https://www.internetcafe­po­
werpoint.ch/wohnungssuche. 
Weiteres Angebot: https://www.
ratplustat.ch

44 Siehe http://caritas­bern.ch/
fachstelle­wohnen­wohnraumver­
mittlung­an­luechtlinge
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Federführung / Beteiligte

Die Federführung für den Leistungsvertrag liegt bei der Präsidialdirektion 
(Fachstelle Wohnbauförderung des Stadtplanungsamts). Die Finanzie­
rung der Leistungen im jährlichen Umfang von maximal Fr. 20 000.­ er­
folgt durch den Fonds für Boden­ und Wohnbaupolitik. 

Die Federführung wurde bewusst nicht der Direktion FPI zugewiesen, 
um den Leistungsvertrag von städtischen Grundeigentümerinteressen zu 
trennen.

Herausforderungen

Das Kompetenzzentrum gemeinnütziger Wohnungsbau erbringt im 
Rahmen des Leistungsvertrags wertvolle Arbeit, die den laufenden 
Aufschwung des gemeinnützigen und preisgünstigen Wohnungsbaus 
positiv unterstützt. Im Bereich des gemeinnützigen und preisgünstigen 
Wohnungsbaus stehen für die Trägerschaften und die Stadt zahlreiche 
Projekte an.

3.4.2. Wohnstadtmarketing

Ausgangslage

Die Stadt Bern betreibt mit verschiedenen Instrumenten Wohnstadtmar­
keting: 

• Auf der Wohnstadt­Seite www.bern.ch/wohnstadt werden die 
laufenden und kommenden Wohnbauvorhaben und ­planungen auf 
Gemeindegebiet präsentiert 

• Mit dem an rund 2000 interessierte Personen und Firmen ver­
schickten Newsletter WohnstadtBern informiert die Stadt über 
aktuelle Themen zur Wohnstadt

• Mit dem Auftritt an der Eigenheimmesse Bern betreibt die Stadt 
Standortmarketing in Zusammenarbeit mit Gemeinden aus der 
Region Bern

Federführung / Beteiligte 

Das Wohnstadtmarketing erfolgt unter Federführung der Präsidialdirek­
tion durch die Fachstelle Wohnbauförderung des Stadtplanungsamts 
in enger Zusammenarbeit mit Verantwortlichen der Wohnbauprojekte, 
Grundeigentümerschaften, Immobilienirmen und anderen Ämtern der 
Stadtverwaltung.

Herausforderungen

Aufgrund anderer Aufgaben der Fachstelle Wohnbauförderung wur­
de das Wohnstadtmarketing in den letzten Jahren nicht mehr prioritär 
behandelt. Der früher dreimal jährlich verschickte Newsletter Wohn­
stadtBern wird nur noch unregelmässig produziert. Die Bedeutung des 
Wohnstadtmarketings ist zu klären.
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3.4.3. Koordinationsstelle Zwischennutzung

Ausgangslage

Seit dem Jahr 2015 besteht in der Stadt Bern die Koordinationsstelle 
Zwischennutzung, die aus einer Massnahme des Konzepts Nachtleben 
Bern hervorgegangen ist. Sie ist Anlaufstelle für alle Fragen zu Zwischen­
nutzungsprojekten in der Stadt Bern und bietet Informationen für poten­
zielle Zwischennutzende und Hauseigentümerinnen und ­eigentümer. 
Bei Fragen zu den jeweiligen Bewilligungsprozessen steht die Koordina­
tionsstelle beratend zur Seite und vermittelt zwischen Gesuchstellenden 
und Bewilligungsbehörden. Gleichzeitig versteht sich die Koordinations­
stelle auch als Kompetenzzentrum: Jegliche Anfragen zu Zwischennut­
zungsprojekten, die an sie gelangen, beantwortet sie wenn möglich 
selber oder gibt die zuständige Kontaktperson bekannt.

Federführung / Beteiligte

Die Koordinationsstelle ist in der Direktion FPI bei Immobilien Stadt Bern 
angegliedert.

Herausforderungen

Die Koordinationsstelle Zwischennutzung hat sich in der kurzen Zeit ihres 
Bestehens etabliert und konnte bereits Mehrwerte für die beteiligten Ak­
teure generieren. Die Stelle ist geeignet, um auch bei Hausbesetzungen 
zu verhandeln. Diese Tätigkeit ist auszubauen – die Koordinationsstelle 
soll in Zukunft auch bei Besetzungen von Liegenschaften des Bundes 
und des Kantons aktiv werden und ihre Vermittlungstätigkeit anbieten.

3.4.4. Wohnsituation von Jenischen, Sinti und Roma

Ausgangslage

In der Schweiz leben rund 30 000 Personen jenischer Herkunft, dazu 
einige hundert Sinti und Manouches, von denen schätzungsweise 2000 
bis 3000 eine nomadische Lebensweise plegen: Im Winter leben sie 
auf einem Standplatz und von Frühjahr bis Herbst sind sie mit ihren 
Wohnwagen «auf der Reise», machen auf Durchgangsplätzen halt und 
besuchen ihre Kundinnen und Kunden. Mit der Ratiizierung des Rah­
menübereinkommens des Europarats vom 1. Februar 1995 zum Schutz 
nationaler Minderheiten hat die Schweiz die schweizerischen Jenischen 
und Sinti als eine nationale Minderheit anerkannt – unabhängig davon, 
ob sie fahrend oder sesshaft leben.

Die Stadt Bern hat sich in der Vergangenheit wiederholt für die Anliegen 
der Jenischen und Sinti eingesetzt. Seit 1998 stehen auf dem Standplatz 
Buech 38 Stellplätze zur Verfügung, die zurzeit von rund 120 Jenischen 
und Sinti genutzt werden. Damit ist der Standplatz Buech einer der 
grössten seiner Art in der Schweiz. Seit 2014 stellt die Stadt Bern zudem 
jeden Sommer 20 provisorische Durchgangsplätze im Hinteren Scher­
men zur Verfügung.



59

Grundlagenbericht zur Wohnstrategie

Federführung / Beteiligte

Verschiedene Verwaltungseinheiten der Stadt sind in Dossiers mit Bezug 
zur Kultur und Wohnsituation der Jenischen, Sinti und Roma involviert: 
Immobilien Stadt Bern, das Schulamt und die Schulleitung des Schul­
standorts Stapfenacker, das Sozialamt, das Jugendamt sowie die Kan­
tonspolizei. Die involvierten Verwaltungseinheiten treffen sich vierteljähr­
lich in einem direktionsübergreifenden Koordinationsausschuss unter der 
Leitung des Sozialamts.

Herausforderungen

Der Platzbedarf der wachsenden Familien steigt stetig und die Kapazitä­
ten des Standplatzes sind ausgeschöpft. Die Zusammenarbeit mit den 
Bewohnenden des Standplatzes ist in den letzten Jahren schwieriger 
geworden. Die in der Platzordnung vorgesehene Selbstverwaltung durch 
ein gewähltes Komitee funktioniert faktisch nicht mehr. Dadurch fehlt 
den Stadtbehörden ein Ansprechpartner, der alle Bewohnenden vertritt 
und getroffene Vereinbarungen durchsetzen kann. Mit einer im letzten 
Jahr erarbeiteten Strategie will der Gemeinderat die Situation der Be­
wohnenden und die Zusammenarbeit mit der Verwaltung verbessern.
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4. Fazit
Auf die Wohnstadt Bern kommen in den nächsten Jahren insbesondere 
folgende Herausforderungen zu:

• Der vermutlich anhaltende Reurbanisierungstrend, Aufwertungen 
von Quartieren und Wohnungssanierungen dürften dazu führen, 
dass die Wohnungsmieten weiter steigen und kostengünstiger 
Wohnraum ersatzlos verlorengeht. Dies stellt viele Menschen vor 
das Problem, dass sie sich eine Wohnung im vertrauten Quartier 
nicht mehr leisten können und als Ersatz oftmals keinen angemes­
senen, preisgünstigen Wohnraum inden. Menschen werden aus 
ihren angestammten Quartieren verdrängt.

• Eine angemessene Wohnversorgung ist nicht für alle Haushalte 
eine Selbstverständlichkeit. Für Menschen mit wenigen inanziel­
len Mitteln sowie Menschen mit beschränkten Wohnkompetenzen 
und teilweise auch für die Migrationsbevölkerung sind die Wohn­
möglichkeiten bereits heute sehr begrenzt. Eine hohe Wohnkos­
tenbelastung, geringe Wohnsicherheit, ungenügende Wohnqualität 
bzw. eine ungenügende Wohnungsgrösse belastet Haushalte mit 
wenigen inanziellen Mitteln in besonderem Masse. Aufgrund 
der grossen Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt haben sie kaum 
Chancen auf eine Veränderung der Wohnsituation.

• Auch der Mittelstand, insbesondere Familienhaushalte, ist zuneh­
mend mit den negativen Folgen des angespannten Wohnungs­
markts konfrontiert. Nach wie vor ziehen Jahr für Jahr mehr Fami­
lien aus Bern weg als zu. Sollen Familien in Bern gehalten werden, 
müssen insbesondere auch grössere bezahlbare Wohnungen 
gebaut werden.

• Thema der kommenden Jahre ist nicht nur die bauliche Verdichtung 
der Stadt Bern, sondern auch eine Erhöhung der Nutzerdichte. Es 
stellen sich sowohl Fragen zu Flächenkonsum und Wohnungsbele­
gung, als auch Fragen zu Nutzungsarten des Wohnraums.

Soll die Wohnstadt Bern auch langfristig allen Bevölkerungsgruppen 
offenstehen, ist insbesondere im Segment des günstigen Wohnraums 
zu handeln. Massnahmen im Wohnungsbau dauern mehrere Jahre, bis 
sie Wirkung entfalten, sind aber eine Investition in die Zukunft, von der 
spätere Generationen proitieren können. Heute neu gebaute Wohnun­
gen haben aufgrund der Baukosten ihren Preis, sie werden aber langfris­
tig im Verhältnis günstiger, insbesondere dann, wenn auf Marktmieten 
verzichtet wird.

In der Stadt Bern wird bereits heute in verschiedenen Tätigkeitsfeldern 
auf unterschiedlichen Ebenen wohnpolitisch gehandelt. Die Handlungs­
felder sind jedoch kaum untereinander vernetzt. Es besteht ein grosses 
Potenzial zur Verknüpfung der Herausforderungen mit den bestehenden 
Instrumenten. Die einfachste und direkteste Möglichkeit ist, den Her­
ausforderungen verstärkt mit Instrumenten des Fonds für Boden­ und 
Wohnbaupolitik zu begegnen, denn die Stadt hat im Rahmen des Fonds 
volle Handlungsbefugnis. Welchen zusätzlichen Beitrag raumplanerische 
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Instrumente leisten können, ist zu klären. Von raumplanerischen Mass­
nahmen sind in erster Linie private Eigentümerschaften betroffen, die in 
der Regel nur bedingt bereit sind, Beiträge zur Lösung sozialer Heraus­
forderungen zu leisten. Die regulatorischen Möglichkeiten sind aufgrund 
der Eigentumsgarantie beschränkt.

Zusätzlich braucht es sozialpolitische Massnahmen, welche einerseits 
den Zugang der Armutsbetroffenen zum Wohnungsmarkt und ihre 
Wohnversorgung verbessern und andererseits das Angebot an günsti­
gen Wohnungen erhöhen.45

Mit der Wohnstrategie reagiert die Stadt Bern auf die beschriebenen 
Herausforderungen. Die Strategie ist auf einen Zeithorizont bis ins Jahr 
2030 angelegt. Die in der Strategie formulierten Massnahmen dienen 
dazu, diese wohnpolitischen Ziele zu erreichen.

45 Der Bericht der Direktion 
für Bildung, Soziales und Sport 
«Bezahlbarer Wohnraum für Ar­
mutsbetroffene – Problemanalyse 
und Lösungsansätze für die Stadt 
Bern» vom Dezember 2017 macht 
dazu konkrete Vorschläge.



62

Grundlagenbericht zur Wohnstrategie

Anhang I: Begriffsverständnis
Begriffe aus dem Wohnungswesen werden von den Akteurinnen und 
Akteuren unterschiedlich verwendet. Im Folgenden ist festgehalten, was 
die Stadt Bern unter diesen Begriffen versteht.

Wohnraum gewinnorientierter Trägerschaften

Gewinnorientierte Trägerschaften stellen in der Stadt Bern die Grundver­
sorgung mit Wohnraum sicher. Sie besitzen sowohl Wohneigentum als 
auch Mietwohnungen, die in der Regel zu Marktmieten vermietet wer­
den. Gewinnorientierte Trägerschaften erstellen meist Wohnungen im 
mittleren und gehobenen Preissegment. 

Wohnraum gewinnorientierter Trägerschaften steht in der Regel allen 
Menschen offen, die über entsprechende inanzielle Mittel verfügen.

Wohnraum gemeinnütziger Trägerschaften

Gemeinnützige Trägerschaften sind nicht gewinnorientiert und vermieten 
ihre Wohnungen in Kostenmiete. Sie besitzen in der Stadt Bern rund 7 
900 Wohnungen. Gemeinnützige Trägerschaften handeln normalerweise 
im Mietwohnungssegment und erstellen in der Regel Wohnungen im 
mittleren und unteren Preissegment. Dank Kostenmiete und langfristi­
gem Verzicht auf Gewinnstreben leisten sie einen dauernden Beitrag zur 
Versorgung der Bevölkerung mit preisgünstigem Wohnraum. Gemeinnüt­
zige Trägerschaften können unterschiedlich organisiert sein, zum Beispiel 
als Genossenschaft, Aktiengesellschaft oder Stiftung, mit oder ohne Mit­
bestimmung und Kostenbeteiligung der Mietenden. Der gemeinnützige 
Wohnungsbau wird auch mit dem «dritten Weg im Wohnungsbau» um­
schrieben. Gemeint ist, dass es sich wegen der häuig angewendeten 
Mitbestimmung der Mietenden um ein Segment zwischen Miete und 
Eigentum handelt.46 Die meisten gemeinnützigen Trägerschaften kennen 
für die Vermietung ihrer Wohnungen Vergabekritieren und Vorgaben (z.B. 
zur Belegung der Wohnungen oder zum Einbringen von Kapital).

Wohnraum gemeinnütziger Trägerschaften steht in der Regel allen Men­
schen offen, die die Vergabekriterien und Vorgaben der Trägerschaften 
erfüllen.

Wohnraum der Stadt bzw. des Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik der 

Stadt Bern 

Die städtischen Wohnungen sowie das städtische Bauland sind dem 
Fonds (Finanzvermögen der Stadt Bern, welches eine Rendite abwerfen 
muss) zugewiesen und werden durch Immobilien Stadt Bern bewirt­
schaftet. Die Grundstücke werden nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
und unter Berücksichtigung des Allgemeininteresses verwaltet. Der 
Fonds vermietet die meisten seiner rund 2 200 Wohnungen nach dem 
Berner Modell. Diese Wohnungen stehen grundsätzlich allen Menschen 
offen; die Vermietung erfolgt jedoch unter Berücksichtigung verschiede­
ner Faktoren wie beispielsweise der Mieterinnen­ und Mieterzusammen­
setzung im Haus, der Einkommenssituation und Wohnungsbelegung. 

46 www.wohnbund.ch
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Ausserdem vermietet der Fonds günstige Wohnungen mit Vermietungs­
kriterien (GüWR­Wohnungen). Diese Wohnungen stehen einkommens­
schwachen Menschen zur Verfügung; die Mieterschaft muss strenge 
Vermietungskriterien erfüllen. 

Einige Wohnungen werden nach Marktmiete vermietet, sie stehen allen 
Menschen offen, die über entsprechende inanzielle Mittel verfügen.

Marktmiete

Als Marktmiete wird der Mietzins einer Wohnung bezeichnet, der sich 
aus dem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage auf dem Woh­
nungsmarkt ergibt.

Kostenmiete

Als Kostenmiete wird der Mietzins einer Wohnung bezeichnet, der sich 
nur nach den anfallenden Wohnungskosten richtet und die Wohnungs­
marktsituation nicht berücksichtigt. Bei der Kalkulation von Kostenmieten 
dürfen nur die effektiven Kosten für Verzinsung von Kapital und Land 
bzw. Baurechtszins, Amortisationen/Abschreibungen, Verwaltung und In­
standhaltung der Wohnung einliessen. Veränderungen der Bodenpreise 
und Marktentwicklungen dürfen bei der Kostenmiete nicht berücksichtigt 
werden. Die Stadt Bern deiniert aktuell im Rahmen der Anwendung von 
Preisgünstigkeitsverplichtungen im Sinne der Initiative „Für bezahlbare 
Wohnungen“ (Wohn­Initiative), wie Mietzinsen nach Kostenmieten zu 
berechnen sind.

Wohnungen in Kostenmiete sind selbsttragend und nicht subventioniert. 
Kostenmieten steigen bei grosser Nachfrage nach Wohnraum oder At­
traktivierung von Wohnumgebungen nicht an.

Berner Modell

Mit Berner Modell wird das Modell der Stadt Bern zur Kalkulation der 
Mietzinsen städtischer Wohnungen bezeichnet. Mit Hilfe eines Rasters 
werden nach diesem Berechnungsmodell die Lagequalität sowie die 
Komfortstufen von Wohnungen mit jeweils fünf Stufen bewertet. Daraus 
ergeben sich Mietzinsen pro m2/Jahr mit einer Spannweite von Fr. 107.­ 
bis 280.­ Die nach Berner Modell berechneten Mietzinsen entsprechen 
in der Höhe ungefähr der Kostenmiete. Das Berner Modell stellt jedoch 
keine eigentliche Kostenmietberechnung dar.

            Lagequalität

Komfort/Standart A
Schlecht

B
einfach

C
Gut

D
sehr gut

E
Toplage

1 Ohne Komfort 107 120 134 147 160

2 Einfacher Komfort 134 147 160 174 187

3 Mittlerer Komfort 160 174 187 200 214

4 Neuzeitl. Komfort 187 200 214 227 240

5 Hoher Standart 214 240 254 267 280

Zahlen = Mietzins m2 / Jahr

Grün ­ GüWR­fähig

Rot ­ nicht GüWR­fähig
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Günstige Wohnungen mit Vermietungskriterien (GüWR-Wohnungen)

Als GüWR­Wohnungen werden die von der Stadt Bern subventionier­
ten Wohnungen bezeichnet. Sie stehen Menschen zur Verfügung, die 
strenge Kriterien, insbesondere Einkommens­ und Vermögenskriterien 
erfüllen. Die Mietzinsen von GüWR­Wohnungen werden mittels unter­
schiedlich hoher Rabatte auf ein fest deiniertes Niveau verringert. Der 
Mietzins einer 4­Zimmer­GüWR­Wohnung beträgt beispielsweise netto 
maximal Fr. 1100.­

Preisgünstiger Wohnraum

Welcher Mietzins einer Wohnung als «preisgünstig» gilt, ist nicht dei­
niert. Jeder Mensch hat seine eigenen Vorstellungen, wieviel eine preis­
günstige Wohnung kosten darf. Die Stadt Bern versteht unter preisgüns­
tigen Mieten im Neubaubereich Mietzinsen, die sich an der Kostenmiete 
orientieren.

Bezahlbarer Wohnraum

Was unter bezahlbarem Wohnraum zu verstehen ist, ist ebenfalls nicht 
deiniert, sondern relativ. Wieviel Mietzins bezahlbar ist, hängt von der 
Einkommenssituation der einzelnen Menschen ab. So sind Neubau­
wohnungen mit Kostenmiete beispielsweise für die mittelständische 
Bevölkerung bezahlbar, für armutsbetroffene Menschen jedoch nicht 
erschwinglich.

Subventionierter Wohnraum

Zu subventioniertem Wohnraum gehören Wohnungen, die gezielt für 
Menschen mit tiefen Einkommen verbilligt werden. Dazu zählen in der 
Stadt Bern nur die günstigen Wohnungen mit Vermietungskriterien 
(GüWR­Wohnungen) des Fonds.

Hindernisfreier Wohnraum

Als hindernisfrei gelten Wohnungen, die inklusive Haus­ und Wohnungs­
zugang gemäss den kantonalen Bauvorschriften und der Norm SIA 500 
«Hindernisfreie Bauten» gebaut sind. Das bedeutet beispielsweise, 
dass der Zugang und das Wohnungsinnere keine Stufen und Schwellen 
aufweisen dürfen und dass Türen, Badezimmer und Küchen die für Roll­
stuhlfahrende nötigen Mindestgrössen aufweisen müssen.
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Gemeinwohlorientiert, gemeinschaftlich, selbstverwaltet

Gemeinwohlorientierte Trägerschaften stellen das Wohlergehen breiter 
Bevölkerungsschichten und der Gesellschaft ins Zentrum. Ihr Engage­
ment geht über den eigentlichen Bau von Wohnungen hinaus und bein­
haltet beispielsweise Wohnraum für benachteiligte Menschen oder die 
Quersubventionierung von Erdgeschossnutzungen, die für die Öffentlich­
keit einen Mehrwert bringen.

Gemeinschaftliche Wohnformen sind bewusst auf soziale Netzwerke und 
Kontakte der Menschen ausgelegt. Begegnungen der Bewohnerschaft 
und der Quartierbe völkerung werden zum Beispiel durch Gemeinschafts­
räume oder Aussenräume begünstigt, die zum Aufenthalt einladen.

Selbstverwaltet sind Wohnungen dann, wenn ihre Bewohnerinnen und Be­
wohner mitbestimmen und mitgestalten können, zum Beispiel in Genos­
senschaften oder in Stockwerkeigentumsgemeinschaften.
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